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Liebe Leserinnen, liebe Leser,
Der Klimawandel ist eine der größten Herausforderungen unserer Zeit. Um dem Klimawandel entge-
genzuwirken, sind zwei Aspekte von besonderer Bedeutung: An erster Stelle steht ein engagierter 
Klimaschutz, der dazu beiträgt, die Treibhausgase zu reduzieren. Gleichzeitig müssen wir uns auch an 
die unvermeidbaren Folgen des Klimawandels anpassen.

In Baden-Württemberg ist diese Klimapolitik im Klimaschutzgesetz verankert. Der Landtag von Ba-
den-Württemberg hat dieses Gesetz im Jahr 2013 mit großer Mehrheit verabschiedet. Im Gesetz wer-
den verbindliche Zielvorgaben für den Klimaschutz formuliert und gleichzeitig die Entwicklung einer 
Anpassungsstrategie festgeschrieben. Bis 2020 sollen die Treibhausgasemissionen im Land um 25 Pro-
zent gemindert werden; für 2050 wird eine Minderung um 90 Prozent angestrebt. Das Erreichen der 
Klimaschutzziele soll kontinuierlich überprüft werden. Beginnend mit dem Jahr 2016 sieht das Klima-
schutzgesetz dafür alle drei Jahre eine ausführliche Berichterstattung vor. Die Landesregierung kommt 
dieser Aufgabe in zwei Berichtsteilen nach:

� �Monitoring-Bericht zum Klimaschutzgesetz Baden-Württemberg � Teil I Klimafolgen und Anpassungen
� �Monitoring-Bericht zum Klimaschutzgesetz Baden-Württemberg � Teil II integriertes Energie- und 
Klimaschutzkonzept

Der hier vorgelegte zweite Berichtsteil beschäftigt sich mit der Entwicklung der Treibhausgasemissio-
nen in Baden-Württemberg und der Umsetzung des 2014 von der Landesregierung beschlossenen 
integrierten Energie- und Klimaschutzkonzepts (IEKK). Das IEKK enthält konkrete Umsetzungsstra-
tegien zur Erreichung der Klimaschutzziele und unterlegt diese mit insgesamt 108 Maßnahmen.  
Mehr als 90 Prozent dieser Maßnahmen werden fortlaufend umgesetzt.

Die Treibhausgasemissionen sind im Vergleich zum Bezugsjahr 1990 um 14 Prozent bzw. 12 Mio. t 
CO2-˜quivalente zurückgegangen. Allerdings hat sich auf Grund der kühlen Witterung, einem An-
stieg der Kohleverstromung sowie den nach wie vor steigenden Treibhausgasemissionen im Ver-
kehrsbereich die Situation im Vergleich zum Vorjahr etwas verschlechtert. Um das 2020-Ziel zu errei-
chen, müssen bis zum Jahr 2020 weitere 10 Mio. t CO2-˜quivalente eingespart werden. So wie es 
aktuell aussieht, wird das Land, ebenso wie der Bund, dieses Zwischenziel voraussichtlich knapp be-
ziehungsweise stärker verfehlen. Ein wesentlicher Unsicherheitsfaktor ist dabei die Stilllegung des 
Kernkraftwerks Philippsburg 2 Ende 2019 und die Frage, wie die bisher atomar erzeugte Strommenge 
ersetzt wird. In Hinblick auf das 2050-Ziel ist es daher umso wichtiger, dass zum einen das Land seine 
ambitionierte Klimaschutzpolitik weiter verfolgt und zum anderen der Bund sowie die EU die ent-
sprechenden Rahmenbedingungen schaffen.

Ich danke allen beteiligten Ministerien und Fachbehörden für ihr engagiertes Mitwirken an diesem 
Monitoring-Bericht. In den kommenden Jahren kommt es darauf an, die Anstrengungen zum Errei-
chen der Klimaschutzziele auf Bundes- und Landesebene zu erhöhen und die Fortschreibung des 
IEKK gemeinsam mit allen Akteuren im Land voranzubringen.

Franz Untersteller MdL 
Minister für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 
des Landes Baden-Württemberg
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Zusammenfassung

Mit dem 2013 verabschiedeten Gesetz zur Förde-
rung des Klimaschutzes in Baden-Württemberg 
(KSG BW) strebt das Land eine Minderung der 
Treibhausgasemissionen gegenüber 1990 um 
mindestens 25 % bis 2020 und um 90 % bis zum 
Jahr 2050 an. Im Juli 2014 hat die Landesregie-
rung zur Umsetzung der Ziele aus dem KSG BW 
das Integrierte Energie- und Klimaschutzkonzept 
(IEKK) verabschiedet. Das Klimaschutzziel für 
das Jahr 2020 wird im IEKK mit sektorspezifi
schen Emissionsminderungszielen hinterlegt. 
Gleichzeitig werden Strategien und Maßnahmen 
zur Zielerreichung aufgezeigt. Zudem werden 
weitere übergeordnete energie- und klimapoli-
tische Ziele der Landesregierung beschrieben.

Gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 KSG BW ist im Jahr 2016 
erstmals eine zusammenfassende Berichterstat-
tung anzufertigen zu den Entwicklungen der 
Treibhausgasemissionen im Land, der Entwick-
lung der energiewirtschaftlichen und -politischen 
Rahmenbedingungen sowie dem Umsetzungs-
stand wichtiger Ziele und Maßnahmen einschließ
lich Bewertung der Ergebnisse und Vorschläge 
zur Weiterentwicklung. 

In Kapitel 1 erfolgt eine Beschreibung der ener-
giewirtschaftlichen und energiepolitischen Rah-
menbedingungen. Im Anschluss wird in Kapitel 
2 die Entwicklung der Treibhausgasemissionen  
in Baden-Württemberg unter Berücksichtigung 
der Minderungswirkung des europaweiten Emis-
sionshandels dargestellt. In Kapitel 3 werden die 
weiteren übergeordneten energie- und klima
politischen Ziele der Landesregierung, vor allem 
sichere Versorgung, Kostensicherheit, regionale 
Wertschöpfung und Bürgerengagement, analy-
siert. In Kapitel 4 wird über den Umsetzungs-
stand der Maßnahmen aus dem IEKK durch die 
zuständigen Ministerien berichtet. Die Entwick-
lungen der Treibhausgasemissionen und der Rah-
menbedingungen werden in Kapitel 5 bewertet. 
In Kapitel 6 erfolgt eine Prüfung der Erreichung 
der Ziele des Klimaschutzgesetzes und des IEKK.  
Abschließend werden erste Vorschläge der Gut-
achterinnen und Gutachter zur Weiterentwick-
lung des IEKK im Kapitel 7 dargestellt.

 

ENTWICKLUNG DER TREIBHAUSGAS-
EMISSIONEN IN BADEN-WÜRTTEMBERG 
Bezogen auf das Referenzjahr 1990 konnte nach 
ersten Schätzungen für das Jahr 2015 eine Reduk-
tion von 12,0 Mio. t CO2-˜quivalenten (14 %) in 
Baden-Württemberg erreicht werden. Zur Ziel
erreichung von 25 % Emissionsminderung im Jahr 
2020 ist eine weitere Reduktion des jährlichen 
Treibhausgasausstoßes in Höhe von 10,2 Mio. t 
CO2-˜quivalenten bzw. 13 % gegenüber dem 
Jahr 2015 erforderlich. Gegenüber dem Vorjahr 
2014 zeigt sich nach ersten Schätzungen ein An-
stieg der Treibhausgasemissionen um 1,4 Mio. t 
auf 76,7 Mio. t CO2-˜quivalente im Jahr 2015, 
was einem Anstieg um 1,5 % entspricht. Damit 
verschlechtern sich im Jahr 2015 die Aussichten 
auf die Zielerreichung im Jahr 2020 gegenüber 
dem Vorjahr tendenziell. Im Verkehrssektor nah-
men die Emissionen weiterhin zu, sodass sich 
hier eine deutliche Zielverfehlung abzeichnet. Im 
Stromsektor werden Ef�zienzsteigerungen in der 
Steinkohleverstromung emissionsseitig durch die 
erhöhte Stromerzeugung aus Steinkohle über-
kompensiert. Die kühlere Witterung im Vergleich 
zum Jahr 2014 und das starke Wirtschaftswachs-
tum führen auch in den Sektoren Private Haus-
halte und Gewerbe, Handel, Dienstleistungen zu 
einer Zunahme der Emissionen. 

ÜBERGEORDNETE ENERGIE- UND KLIMA-
POLITISCHE ZIELSETZUNGEN DES LANDES
Die Umsetzung des Ziels �Sichere Versorgung� in 
Baden-Württemberg muss im Rahmen des deut-
schen und europäischen Stromversorgungssystems 
betrachtet werden. Auf Basis aktueller Studien 
besteht aller Voraussicht nach weiterhin kurz- bis 
mittelfristig keine Gefährdung der Versorgungs-
sicherheit. Die Inbetriebnahme der Steinkohle-
kraftwerksblöcke in Mannheim und Karlsruhe hat 
neben dem Ausbau dezentraler Kraft-Wärme- 
Kopplungsanlagen zu einem Zuwachs aktiv am 
Strommarkt agierender konventioneller Leistun-
gen in Baden-Württemberg geführt. Die Stromer-
zeugung in Baden-Württemberg liegt derzeit über 
dem Niveau von 1990. Jedoch müssen heute im 
Vergleich zu 1990 größere Strommengen impor-
tiert werden, da im Vergleich der Verbrauch einen 
stärkeren Anstieg aufweist. Gleichzeitig ist erzeu-
gungsseitig der Anteil der Kernenergie rückläu�g.
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Die Möglichkeiten des Landes zur Ein�ussnahme 
auf das Ziel �Kostensicherheit� sind begrenzt. 
Die Entwicklung der aggregierten Letztverbrau-
cherausgaben zeigt, mit Ausnahme der Ausgaben 
für Strom, dass die niedrigeren Rohstoffpreise in 
den letzten Jahren zu geringeren Belastungen der 
Endenergieverbraucher durch Energieausgaben 
führen. Vergleicht man diese Ausgaben mit dem 
Bruttoinlandsprodukt, fällt aus gesamtwirtschaft-
licher Sicht den Ausgaben für Strom mit unter 2,5 %, 
entgegen der öffentlichen Wahrnehmung, ein ge-
ringeres Gewicht zu als den Ausgaben für Wär-
medienstleistungen. Zudem ist der Anteil der 
Stromausgaben am Bruttoinlandsprodukt gegen-
über dem Niveau Anfang der neunziger Jahre 
nicht gestiegen.

Das Ziel �Regionale Wertschöpfung� zeigt an-
hand der Beschäftigungswirkung in den energie-
wenderelevanten Branchen in Baden-Württem-
berg, dass inzwischen jeder hundertste Arbeitsplatz 
in Baden-Württemberg direkt oder indirekt mit 
der Energiewende in Verbindung steht. Die Ent-
wicklung des Anteils der inländischen Primär
energiegewinnung zeigt eine steigende Tendenz 
auf, gleichzeitig konnten in den letzten Jahren 
Energieimporte reduziert werden. Auch die kom-
munalen Steuereinnahmen aus dem Betrieb von 
Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien zei-
gen eine steigende Tendenz auf. 

Für das Ziel �Bürgerengagement� lässt sich eine 
positive Bilanz ziehen. So konnte die Zahl der 
Energiegenossenschaften innerhalb von sechs 
Jahren verdoppelt werden (von 74 im Jahr 2010 
auf 150 im Jahr 2016). Zudem wurden seit 2007 
mehr als 60 Stadtwerke im Land gegründet und 
es bestehen derzeit etwa 300 ehrenamtliche 
Energieinitiativen im Land. Die Landesregierung 
unterstützt die gesellschaftliche Teilhabe an der 
Energiewende mit einem umfassenden Informa-
tionsangebot. Das IEKK wurde auf Basis einer 
umfassenden Bürger- und Öffentlichkeitsbetei-
ligung (BEKO) mit Bürgerinnen und Bürgern 
sowie Verbänden erarbeitet und auch die Fort-
schreibung des IEKK soll mit einer frühzeitigen 
und umfassenden Bürger- und Öffentlichkeits-
beteiligung umgesetzt werden. 
 

BEWERTUNG DER EUROPÄISCHEN UND 
BUNDESWEITEN ENERGIE-UND KLIMA-
POLITISCHEN ENTWICKLUNGEN
Die energie- und klimapolitischen Entwicklun-
gen auf EU- und Bundesebene sind mitentschei-
dend für das Erreichen des Landesklimaziels im 
Jahr 2020. Die Einigung in Paris, die Erderwär-
mung auf unter 2 Grad zu begrenzen, mit An-
strengungen, den globalen Temperaturanstieg auf 
1,5 °C zu halten, ist ein starkes Signal, das auf 
EU-, Bundes- und Landesebene nun entspre-
chend umgesetzt werden muss. Am 14. Novem-
ber 2016 legte hierzu die Bundesregierung mit 
dem Klimaschutzplan 2050 ein Strategiepapier 
für ein treibhausgasneutrales Deutschland im 
Jahr 2050 vor, das Leitbilder für 2050, Meilenstei-
ne und sektorale Klimaziele für das Jahr 2030 
sowie strategische Maßnahmen enthält. 

Trotz der ergriffenen Maßnahmen im Rahmen 
des Aktionsprogramms Klimaschutz 2020 und des 
Nationalen Aktionsplans Energieef�zienz wird auf 
Bundesebene vermutlich das Klimaziel 2020 ver-
fehlt. Zudem zeigt die Analyse der Rahmenbe-
dingungen auf EU- und Bundesebene auch eini-
ge Entwicklungen, die aus Landessicht besonders 
aufmerksam zu beobachten sind, wie die zukünf-
tige Wirkung des EU-Emissionshandelssystems 
(EU ETS), die Ausgestaltung des Ausschreibungs-
verfahrens für Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien, die Mittelausstattung sowie Inanspruch
nahme der aufgestockten Fördermaßnahmen im 
Bereich Gebäudesanierung und Energieef�zienz, 
der zukünftige Ausbau der KWK sowie die Bun-
desmaßnahmen im Verkehrssektor.

ERREICHUNG DER KLIMASCHUTZZIELE 
IN BADEN-WÜRTTEMBERG 
Für eine Einschätzung der Frage, ob die Klima-
schutzziele des Landes erreicht werden können, 
haben die Gutachterinnen und Gutachter eine 
Projektion auf Basis plausibler Annahmen durch-
geführt. Bei der Interpretation der Ergebnisse der 
vorgelegten Projektionen muss jedoch berück-
sichtigt werden, dass diese einer ganzen Reihe 
von Unsicherheiten unterliegen, also keine abso-
lute Genauigkeit darstellen können. Trotzdem lie-
fern sie einen �best guess�, der Anhaltspunkte 
darüber liefert, in welche Richtung die Emissions-

entwicklung unter Berücksichtigung der bekann-
ten Rahmenbedingungen verlaufen kann und 
welches Aktivitätsniveau erforderlich ist, um die 
Entwicklung in die gewünschte Richtung vor
anzutreiben.  

Eine Betrachtung der einzelnen Komponenten, 
die den CO2-Ausstoß im Land beein�ussen, zeigt, 
dass die Verbesserung der Energieef�zienz und 
die Verringerung der CO2-Intensität der Energie-
erzeugung zu einer Reduktion der Treibhausgas
emissionen im Vergleich zu 1990 geführt haben. 
Diese Reduktion überkompensiert die zusätzli-
chen Treibhausgasemissionen aufgrund des Wirt-
schafts- und Bevölkerungswachstums und führt 
somit insgesamt zu einer deutlichen Minderung 
der Treibhausgasemissionen 2015 gegenüber 1990. 
Jedoch wird gleichwohl das Emissionsminde-
rungsziel des Klimaschutzgesetzes Baden-Würt-
temberg von 25 % weniger Treibhausgasemissio-
nen im Jahr 2020 gegenüber 1990 nach den 
Ergebnissen der Projektion voraussichtlich knapp 
bzw. stärker verfehlt. Die Spannbreite dieses Min-
derungskorridors ergibt sich insbesondere durch 
Unsicherheiten bezüglich der Stromerzeugung 
bzw. Strombedarfsdeckung beim Ersatz von Phi
lippsburg 2. Das Klimaziel besagt, dass die Emis-
sionen gegenüber 1990 bis 2020 um 25 % gemin-
dert werden sollen und zwar von 88,7 Mio. t 
CO2-˜quivalente pro Jahr auf 66,5 Mio. t CO2-
˜quivalente pro Jahr. Die Projektion der Emis-
sionen bis 2020 zeigt, dass bis zum Jahr 2020 ge-
genüber dem Jahr 1990 ein Minderungskorridor 
zwischen 68,6 und 72,5 Mio. t CO2-˜quivalente 
erreicht werden kann, was einer Minderung um 
18,3 bis 22,7 % entspricht. Die Lücke zur Zieler-
reichung beträgt 2020 demnach 2,0 bis 5,9 Mio. t 
CO2-˜quivalente oder 2,3 bis 6,7 Prozentpunkte. 

Die Referenzentwicklung im Jahr 2020 leistet ei-
nen Minderungsbeitrag von 1,2 bis 4,64 Mio. t 
CO2-˜quivalenten. Die Unsicherheit hierbei er-
gibt sich vor allem im Sektor Stromerzeugung.  
Je nach Umstellung der Stromerzeugung infolge 
des Ersatzes von Philippsburg 2 auf verstärkte 
Stromimporte, den weiteren Ausbau der Kapazi-
täten zur Erneuerbaren Stromerzeugung oder 
zusätzliche Erzeugung von Strom aus Kohlekraft-
werken ergibt sich die Spannbreite an eingesparten 

CO2-Emissionen. Die Referenzentwicklung stellt 
hauptsächlich die Wirkung von EU- und Bundes-
maßnahmen dar, die im Jahr 2014 bereits imple
mentiert waren und deren Wirkung sich weiter 
fortsetzt. Zu diesen Maßnahmen zählen bspw. 
der europäische Emissionshandel (EU ETS), das 
EEG 2014 oder die CO2-Standards für Pkw und 
leichte Nutzfahrzeuge. In der Referenzentwick-
lung sind auch ˜nderungen der Rahmenbedin-
gungen, wie Bevölkerungs- und Wirtschaftsent-
wicklung, berücksichtigt.

Eine zusätzliche Minderung im Jahr 2020 gegen-
über dem Jahr 2015 von 2,06 bis 2,57 Mio. t CO2-
˜quivalente kommt aus den Maßnahmen des 
Bundes im Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 
und im Nationalen Aktionsplan Energieef�zienz, 
d. h. aus den Maßnahmen, die der Bund ab 2015 
implementiert hat bzw. deren Implementierung 
kurzfristig geplant bzw. bereits beschlossen ist.  
Ergänzend wurde zu 17 Landesmaßnahmen im 
IEKK eine Quanti�zierung vorgenommen. 

Diese wurden durch die Gutachterinnen und 
Gutachter im Wesentlichen nach Wichtigkeit, 
Datenverfügbarkeit und Sektor-Zuordnung aus-
gewählt. Die untersuchten Maßnahmen tragen 
im Jahr 2020 gegenüber dem Jahr 2015 mit einer 
Treibhausgasvermeidung von etwa 0,9 Mio. t 
CO2- quivalente zur Zielerreichung bei. Jedoch 
leisten auch die Landesmaßnahmen, deren Wir-
kung nicht abgeschätzt werden konnte bzw. die 
keine direkte Minderungswirkung entfalten, einen 
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wesentlichen Beitrag zur Emissionsminderung, in-
dem sie unter anderem sicherstellen, dass die Maß-
nahmen des Bundes und auch andere Landesmaß-
nahmen ihre Wirkung in Baden-Württemberg 
entfalten können. Sie �ankieren das Bundesinstru-
mentarium, schließen Lücken in diesem und si-
chern Bundesmittel für Baden-Württemberg. Ge-
nannt seien an dieser Stelle die zahlreichen �weichen� 
Maßnahmen zur Beratung, Information und Ver-
netzung, deren Bedeutung unbestritten, deren 
Minderungsbeitrag jedoch kaum quanti�zierbar 
ist. Auch die Klimawirkung des Erneuerbare- 
Wärme-Gesetzes konnte für die Prüfung der Ziel
erreichung noch nicht berücksichtigt werden, da 
die umfassende Evaluierung gerade erst begon-
nen hat. Des Weiteren konnte die Wirkung von 
Infrastrukturvorhaben im Verkehrssektor, die 
klimafreundliche Verkehrsmittel stärken, im 
Rahmen der Prüfung der Zielerreichung nicht 
bestimmt werden, da eine Datengrundlage da-
für fehlt. Insgesamt ist die Minderungswirkung 
des IEKK für die Erreichung des Klimaziels des-
halb wesentlich größer, als es aus dem abge-
schätzten und ausgewiesenen Minderungsbeitrag 
deutlich wird. 

Die Zielerreichung in den einzelnen Sektoren 
sieht unterschiedlich aus: In den Sektoren Private 
Haushalte, Gewerbe, Handel, Dienstleistungen 
und Industrie (prozessbedingte und energiebe-

dingte Emissionen) wird das Minderungsziel vor-
aussichtlich erreicht oder gar übererfüllt. Im Sek-
tor Abfall- und Kreislaufwirtschaft werden die 
Ziele voraussichtlich knapp erreicht oder nur 
knapp verfehlt. Eine deutliche Verfehlung des 
Ziels wird es voraussichtlich in den Sektoren 
Stromerzeugung, Verkehr und Land- und Forst-
wirtschaft, Landnutzung geben.

VORSCHLÄGE ZUR WEITERENTWICKLUNG 
DES IEKK
Gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 e) KSG BW sollen im 
Monitoring-Bericht auch Vorschläge zur Weiter-
entwicklung des IEKK genannt werden. Auf Ba-
sis der Untersuchungen im Monitoring-Bericht 
über Verlauf und Wirksamkeit der IEKK-Maß-
nahmen wurden durch die Gutachterinnen und 
Gutachter erste mögliche Maßnahmen zur Wei-
terentwicklung des IEKK erarbeitet, die nach 
einer ersten Prüfung durch die Fachebenen der 
Ministerien aufgeführt sind. Diese Vorschläge 
werden gemeinsam mit den Ergebnissen des For-
schungsvorhabens Energie� und Klimaschutz-
ziele 2030 in die Arbeiten für die Erstellung des 
künftigen IEKK ein�ießen und dabei erst einer 
abschließenden Beurteilung zugeführt. Dabei 
werden auch weitere Untersuchungen vor dem 
Hintergrund der Entwicklungen auf Bundes- und 
europäischer Ebene berücksichtigt. 

Auf übergeordneter Ebene wird von den Gutach-
terinnen und Gutachtern vorgeschlagen, die Maß
nahmen und Ziele operationalisierbarer auszu
formulieren. Inhaltlich sollte bei der Weiterent- 
wicklung stärker das energiesparende und klima
freundliche Verhalten sowie einer nachhaltigen 
Lebensweise und Konsum adressiert werden.

Im Sektor Stromerzeugung sollte an den bisheri-
gen Strategien (Flankierung und Ergänzung von 
Bundesmaßnahmen, Interessenvertretung des Lan-
des auf Bundesebene) festgehalten werden. 

Im Verkehrssektor gilt es, vor allem die bisheri-
gen Maßnahmen im IEKK, die schnelle Einfüh-
rung und Durchsetzung der auf erneuerbarer 
Energie beruhenden Elektromobilität unter Be-
rücksichtigung der Strategie �Nachhaltige Mobili-
tät � für Alle�, konsequent umzusetzen. Der  
Güter- und Wirtschaftsverkehr sollte stärker ad-
ressiert und auch hinsichtlich Verkehrsvermei-
dung und Elektri�zierung vorangetrieben werden. 
Strategien und Maßnahmen zur Verkehrsvermei-
dung und Verkehrsverlagerung im Personenver-
kehr sollten weiter ausgebaut und der ÖPNV 
gestärkt werden. 

Im Sektor Private Haushalte, so die ersten Vor-
schläge der Gutachterinnen und Gutachter, sollte 
an der schon erfolgreich umgesetzten Flankie-
rung der bestehenden Bundesmaßnahmen fest-
gehalten werden. Verstärkte Anreize sollten im 
Bereich der Solarthermie, Geothermie, beim 
Austausch veralteter Elektrospeicherheizungen 
und bei der Unterstützung sehr ambitionierter 
Wärmeschutzstandards erfolgen. Es gilt, Lock-in-
Effekte zu vermeiden und weitere �No regret�-
Maßnahmen zu adressieren, wie beispielsweise 
die Verringerung der Temperaturen in Fern- und 
Nahwärmenetzen sowie der Vorlauftemperaturen 
in Heizenergieverteilsystemen. Darüber hinaus 
sollten Transformationsthemen für die langfristige 
gesellschaftliche Entwicklung wie das Konsum-
verhalten oder die Bewusstseinsbildung für nach-
haltige Ernährung stärker in den Fokus genom-
men werden.

In den Bereichen Gewerbe, Handel, Dienstleis-
tungen und Industrie sollte laut den Empfehlun-
gen an die schon erfolgreich umgesetzten Maß-
nahmen angeknüpft werden. Flankierung der 
Bundesmaßnahmen durch Beratung, Weiterbil-
dung und Informationsweitergabe, tiefergehende 
Vernetzungen, Wettbewerbe, die Förderung in-
novativer Technologien und die Identi�zierung 
von energie- und ressourcensparenden Quer-
schnitts- und Transformationstechnologien (z. B. 
Bioökonomie) tragen zu einer kontinuierlichen 
Ef�zienzsteigerung sowie CO2-Reduktion bei.

Das Land übernimmt eine Vorbildfunktion und 
sollte die Maßnahmen für die Erreichung einer 
klimaneutralen Landesverwaltung fortführen. Im 
Bereich der Kommunen empfehlen die Gutach-
terinnen und Gutachter, weiterhin die Bundes-
förderung zielgerichtet zu vermarkten. Es sollte 
geprüft werden, wie die kommunale Wärmepla-
nung stärker vorangebracht werden kann. Das 
Förderprogramm für energieeffiziente Wärme-
netze sollte ausgebaut werden.

Im Sektor Landwirtschaft wird empfohlen, die 
bisherigen Strategien des IEKK umzusetzen und 
zu verstärken, speziell bei der Senkung des Stick-
stoffüberschusses sowie beim Thema Wirtschafts-
dünger. Bei der Biomasse-, insbesondere der Holz
nutzung sollte die Kaskadennutzung einen höheren 
Stellenwert bekommen. 

Die Abfallvermeidung sollte, so die Gutachterin-
nen und Gutachter, ebenso wie das Recycling ein 
größeres Gewicht im Sektor Abfall- und Kreis-
laufwirtschaft bekommen. Die weitere Erhöhung 
der Energieef�zienz in Kläranlagen und die Fort-
setzung der Erhöhung der energetischen Nut-
zung von Bio- und Grünabfällen sind weitere 
Empfehlungen. Für ein besseres Monitoring ist 
eine getrennte Ausweisung der Emissionen aus der 
Abfall- und der Abwasserwirtschaft erforderlich.

Die Ergebnisse aus diesem Monitoring-Bericht 
bilden gemeinsam mit weiteren Untersuchungen 
die Grundlage für die Prüfung und Erarbeitung 
des künftigen IEKK.
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Einleitung

Am 17. Juli 2013 hat der Landtag das �Gesetz zur 
Förderung des Klimaschutzes in Baden-Würt-
temberg� (KSG BW) verabschiedet. Mit den in  
§ 4 Abs. 1 KSG BW festgesetzten Zielen, die 
Treibhausgasemissionen bis 2020 um 25 % und 
bis 2050 um 90 % zu reduzieren, beabsichtigt 
das Land, seinen Beitrag zu den internationalen, 
europäischen und nationalen Klimaschutzzielen 
zu leisten. Maßgeblich für das Erreichen der Kli-
maschutzziele ist eine nachhaltige Ausgestaltung 
der Energieversorgung im Land.

Um diese Zielsetzungen zu erreichen, hat die 
Landesregierung am 15. Juli 2014 ein Integriertes 
Energie- und Klimaschutzkonzept (IEKK) ge-
mäß § 6 Abs. 1 KSG BW beschlossen. Das über-
geordnete Treibhausgasminderungsziel für das 
Land wird im IEKK in Minderungsziele für die 
verschiedenen Sektoren aufgeteilt und mit kon-
kreten Maßnahmen unterlegt. Die Erarbeitung 
des IEKK war geprägt von einer breiten Bürger- 
und Öffentlichkeitsbeteiligung (BEKO), aus der 
über 1.000 Empfehlungen und Hinweise zum 
IEKK-Entwurf hervorgingen. Die Mehrheit der 
Empfehlungen fand Eingang in das �nale IEKK.
Gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 KSG BW wurden im 
März 2015 und April 2016 Monitoring-Kurzbe-
richte veröffentlicht. Auf Basis der Berichte nach 
§ 11 Abs. 2 KSG BW und der fachlichen Daten-
analyse des Öko-Instituts e. V. und des Zentrums für 
Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden- 
Württemberg (ZSW) sowie der Projektion des 

Öko-Instituts e.V. hat die Stabsstelle Klima-
schutz des Ministeriums für Umwelt, Klima und 
Energiewirtschaft den vorliegenden �Monitoring-
Bericht zum Klimaschutzgesetz Baden-Württem-
berg � Teil II Integriertes Energie- und Klima-
schutzkonzept� als ersten zusammenfassenden 
Bericht nach § 9 Abs. 2 Nr. 2 KSG BW zusam-
mengestellt. Zur Berichterstattung nach § 9 Abs. 
2 Nr. 2 c wird auf den �Monitoring-Bericht zum 
Klimaschutzgesetz Baden-Württemberg � Teil I 
Klimafolgen und Anpassung� verwiesen.

Zusätzlich zu den Inhalten der Monitoring-Kurz-
berichte enthält dieser Monitoring-Bericht eine 
Projektion der Treibhausgasemissionen im Land 
bis 2020 und unverbindliche Vorschläge zur Wei-
terentwicklung des IEKK.

Grundlage der Darstellungen ist die amtliche  
Datenlage bis zum Jahr 2015, soweit sie durch das 
Statistische Landesamt bis zum 31. März 2017 
veröffentlicht wurde. Zusätzlich hat das ZSW  
eigene Schätzungen vorgenommen. Die Zuord-
nung der Treibhausgasemissionen erfolgt ent-
sprechend dem im Rahmen der internationalen 
und nationalen Treibhausgasberichterstattung 
üblichen Quellenprinzip. Wesentliche Aspekte 
einer verursacherbezogenen Betrachtung sowie 
die Wirkungsbeiträge und Wechselwirkungen 
durch Klimaschutzmaßnahmen des Bundes und 
der Europäischen Union werden gemäß § 9 Abs. 
2 Nr. 2 KSG BW im Bericht mitberücksichtigt.
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Entwicklung der energiewirt
schaftlichen und energie- und  

klimapolitischen Rahmenbedingungen
1.1 Internationaler Klimaschutz (17) � 1.2 Rahmenbedingun-
gen auf europäischer Ebene (17) � 1.3 Rahmenbedingungen 

auf Bundesebene (20) � 1.4 Rahmenbedingungen auf  
Landesebene (28)

Auf der UN-Klimakonferenz (21st Conference of 
the Parties, COP 21), die vom 30. November bis 
12. Dezember 2015 in Paris stattfand, wurde ein 
völkerrechtlich verbindliches Klimaabkommen 
verabschiedet. Der Vertrag trat am 4. November 
2016 in Kraft. Bis dahin hatten 94 Staaten mit ei-
nem Emissionsanteil von 66 % das Abkommen 
rati�ziert. Als zentrales Vertragselement gilt, die 
durchschnittliche Erderwärmung auf deutlich un-
ter 2 Grad zu begrenzen, mit dem Bestreben, den 
globalen Temperaturanstieg auf 1,5 Grad zu be-
grenzen. Dazu soll in der zweiten Hälfte dieses 
Jahrhunderts ein Gleichgewicht aus Treibhausgas
emissionen auf der einen Seite und deren Abbau 
auf der anderen Seite erreicht werden. Die im 
Vorfeld der COP 21 von den Ländern eingereich-
ten Reduktionsziele (Intended Nationally Deter-
mined Contributions, INDCs) sollen ausgehend 
von 2018 alle fünf Jahre überprüft werden. Begin-
nend ab 2020 müssen die Staaten ebenfalls im 
fünfjährlichen Rhythmus die für die kommenden 
fünf Jahre anvisierten Ziele bestätigen oder nach-
bessern. Zur Überwachung wird ein sogenanntes 
�compliance committee� eingerichtet. In den 
kommenden Konferenzen sollen die getroffenen 
Festlegungen konkretisiert und umgesetzt wer-
den. So wurde auf der UN-Klimakonferenz (COP 
22) im November 2016 in Marrakesch (Marokko) 
die Vergleichbarkeit der nationalen Minderungs-

ziele diskutiert. Die nächste UN-Klimakonferenz 
(COP 23) �ndet 2017 unter der Präsidentschaft 
von Fidschi in Bonn statt.

Ein weiterer Meilenstein für den internationalen 
Klimaschutz war das Kigali-Abkommen vom Ok-
tober 2016. In der Erweiterung zum Montreal-Ab-
kommen zum Schutz der Ozonschicht wurde 
festgelegt, die Verwendung von besonders klima-
schädlichen teil�uorierten Kohlenwasserstoffen 
(FKW) weltweit drastisch zu reduzieren. Bis 2036 
sollen Industrieländer die Produktion und den Ver-
brauch von FKW um 85 % reduzieren, für Ent-
wicklungs- und Schwellenländer gelten differenzier-
te Minderungen um 80 bis 85 % von 2024 bis 2047. 
Baden-Württemberg bringt sich als klimaenga-
gierte Region in die internationalen Klimaschutz
anstrengungen ein. So wurde im Mai 2015 ge-
meinsam mit Kalifornien und zehn weiteren 
Mitstreitern ein gemeinsames Memorandum of 
Understanding auf den Weg gebracht, in dem 
sich die Unterzeichner unter anderem auf eine 
Begrenzung des Kohlendioxidausstoßes auf un-
ter 2 t pro Jahr und Einwohner verp�ichten, um 
so den weltweiten Temperaturanstieg auf unter 
zwei Grad zu halten. Dem deshalb so genannten 
�Under2 MOU� sind zwischenzeitlich weltweit 
über 160 Unterzeichner aus 33 Ländern und sechs 
Kontinenten beigetreten. 

1) �Verp�ichtung der EU-Mitgliedstaaten bis 2020: Reduktion der Treibhausgasemissionen um mindestens 20 % gegenüber 1990, Steigerung 
der Energieef�zienz um 20 % (gegenüber der Referenzentwicklung) und Anteil von 20 % erneuerbaren Energien am Bruttoendenergieverbrauch.  

1.2.1 KLIMA- UND ENERGIERAHMEN 2030
Aufbauend auf dem bestehenden Rahmen der 
2020-Zielsetzungen1 wurde im Oktober 2014 mit 
den Beschlüssen des Europäischen Rats der euro-
päische Klima- und Energierahmen 2030 festge-
legt. Die drei Hauptziele der EU-Mitgliedstaaten 
bis 2030 sind die Minderung der Treibhausgas
emissionen um mindestens 40 % gegenüber 1990, 
ein Anteil der erneuerbaren Energien von min-
destens 27 % am Bruttoendenergieverbrauch und 
ein indikatives Energieef�zienzziel von mindes-
tens 27 % (Steigerung gegenüber der Referenz-
entwicklung) � verbunden mit der Option, dieses 

Ziel nach einer Überprüfung im Jahr 2020 auf 30 % 
zu erhöhen. Nach dem sogenannten Governan-
ce-Ansatz der Energieunion sollen bis 2019 von 
Seiten der EU-Mitgliedstaaten nationale Ener-
gie- und Klimapläne für den Zeitraum 2021 bis 
2030 erstellt werden. Diese stellen die geplanten 
Maßnahmen und den voraussichtlichen Beitrag 
zu den Zielen des Energie- und Klimarahmens 
2030 dar. In einem europäischen Monitoring wer-
den die nationalen Pläne überprüft. Falls das Ziel 
für den Anteil der erneuerbaren Energien nicht 
erreicht werden kann, soll ein Back-up-Instru-
ment einspringen.

1.1 Internationaler Klimaschutz

1.2 Rahmenbedingungen auf  
europäischer Ebene



1918 MONITORING-BERICHT ZUM KLIMASCHUTZGESETZ BADEN-WÜRTTEMBERG – TEIL II INTEGRIERTES ENERGIE- UND KLIMASCHUTZKONZEPT MONITORING-BERICHT ZUM KLIMASCHUTZGESETZ BADEN-WÜRTTEMBERG – TEIL II INTEGRIERTES ENERGIE- UND KLIMASCHUTZKONZEPT

2) �Die wachsende Verwendung von Biokraftstoffen der sogenannten ersten Generation aus Raps, Soja, Mais oder Palmöl führt in manchen 
Ländern zu einer Konkurrenz zum Nahrungsmittelanbau oder zur Abholzung von Regenwäldern mit negativen Folgen für die Ökosysteme 
und das Klima. 

1.2.2 EU-EMISSIONSHANDEL 
Der EU-Emissionshandel (European Union Emis
sions Trading System, EU ETS) ist eines der zen-
tralen Instrumente zur Reduktion der Treibhaus-
gasemissionen in der Europäischen Union sowie 
in den drei Mitgliedstaaten der europäischen 
Freihandelsassoziation (EFTA) Island, Liechten-
stein und Norwegen. EU-weit werden annähernd 
50 % der Treibhausgasemissionen von dem Han-
delssystem erfasst; in Baden-Württemberg sind 
es etwa 30 %. Im Jahr 2013 startete die dritte 
Handelsperiode, die sich bis 2020 erstreckt.

Aufgrund des anhaltend niedrigen Preisniveaus 
entfaltet der Emissionshandel allerdings nicht 
die erhoffte Lenkungswirkung. Kurzfristig wurde 
daher die Versteigerung von 900 Mio. Zertifika-
ten im Zeitraum 2014 bis 2016 verschoben 
(backloading). Im Nachgang wurde entschieden, 
diese ab 2019 in die sogenannte Marktstabilitäts-
reserve (MSR) zu überführen. Langfristig soll  
die Einführung der Marktstabilitätsreserve den 
bestehenden Überschuss verringern, umgekehrt 
greift das Instrument auch, wenn die Nachfrage 
steigt und zu wenige Zerti�kate im Umlauf sind. 
Außerdem ist geplant, mit Beginn der neuen 
Handelsperiode im Jahr 2021 die Zahl der han-
delbaren Zerti�kate um jährlich 2,2 % statt wie 
bisher 1,74 % abzusenken. Damit wird die Menge 
der ausgegebenen Zerti�kate an das 2030-Ziel 
angeglichen, wonach die vom EU-Emissionshan-
delssystem erfassten Sektoren ihre Emissionen bis 
2030 gegenüber 2005 um 43 % verringern müssen. 

1.2.3 LASTENTEILUNGSENTSCHEIDUNG 
(EFFORT SHARING DECISION)
Die �Effort Sharing Decision� (Lastenteilungs-
entscheidung) bezieht sich auf die Emissionen 
außerhalb des EU ETS, darunter Emissionen von 
Gebäuden, Verkehr, Landwirtschaft und Abfall-
wirtschaft. So besteht das EU-weite Minderungs-
ziel für den Zeitraum bis 2020 in einer Redukti-
on der Treibhausgasemissionen um 10 % bzw. bis 
2030 um 30 % gegenüber 2005. Der Beitrag 
Deutschlands beläuft sich auf eine Reduktion 
der Emissionen um 14 % im Jahr 2020 gegenüber 
2005. Zur Umsetzung des 2030-Ziels veröffent-
lichte die europäische Kommission im Juli 2016 
einen Vorschlag für verbindliche Ziele für alle 
EU-Staaten für den Zeitraum 2021 bis 2030. In 
Abhängigkeit der Wirtschaftskraft ist eine Min-
derung der Treibhausgasemissionen zwischen 
null und 40 % gegenüber 2005 von den Mitglied
staaten zu erbringen. Für Deutschland ist eine 
Reduktion der nicht unter das ETS fallenden 
Wirtschaftssektoren bis 2030 um 38 % gegenüber 
2005 vorgesehen. 

Darüber hinaus wurde von der Kommission ein 
Vorschlag zum Einbezug der Emissionen aus den 
Sektoren Landnutzung, Landnutzungsänderung 
und Forstwirtschaft (LULUCF) erarbeitet. Dem-
nach sollen netto keine Emissionen in diesem 
Bereich anfallen, bei Nettoemissionsabbau bei-
spielsweise durch Aufforstung können diese in 
den anderen Sektoren angerechnet werden. Für 
Deutschland sind bis zu 22,3 Mio. t CO2 anre-
chenbar [1].*

1.2.4 EU-RICHTLINIEN IN DEN BEREICHEN 
ERNEUERBARE ENERGIEN UND ENERGIE-
EFFIZIENZ 
Die EU-Richtlinie für erneuerbare Energien 
(2009/28/EG) schreibt neben der Festlegung von 
Zielen für den Ausbau der erneuerbaren Energien 
u. a. Regeln für statistische Transfers, gemeinsame 
Projekte, Herkunftsnachweise und die Nachhal-
tigkeit von Biokraftstoffen und flüssigen Bio
energiebrennstoffen vor. 

Zur Umsetzung der Ziele sind die Mitgliedstaa-
ten nach Artikel 4 dazu verp�ichtet, einen Nati-
onalen Aktionsplan für erneuerbare Energie zu 

verabschieden. Die Aktionspläne sollen die nati-
onalen Gesamtziele sowie die für 2020 vorgese-
henen Anteile erneuerbarer Energien im Verkehrs-, 
Elektrizitäts- sowie Wärme- und Kältesektor bein-
halten. Darüber hinaus sollen die zur Zielerrei-
chung zu ergreifenden Maßnahmen und Strategi-
en festgehalten werden. 

Im Bereich Energieef�zienz gibt es weitere EU-
Richtlinien. Mit der EU-Energieef�zienz-Richt
linie (RL 2012/27/EU) wird das Ziel verfolgt, das 
Primärenergieef�zienzziel von 20 % bis zum Jahr 
2020 zu erreichen. Zur Verbesserung der Energie-
ef�zienz bis 2030 haben sich die Regierungschefs 
im Herbst 2014 auf ein indikatives Ziel von 27 % 
Energieeinsparung bis 2030 im Vergleich zu ei-
nem Referenzszenario verständigt. Die Gebäude
ef�zienz-Richtlinie (RL 2010/31 EU) unterstützt 
die Verbesserung der Gesamtenergieef�zienz von 
Gebäuden und regelt u. a. die Anwendung von 
Mindestanforderungen an die Ef�zienz neuer so-
wie bestehender Gebäude. Demnach müssen ab 
2021 Neubauten den Niedrigstenergiegebäude
standard einhalten. Mit der Ökodesign-Richtlinie 
(RL 2009/125/EG) wurde für energieverbrauchs
relevante Produkte ein Anforderungsrahmen er-
stellt, während mit der Energieverbrauchskenn-
zeichnungs-Richtlinie (RL 2010/30/EU) ein Rahmen 
zur Harmonisierung der Information der End-
verbraucher über den Energieverbrauch und An-
gaben zu energieverbrauchsrelevanten Produk-
ten gesetzt wurde. Ende November 2015 haben 
die EU-Energieministerinnen und -minister die 
Reform der EU-Energieverbrauchskennzeich-
nung in erster Lesung verabschiedet. Ziel ist 
auch, zukünftig die Aussagekraft des Labels für 
die Verbraucherinnen und Verbraucher durch die 
Rückkehr zu klaren Ef�zienzklassen zu erhalten.

1.2.5 EU-RICHTLINIEN IM BEREICH VERKEHR
Die EU hat sich das Ziel gesetzt, den Anteil an 
Kraftstoffen, die aus erneuerbaren Energiequellen 
stammen, bis 2020 auf 10 % zu erhöhen. Mit der 
Richtlinie 2015/1513/EU vom 13. Juli 2015 wird 
der Anteil von Biokraftstoffen, die aus Nahrungs-
mittelp�anzen stammen, auf 7 % begrenzt2.  Die 
Mitgliedstaaten haben die Möglichkeit, diesen 

Anteil in ihrer nationalen Gesetzgebung weiter 
abzusenken. Für Biokraftstoffe, die nicht aus 
Nahrungsmitteln stammen, gibt es ein nicht bin-
dendes Ziel für 2020 von 0,5 %. 

Außerdem sieht die europäische Gesetzgebung 
vor, den CO2-Ausstoß neu zugelassener Perso-
nenkraftwagen (Pkw) bis zum Jahr 2021 schritt-
weise zu verringern. Demnach darf der durch-
schnittliche Flottenausstoß eines Herstellers im 
Jahr 2015 130 g/km und im Jahr 2021 95 g/km 
nicht überschreiten. Für neu zugelassene leichte 
Nutzfahrzeuge beträgt der Grenzwert ab dem 
Jahr 2017 175 g/km und 147 g/km ab dem Jahr 
2020. Derzeit wird die Fortschreibung der Nor-
men für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge für den 
Zeitraum nach 2020 erarbeitet.

Ab September 2017 soll zeitgleich mit dem Test-
verfahren im praktischen Fahrbetrieb (Real Dri-
ving Emission, RDE) für NOX ein neues Prüfver-
fahren (WLTP, Worldwide Harmonized Light -Duty 
Vehicles Test Procedure) für realitätsnähere Mes
sungen der CO2-Emissionen eingeführt werden. 
Die CO2-Grenzwerte sind nach ˜nderung des 
Prüfverfahrens anzupassen, um Minderungsvor-
gaben einzuhalten.

In der im Juli 2016 veröffentlichten europäischen 
Strategie für emissionsarme Mobilität zeigt die 
EU-Kommission Leitprinzipien für die zukünfti-
ge Entwicklung des Verkehrs auf. Dabei ist eine 
stärkere Nutzung emissionsarmer Energieträger 
durch Innovationsanreize und Schaffung gemein-
samer Standards wie beispielsweise von Lade
steckverbindungen vorgesehen. Zudem werden 
im Strategiepapier die Fortschreibung von Emis-
sionsnormen von Pkw und leichten Nutzfahr-
zeugen für den Zeitraum nach 2020 sowie die 
Überwachung der Emissionen von Lkw und Bussen 
forciert. Weitere Themen sind Maßnahmen zu 
einem ef�zienteren Verkehrssystem (Digitalisie-
rung, Verbesserung des Erhebungssystems von 
Mautgebühren) und global das CO2-neutrale 
Wachstum des internationalen Luftverkehrs und 
die Minderung der Emissionen aus dem interna-
tionalen Seeverkehr.

* Die Zahlen in den eckigen Klammern beziehen sich auf die entsprechenden Quellen im Literaturverzeichnis ab S. 168
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1.3.1 ZIELE DES ENERGIEKONZEPTS UND 
DER ENERGIEWENDE 
Die Energiewende in Deutschland wurde mit 
dem Energiekonzept vom September 2010 und 
den Kabinettsbeschlüssen vom 6. Juni 2011 be-
schlossen. Kern der Energiewende ist der Aus-
stieg aus der Kernenergienutzung bis zum Jahr 
2022 sowie die Reduktion der Treibhausgasemis-
sionen um 40 % bis zum Jahr 2020, 55 % bis 2030 
und 80 bis 95 % bis 2050 gegenüber dem Jahr 
1990. Weitere Ziele bestehen im Hinblick auf den 
Ausbau der erneuerbaren Energien (EE) und der 
Steigerung der Energieef�zienz. Eine Übersicht 
der quantitativen Zielsetzungen auf Bundesebe-
ne ist in Tabelle 1 dargestellt.

Im Einzelnen soll der Anteil der erneuerbaren 
Energien am Bruttoendenergieverbrauch bis 2020 
auf 18 % erhöht werden. Weiterhin sieht das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 2017 eine Stei-
gerung des Anteils der erneuerbaren Energien am 
Bruttostromverbrauch auf 40 bis 45 % bis zum 
Jahr 2025 sowie 55 bis 60 % bis zum Jahr 2035 vor3.  

Parallel zu den EE-Zielen bestehen ambitionierte 
Ziele zur Reduktion des Primärenergie- und Brutto

stromverbrauchs sowie des Wärmebedarfs. Die 
Erreichung der Ef�zienzziele stellt eine wesentli-
che Voraussetzung dar, um die gesetzten Ziele 
zur Erhöhung der Anteile erneuerbaren Energien 
überhaupt zu realisieren. Langfristig besteht das 
im Rahmen des Energiekonzepts vom September 
2010 festgelegte Ziel eines nahezu klimaneutralen 
Gebäudebestands. Dies setzt voraus, dass Gebäu-
de einen sehr geringen Wärmebedarf aufweisen 
und der Restwärmebedarf durch erneuerbare 
Energien gedeckt wird, wobei die jeweilige Ge-
wichtung offenbleibt. Im Wärmebereich soll gemäß 
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) 
der Anteil der erneuerbaren Energien auf 14 % 
bis zum Jahr 2020 erhöht werden. 

1.3.2 AKTIONSPROGRAMM KLIMASCHUTZ 
2020 
Zur Unterstützung der Reduktion der Treibhaus-
gasemissionen bis 2020 um 40 % gegenüber 1990 
wurde von der Bundesregierung am 3. Dezember 
2014 das Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 
(APK 2020) vorgelegt. Im Zuge dieses Programms 
hat die Bundesregierung zusätzliche Maßnahmen 
beschlossen, um in der Kurzfristperspektive das 
2020-Ziel zu erreichen. 

Zentrale politische Maßnahmen sind der �Natio-
nale Aktionsplan Energieeffizienz� (NAPE, vgl. 
Kapitel 1.3.3) und die Strategie �Klimafreundli-
ches Bauen und Wohnen�. Mit den Maßnahmen 
des Aktionsprogramms Klimaschutz und des 
NAPE sollen Einsparungen in Höhe von zusätz-
lich 62 bis 78 Mio. t CO2-˜quivalenten im Jahr 
2020 erzielt werden. Unter Berücksichtigung des 
aktuellen Umsetzungsstandes liegt die Minde-
rungswirkung des Aktionsprogramms zwischen 
44 und 56 Mio. t CO2-˜quivalenten bis 2020 [3].  

1.3.3 NATIONALER AKTIONSPLAN  
ENERGIEEFFIZIENZ (NAPE)
Mit dem Nationalen Aktionsplan Energieef�zi-
enz (NAPE) hat die Bundesregierung am 3. De-
zember 2014 ihre Ef�zienzstrategie für die laufen-
de Legislaturperiode vorgelegt. Die Eckpfeiler 
des NAPE bilden die drei Handlungsbereiche 
Energieef�zienz im Gebäudebereich, Energieef�-
zienz als Rendite- und Geschäftsmodell sowie die 
Erhöhung der Eigenverantwortlichkeit für Ener-
gieef�zienz. 

Mit den im NAPE festgelegten Maßnahmen sol-
len im Jahr 2020 zusätzlich 25 bis 30 Mio. t/a 
Treibhausgasemissionen vermieden werden. 

Zur Unterstützung der Investitionen in Energie-
ef�zienz wird die öffentliche Förderung für Ef�zi-
enzmaßnahmen ausgebaut und verstetigt. Dazu 
zählt die Aufstockung der Gebäudesanierungs-
programme um 200 Mio. Euro auf 2 Mrd. Euro 
pro Jahr (ab 2015), die Einführung der steuerli-
chen Förderung mit einem Volumen von 1 Mrd. 
Euro pro Jahr (2015 bis 2019) sowie die Schaffung 
eines Fördervolumens von jährlich 150 Mio. Euro 
(ab 2018) für das neue Ausschreibungsmodell mit 
dem Schwerpunkt Stromef�zienz.

Die steuerliche Absetzbarkeit von Sanierungen 
wird bis auf Weiteres nicht eingeführt. Stattdes-
sen sollen Emissionen über ein neu eingeführtes 
Förderprogramm �Anreizprogramm Energieef�zi-
enz� mit einem Umfang von 165 Mio. Euro pro 
Jahr eingespart werden. Gefördert wird zum Bei-
spiel die Markteinführung von Brennstoffzel-
len-Heizungen oder der Austausch inef�zienter 

Heizungen. Die Maßnahmen sollen durch umfas-
sende Qualitäts-, Beratungs- und Bildungsoffen-
siven begleitet werden.

1.3.4 KLIMASCHUTZPLAN 2050 DER 
BUNDESREGIERUNG
Bereits im Koalitionsvertrag für die 18. Legisla-
turperiode im Jahr 2013 wurde vereinbart, einen 
Klimaschutzplan basierend auf den Ergebnissen 
der UN-Klimakonferenz in Paris und den EU-
Zielsetzungen vorzulegen. Teil der Entwicklung 
des Klimaschutzplans war ein Dialogprozess zu 
Maßnahmenvorschlägen unter Beteiligung von 
Bürgerinnen und Bürgern, Verbänden, Kommu-
nen und Bundesländern. Mit dem Kabinettsbe-
schluss vom 14. November 2016 wurde der Kli-
maschutzplan 2050 verabschiedet. Der Klimaschutz- 
plan orientiert sich am Ziel einer weitgehenden 
Treibhausgasneutralität bis 2050 und zeigt zentra-
le Weichenstellungen und notwendige strategi-
sche Maßnahmen auf. Für das Jahr 2030 wird das 
Ziel, eine Minderung der Treibhausgasemissio-
nen um 55 % gegenüber 1990 zu erreichen, mit 
Sektorzielen hinterlegt (siehe Tabelle 2). Dabei 
muss etwa die Hälfte der Gesamteinsparung die 
Energiewirtschaft leisten. Maßnahmen des Kli-
maschutzplans in diesem Bereich zielen u. a. auf 
die Unterstützung des Strukturwandels in den 
betroffenen Regionen (Kommission �Wachstum, 
Strukturwandel und Regionalentwicklung�) und 
die Stärkung des ETS ab. Im Gebäude und Ver-
kehrsbereich ist jeweils eine Minderung von 39 
bis 41 % gegenüber 2014 vorgesehen. Maßnahmen 
im Gebäudebereich betreffen Neubaustandards 
und Anreize für den Einsatz von erneuerbaren 
Energien beim Heizungstausch. Außerdem wird 
eine anteilige Nutzungsp�icht bei Sanierung ent-
sprechend des EEWärmeG im Neubau geprüft. 

Im Verkehr soll durch die Umsetzung noch zu ent-
wickelnder Maßnahmen im Straßen- und Schie
nenverkehr sowie die Förderung von Elektromo-
bilität und des Radverkehrs die Minderung erreicht 
werden. Geprüft wird zudem die aufkommens-
neutrale Weiterentwicklung der bestehenden 
Abgaben und Umlagen zugunsten treibhausgasar-
mer Verkehrsmittel. 

3) Im Jahr 2015 betrug der Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch bereits 31,6 % in Deutschland [2].

1.3 Rahmenbedingungen auf Bundesebene 

Tabelle 1: Zielsetzungen der Energiewende in Deutschland

1) Im Jahr 2020 ist eine Reduktion der Endenergie vorgesehen, 2050 bezieht sich das Ziel auf die nicht erneuerbare Primärenergie.

2020 2030 2040 2050

Treibhausgasemissionen 
(gegenüber 1990)

min. -40 % mind. -55 % mind. -70 % 80 bis 95 %

Anteil erneuerbarer Energien

Bruttoendenergieverbrauch 18 % 30 % 45 % 60 %

Bruttostromverbrauch mind. 35 % mind. 50 % mind. 65 % mind. 80 %

2025: 40-45 % (EEG 2017), 2035: 55-60 % (EEG 2017)

Senkung Energieverbrauch (gegenüber 2008)

Primärenergieverbrauch -20 % -50 %

Wärmebedarf Gebäude1 -20 % -80 %

Endenergieverbrauch Verkehr 
(gegenüber 2005)

-10 % -40 %

Bruttostromverbrauch -20 % -25 %

Endenergieproduktivität 2,1 %/a
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In der Industrie werden insbesondere die pro-
zessbedingten Emissionen und die Nutzung von 
Abwärmepotenzialen adressiert. In der Landwirt-
schaft zielen wesentliche Maßnahmen auf die Re-
duzierung der Lachgasemissionen aus Überdün-
gung, die Ausweitung des Ökolandbaus und eine 
Reduktion der Emissionen aus der Tierhaltung 
ab. Auf EU-Ebene setzt sich die Bundesregierung 
zudem für die Orientierung der Agrarsubventio-
nen an den klimapolitischen Beschlüssen ein. 
Die Emissionen aus der Landnutzung und Forst-
wirtschaft sind nicht Teil des Zieltableaus, wer-
den aber mit Maßnahmen im Bereich der nach-
haltigen Waldbewirtschaftung und des Erhalts 
von Wäldern und Dauergrünland sowie des Schut
zes von Mooren in den Klimaschutzplan einbezo-
gen. Sektorübergreifend soll das Steuer- und Ab-
gabensystem klimafreundlicher ausgerichtet und 
umweltschädliche Subventionen abgebaut werden. 

Ein konkretes Maßnahmenprogramm (samt quan
ti�zierter Minderungswirkung der Maßnahmen) 
folgt im Jahr 2018. Eine regelmäßige Überprüfung 
und Fortschreibung des Klimaschutzplans ist im 
fünfjährigen Rhythmus vorgesehen. 

1.3.5 STROMMARKTDESIGN
Das Anfang Juli 2016 verabschiedete Gesetz zur 
Weiterentwicklung des Strommarktes (Strommarkt
gesetz) sieht eine Weiterentwicklung des beste-
henden Energy-only-Marktes � abgesichert durch 
verschiedene Reserven � vor. Im Wesentlichen 
sollen bestehende Marktmechanismen und eine 
freie Preisbildung zur Re�nanzierung von Kapa-
zitäten gestärkt werden. 

Versorgungssicherheit und Systemstabilität wer-
den durch die Netzreserve und den Aufbau einer 
Kapazitätsreserve und Sicherheitsbereitschaft au-
ßerhalb des Strommarktes gewährleistet. Klima-
relevant ist insbesondere die Sicherheitsbereit-
schaft: Von Oktober 2016 bis ins Jahr 2019 werden 
schrittweise fünf Braunkohlekraftwerke mit einer 
Kapazität von 2,7 GW (13 % der gesamten Braun-
kohlekapazitäten) für vier Jahre vorläu�g stillge-
legt. Im Anschluss sind die Kraftwerke endgültig 
stillzulegen. Neben der Absicherung von vorher-
sehbaren Extremsituationen kann so der Treib-
hausgasausstoß um voraussichtlich 12,5 Mio. t 
CO2 reduziert werden. Eine Überprüfung der 
tatsächlichen Emissionsminderung ist für das Jahr 
2018 vorgesehen. Sollte sich abzeichnen, dass die 
angestrebte Minderung von 12,5 Mio. t CO2 bis 
2020 nicht erreicht wird, müssen die Kraftwerks-
betreiber geeignete zusätzliche Maßnahmen vor-
schlagen.

1.3.6 ERNEUERBARE-ENERGIEN-GESETZ 
(EEG)
Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) hat zum 
Ziel, den Anteil der erneuerbaren Energien an 
der Stromversorgung stetig, kostenef�zient und 
netzverträglich auf 40 bis 45 % im Jahr 2025, 55 
bis 60 % im Jahr 2035 und mindestens 80 % im 
Jahr 2050 zu erhöhen. Hierzu regelt das EEG den 
Anschluss der Anlagen an das Stromnetz sowie die 
Abnahme und Vergütung des eingespeisten Stroms.

Mit dem EEG 2017 wurde die bereits im EEG 
2014 vorgesehene Umstellung der Förderung auf 
wettbewerbliche Ausschreibungen umgesetzt. Da-
bei folgt die Novelle drei Leitgedanken: einem 
kostenef�zienten weiteren EE-Ausbau, der Wah-
rung der Akteursvielfalt sowie der Einhaltung des 
Ausbaukorridors für erneuerbare Energien.

Ab dem Jahr 2017 wird die Förderung für Wind
energieanlagen an Land, Windenergieanlagen auf 
See, Biomasseanlagen sowie Photovoltaikanlagen 
im Rahmen von Ausschreibungen ermittelt. Für 
Photovoltaik-Frei�ächenanlagen fanden bereits 
seit April 2015 Pilotausschreibungen statt. Zur 
Teilnahme an den Ausschreibungen sind Anlagen 
mit mehr als 750 kW (bzw. 150 kW bei Biomasse) 
verp�ichtet. Für die übrigen Anlagen erfolgt die 
Förderung weiterhin über die gesetzlich festge-
legten Vergütungen.

Zur Begrenzung der Redispatch-Kosten (Kosten 
durch die kurzfristige ̃ nderung des Kraftwerk
einsatzes zur Vermeidung von Netzengpässen) 
wird die Zubaumenge für Windenergieanlagen 
an Land in Gebieten mit Netzengpässen be-
grenzt, der Offshore-Zubau gezielt gesteuert so-
wie ein Instrument zur Nutzung von Strom im 
Wärmebereich als zuschaltbare Last eingeführt. 
Weiterhin wird im Sinne der Kostenef�zienz das 
zentrale Zielmodell für Wind auf See eingeführt, 
wobei der Staat Flächen voruntersucht, sodass 
keine eventuell unnötigen Netzanbindungen ge-
baut werden. Außerdem wird für Windenergie-
anlagen an Land ein einstu�ges Referenzertrags
modell4 eingeführt und für Photovoltaik-Frei- 
�ächenanlagen eine Länderöffnungsklausel einge-
führt, die den Bundesländern erlaubt, die Nut-

zung von Acker- und Grünland�ächen in, im land
wirtschaftlichen Kontext, benachteiligten Gebieten 
zuzulassen. Um die Akteursvielfalt zu wahren, 
wurden u. a. für Windenergie an Land Sonderre-
gelungen für Bürgerenergieprojekte geschaffen. 

1.3.7 KRAFT-WÄRME-KOPPLUNGSGESETZ 
(KWKG)
Das Gesetz zur Neuregelung des Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetzes (KWKG) wurde am 3. De-
zember 2015 verabschiedet und ist am 1. Januar 
2016 in Kraft getreten. Die beihilferechtliche No-
ti�zierung durch die Europäische Kommission 
erfolgte Ende 2016. Das KWKG regelt die Ab-
nahme und Vergütung von KWK-Strom und ge-
währt Zuschüsse für Wärme- und Kältenetze 
bzw. Wärme- und Kältespeicher. In den letzten 
Jahren haben sich die Rahmenbedingungen für 
neue und bestehende KWK-Anlagen deutlich 
geändert.

Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit von 
KWK-Anlagen hat insbesondere die Entwick-
lung der Strompreise. Hierbei ist zu unterschei-
den zwischen sinkenden Börsenstrompreisen und 
steigenden Endkundenpreisen, wozu nicht zu-
letzt die EEG-Umlage, aber auch weitere Umla-
gen und die Stromsteuer beigetragen haben. Die 
Anreize für die Errichtung von KWK-Anlagen 
zur Eigenversorgung sind folglich in den vergan-
genen drei Jahren erheblich angestiegen. Diese 
Entwicklung wurde allerdings durch die anteilige 
P�icht zur Entrichtung der EEG-Umlage auch für 
eigenverbrauchten Strom mit der EEG-Novelle 
2014 gebremst (vgl. 1.3.4).

Das in den vergangenen Jahren deutlich gesunke-
ne Preisniveau der Börsenstrompreise führte und 
führt dazu, dass sich die Erlössituation für KWK-
Anlagen zur Einspeisung deutlich verschlechtert 
hat. Dies betrifft nicht nur die Anreize zum Bau 
neuer KWK-Anlagen, sondern auch den Betrieb 
von Bestandsanlagen. Das gesunkene Erlös- und 
Deckungsbeitragsniveau führte bereits zur Stillle-
gung von Bestandsanlagen. Um die weitere Still-
legung von Bestandsanlagen zu verhindern, ge-
währt die KWKG-Novelle daher eine bis 2019 
befristete Förderung für bestehende gasbefeuerte 

4) �Das Referenzertragsmodell ist Bestandteil des EEGs und gleicht die Ertragsmöglichkeiten von Windkraftanlagen an Standorten mit 
unterschiedlicher Windgeschwindigkeit durch eine Differenzierung der Vergütung an. Dadurch sollen vergleichbare Wettbewerbsbedin-
gungen an unterschiedlichen Standorten und damit ein deutschlandweit ausgeglichener Ausbau der Windkraft gewährleistet werden.

Tabelle 2: Sektorziele im Jahr 2030 des Klimaschutzplans 2050 der Bundesregierung

Handlungsfeld 1990  
(Mio. t 
CO2-Äq.)

2014  
(Mio. t 
CO2-Äq.)

Klimaschutzplan im Jahr 2030

Mio. t CO2-Äq. Minderung 
ggü. 1990 in %

Minderung 
ggü. 2014 in %

Energiewirtschaft   466 358 175�183 61�62 49�51

Gebäude   209 119     70�72 66�67 39�41

Verkehr   163 160     95�98 40�42 39�41

Industrie   283 181 140�143 49�51 21�23

Landwirtschaft     88   72      58�61 31�34 15�19

Übrige     39   12             5       87       58

Gesamt 1248 902 543–562 55–56 38–40
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KWK-Anlagen der allgemeinen Versorgung. Neue 
KWK-Anlagen auf Gasbasis sollen eine verbes-
serte Förderung erhalten. Ein Bonus soll gewährt 
werden, wenn kohlebasierte KWK-Anlagen durch 
Gas-KWK ersetzt werden. 

Nach kontroversen Diskussionen über die ur-
sprünglich geplante ˜nderung des Bezugswerts 
des 25 %-Ziels auf die regelbare Stromerzeugung 
gilt nun ein absolutes Ziel von 110 TWh (120 
TWh) für das Jahr 2020 (2025). Der Kostende-
ckel für das KWKG wird auf 1,5 Mrd. Euro pro 
Jahr angehoben. Das Budget von jährlich 150 
Mio. Euro für die Förderung von Wärmenetzen 
und -speichern soll unverändert fortgeschrieben 
werden.

Analog zum EEG soll die KWK-Förderung zu-
künftig zu einem großen Teil über Ausschreibun-
gen wettbewerblich ermittelt werden. Die Aus-
schreibungen betreffen Anlagen über 1 MW bis 
einschließlich 50 MW und sollen ab dem Winter 
2017/2018 durchgeführt werden. Für innovative 
KWK-Anlagen bzw. -Systeme, z. B. in der Kombi-
nation mit Solarthermieanlagen oder Wärme-
pumpen, sollen separate Ausschreibungen durch-
geführt werden. 

1.3.8 ERNEUERBARE-ENERGIEN-WÄRME-
GESETZ (EEWÄRMEG) UND ENERGIE-
EINSPARVERORDNUNG (ENEV)
Zur Steigerung der Ef�zienz und des Anteils er-
neuerbarer Energien im Gebäudebereich werden 
auf Bundesebene verschiedene Instrumente ein-
gesetzt. Zu nennen sind in diesem Zusammen-
hang die ordnungsrechtlichen Maßnahmen EE-
WärmeG und Energieeinsparverordnung (EnEV) 
sowie Förderinstrumente wie das Marktanreiz-
programm und die Gebäudeprogramme der KfW 
(siehe auch 1.3.9).

Mit dem EEWärmeG wird das Ziel verfolgt, den 
Anteil erneuerbarer Energien am Endenergiever-
brauch für Wärme und Kälte bis zum Jahr 2020 
auf 14 % zu erhöhen. Zu diesem Zweck regelt das 
EEWärmeG für Neubauten eine P�icht zur an-
teiligen Nutzung erneuerbarer Energien. Öffent-
liche Gebäude, die eine Vorbildfunktion einneh-
men, müssen auch im Falle einer grundlegenden 

Sanierung die Nutzungsp�icht nach dem EEWär-
meG umsetzen. Es wird Gebäudeeigentümern 
jedoch ermöglicht, die Nutzungspflicht durch 
eine Reihe von Ersatzmaßnahmen zu erfüllen.

Das EEWärmeG betrifft nahezu ausschließlich 
den Neubau von Wohn- und Nichtwohngebäu-
den. Anhand der Wohngebäude lässt sich zeigen, 
dass durch die fast ausschließliche Fokussierung 
auf den Neubau nur ein sehr geringer Teil der 
Gebäude von der im EEWärmeG implementier-
ten anteiligen Nutzungsp�icht für erneuerbare 
Energien zur Wärmebereitstellung betroffen ist. 
Zuletzt wurden in Baden-Württemberg jährlich 
zwischen 12.000 und 15.000 neue Wohngebäude 
errichtet, wobei der Wohngebäudebestand 2014 
rund 2,37 Mio. Gebäuden aufweist. Der Anteil 
der durch das EEWärmeG adressierten Wohn
gebäude liegt deutlich unterhalb von 1 % des Ge-
bäudebestands. 

Die EnEV gibt sowohl für Neubauten als auch für 
Bestandsgebäude energetische Anforderungen an 
die Gebäude und zu einzelnen Bauteilen vor. Mit 
der EnEV 2013 wurden diese Anforderungen 
zum 1. Januar 2016 verschärft. So verringert sich 
zum Beispiel bei Wohnungsneubauten der maxi-
mal zulässige Primärenergiebedarf ab 2016 um 
durchschnittlich 25 %. Außerdem müssen Kons-
tanttemperatur-Heizkessel, die älter als 30 Jahre 
sind, ab 2015 ausgetauscht werden. 

Gemäß Energieeinsparungsgesetz (EnEG, § 2a 
Abs. 3) muss die Bundesregierung vor dem 1. Ja-
nuar 2017 neue Anforderungen für Nichtwohn-
gebäude von Behörden erlassen. Im Rahmen der 
Umsetzung der EU-Gebäuderichtlinie (RL 2010/31 
EU, s. Abschnitt 1.2.4) dürfen ab 2021 EU-weit 
nur noch �Niedrigstenergiegebäude� gebaut wer-
den. Zudem soll der verbleibende sehr geringe 
Energiebedarf zu einem ganz wesentlichen Teil 
aus erneuerbaren Quellen gedeckt werden. Für 
Gebäude im Eigentum von Behörden gilt diese 
Regelung schon zwei Jahre früher. 

Es ist geplant, das EnEG, die EnEV und das EE-
WärmeG in einem neuen Gesetz zusammenzu-
führen. Dieses soll laut bisherigen Planungen 
Anfang 2018 in Kraft treten. 

1.3.9 MARKTANREIZPROGRAMM UND 
FÖRDERPROGRAMME DER KFW 
Im EEWärmeG ist die Förderung im Rahmen des 
Marktanreizprogramms (vgl. Kapitel 1.3.8) festge-
schrieben, wobei sich das Marktanreizprogramm 
hauptsächlich auf die nicht vom EEWärmeG um-
fassten Bereiche, d. h. auf den Gebäudebestand5, 
bezieht. Kleinanlagen werden über Investitions-
zuschüsse vom Bundesamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle (BAFA) gefördert, größere An-
lagen und Wärmenetze im KfW-Programm Er-
neuerbare Energien, Programmteil Premium.

Mit der Novellierung des Marktanreizprogramms 
vom März 2015 wurden zusätzliche Anreize zur 
Nutzung erneuerbarer Energien im Gebäudebe-
stand geschaffen. So werden beispielsweise ther-
mische Solaranlagen zur Trinkwassererwärmung 
wieder über das Marktanreizprogramm gefördert. 
Neben einer Erhöhung der Fördersätze wurden 
auch neue Elemente eingeführt, wie z. B. die er-
tragsabhängige Förderung für größere Solarwär-
meanlagen. Zusätzlich startete am 1. Januar 2016 
das Anreizprogramm Energieef�zienz, mit dem 
im Rahmen des Marktanreizprogramms Zusatz-
boni für den Austausch inef�zienter Altanlagen 
durch moderne Heizungen zusammen mit einer 
Optimierung des gesamten Heizungssystems ge-
währt werden. Für das Jahr 2016 sind im Haus-
haltsplan des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Energie (BMWi) Mittel in Höhe von 362 
Mio. Euro für das Marktanreizprogramm vor-
gesehen. 

Die KfW-Programme zur Förderung des energie-
ef�zienten Bauens bzw. Sanierens stellen die zen-
tralen Förderprogramme im Bereich der Ge-
bäudeenergieeffizienz dar. Sie werden aus den 
Mitteln des CO2-Gebäudesanierungsprogramms 
�nanziert. Im Rahmen der Programme bietet die 
KfW zinsvergünstigte Darlehen und Zuschüsse. 
Zwischen 2006 und Juni 2016 wurden in Deutsch-
land mehr als 4,3 Mio. Wohnungen energetisch 
saniert oder nach hohen energetischen Standards 
gebaut. Außerdem wurden in über 3.800 Gebäu-
den kommunaler oder sozialer Einrichtungen 
(energetische) Sanierungen gefördert. Insgesamt 
wurden seit 2006 mehr als 250 Mrd. Euro in die 
Energieef�zienz von Gebäuden investiert.

Neben den Förderprogrammen im Gebäude
bereich fördert die KfW auch Investitionen in  
Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien durch die Vergabe zinsvergünstigter 
Darlehen (KfW-Programm Erneuerbare Energien, 
Programmteil Standard). 

1.3.10 ENERGIEEFFIZIENZSTRATEGIE 
GEBÄUDE
Mit dem Energiekonzept vom September 2010 
hat die Bundesregierung das Ziel eines nahezu 
klimaneutralen Gebäudebestandes bis zum Jahr 
2050 festgelegt. Um dieses Ziel zu erreichen, ist 
es einerseits erforderlich, dass die Gebäude nur 
noch einen geringen Energieverbrauch aufweisen 
und andererseits der Restwärmebedarf über er-
neuerbare Energien gedeckt wird. Dazu müssen 
umwelt- und klimafreundliches Bauen, energeti-
sche Quartiers- und Stadtentwicklung, gesell-
schaftliche Fragen des Bauens und Wohnens par-
allel mit Fragen zu Energieef�zienz und erneu- 
erbaren Energien angegangen werden. 

Mit der Energieef�zienzstrategie Gebäude von 
2015 wird szenarienbasiert analysiert, wie die Zie-
le im Gebäudebereich erreicht werden können. 
Darüber hinaus wird die Interaktion des Strom- und 

5) Ausnahmen gelten jedoch für Maßnahmen, die einen de�nierten Anspruch überschreiten bzw. innovative Technologien nutzen.
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Wärmesektors thematisiert und es werden Maß-
nahmen als Beitrag zur Zielerreichung vorge-
schlagen. Dazu zählen u. a. gebäudeindividuelle 
Sanierungsfahrpläne, die Weiterentwicklung der 
Energieberatung und die Weiterentwicklung der 
Investitionsförderung für Gebäudesanierungen, 
Neubauten sowie die energetische Stadt- und 
Quartierssanierung. 

1.3.11 GRÜNBUCH ENERGIEEFFIZIENZ
Mit dem im August 2016 vorgelegten Grünbuch 
Energieef�zienz vertieft das BMWi die Diskussi-
onen zur Steigerung der Energieef�zienz und des 
Energiesparens. Aufgrund der ambitionierten Ef-
�zienzziele im Energiekonzept der Bundesregie-
rung besteht Bedarf, zukünftig schneller und  
verstärkt die bestehenden Ef�zienzpotenziale zu 
nutzen. Der zeitliche Horizont des Grünbuchs 
geht mit seinen mittel- bis langfristigen Fragestel-
lungen deutlich über den bereits vorliegenden 
Nationalen Aktionsplan Energieef�zienz (vgl. Ka-
pitel 1.3.3) hinaus.

Im Grünbuch Energieef�zienz stehen fünf Schwer
punktthemen im Mittelpunkt. Die oberste Leitli-
nie und gleichzeitig den wichtigsten Schwerpunkt 
bildet das Grundprinzip von Vermeidung und 

Verringerung des Energieverbrauchs (�Ef�ciency 
�rst�). Weitere Schwerpunkte bilden die Weiter-
entwicklung des Instrumentariums, die Ef�zienz-
politik auf europäischer Ebene sowie die Themen 
Sektorkopplung und Digitalisierung.

Der Prozess ist so angelegt, dass auf Basis des 
Grünbuchs zunächst ein Diskussions- und Kon-
sultationsprozess über die enthaltenen Thesen, 
Analysen, Maßnahmen und politischen Positio-
nen erfolgt. Darauf aufbauend werden Schlussfol-
gerungen und Handlungsempfehlungen für eine 
mittel- bis langfristige Ef�zienzstrategie in einem 
Weißbuch zusammengeführt. 

1.3.12 GESETZ ZUR DIGITALISIERUNG  
DER ENERGIEWENDE
Mit dem am 2. September 2016 in Kraft getrete-
nen Gesetz zur Digitalisierung der Energiewende 
wurde der gesetzliche Rahmen für die Einfüh-
rung intelligenter Messsysteme (�Smart Meter�) 
geschaffen. Bestehend aus einem digitalen Strom-
zähler mit integrierter Kommunikationseinheit 
bilden die intelligenten Messsysteme die Grund-
lage für eine sichere und standardisierte Kommu-
nikation, auf der verschiedene Anwendungen, 
wie z. B. die Steuerung �exibler Lasten und vari-
able Stromtarife, aufbauen. Mit einem höheren 
Maß an Transparenz sollen zudem Einsparungs-
potenziale offengelegt werden.

1.3.13 ELEKTROMOBILITÄTSGESETZ UND 
LADESÄULENVERORDNUNG
Am 24. September 2014 hat das Bundeskabinett 
mit dem Ziel, die Attraktivität der Elektromobili-
tät in Deutschland zu steigern, die Einführung 
von Sonderprivilegien für elektrisch betriebene 
Fahrzeuge beschlossen. Das sog. Elektromobili-
tätsgesetz (EmoG), das zum 12. Juni 2015 in Kraft 
getreten ist, sieht vor, rein batterieelektrisch be-
triebenen Fahrzeugen, Plug-in-Hybriden � sofern 
sie bestimmte Mindestanforderungen erfüllen � 
und Brennstoffzellenfahrzeugen im öffentlichen 
Verkehr Sonderrechte einzuräumen. 

Seit Ende Juli 2016 wird zudem der sogenannte 
Umweltbonus bei Erwerb eines Batterie-, Hyb-
rid- oder Brennstoffzellenfahrzeugs von 4.000 
Euro bzw. für ein Hybridelektrofahrzeug von 

3.000 Euro gewährt. Ziel ist die Förderung des 
Elektromobil-Absatzes, dabei ist die Hälfte der 
Förderung vom jeweiligen Automobilhersteller 
zu tragen.

Im März 2016 trat die Ladesäulenverordnung (LSV) 
in Kraft, die technische Mindestanforderungen 
an den Betrieb von öffentlichen zugänglichen La-
depunkten für Elektrofahrzeuge enthält. Dabei 
wird durch die Definition eines einheitlichen 
Standards für Stecker die Kompatibilität erhöht. 

1.3.14 BIOKRAFTSTOFFQUOTENGESETZ 
UND BIOKRAFTSTOFF-NACHHALTIGKEITS-
VERORDNUNG
Das Biokraftstoffquotengesetz (BioKraftQuG), 
in dem unter anderem die Biokraftstoffrichtlinie 
der EU umgesetzt wird, schrieb der Mineralöl-
wirtschaft einen Mindestanteil von Biokraftstof-
fen vor, der bis 2015 auf 8 % des Energiegehalts 
des gesamten Kraftstoffverbrauchs ansteigen soll-
te. Mit Wirkung vom 1. Januar 2015 wurde die 
energetische Biokraftstoffquote in Deutschland 
auf eine unternehmensbezogene Treibhausgas-
quote umgestellt. So müssen ab 2015 für die vom 
jeweiligen Marktteilnehmer in Verkehr gebrachte 
Kraftstoffmenge 3,5 % der Treibhausgase gegen-
über einer fossilen Herstellung eingespart wer-
den. Diese Einsparungsquote steigt ab dem Jahr 
2017 auf 4 % und ab dem Jahr 2020 auf 6 %. Für 
das Erreichen der Einsparungsquote sind Bio-
kraftstoffe eine Option, wobei das tatsächliche 
Einsparpotenzial des jeweiligen Biokraftstoffs be-
trachtet wird. Als Mindestanforderung an einen 
Biokraftstoff legt die Biokraftstoff-Nachhaltigkeits
verordnung derzeit ein Treibhausgas-Einsparpo-
tenzial von 35 % gegenüber fossilen Kraftstoffen 
fest, das ab 2017 auf 50 % und ab 2018 auf 60 % 
angehoben wird.

1.3.15 FINANZIERUNG DES SCHIENENPER-
SONENNAHVERKEHRS REGIONALISIE-
RUNGSGESETZ (REGG)
Regionalisierungsmittel sind von wesentlicher 
Bedeutung für die Aufrechterhaltung eines at-
traktiven öffentlichen Nahverkehrsangebotes in 
Deutschland. Das sind Gelder, die der Bund den 
Bundesländern aufgrund des Regionalisierungs-
gesetzes (RegG) jährlich zur Verfügung stellt, 

seitdem die Finanzierung des Eisenbahnnahver-
kehrs im Zuge der Bahnreform in den neunziger 
Jahren vom Bund auf die Länder übergegangen 
ist. Im Herbst 2015 verständigten sich Bund und 
Länder über eine Anhebung der Regionalisie-
rungsmittel für den Schienenpersonennahverkehr 
(SPNV) auf 8 Mrd. Euro im Jahr 2016 (ausgehend 
von 7,3 Mrd. in 2015) und eine Dynamisierung in 
Form einer jährlichen Erhöhung um 1,8 %. Ein 
neuer Verteilungsschlüssel (�Kieler Schlüssel�) 
von 2014 führte auch zu einer Verschiebung der 
bisherigen Mittelverteilung zugunsten der bevöl-
kerungsreicheren Bundesländer wie Baden-Würt-
temberg. Um die Folgen für die ostdeutschen 
Bundesländer abzumildern, werden die Regiona-
lisierungsmittel um 200 Mio. Euro (d. h. für 2016 
auf insgesamt 8,2 Mrd. Euro) v. a. für die ostdeut-
schen Länder erhöht. Die Vereinbarungen haben 
eine Laufzeit bis 2030. Noch nicht gelöst wurde 
durch diese Finanzvereinbarung das Problem der 
laufend steigenden Trassen- und Stationspreise, 
denn etwa die Hälfte der Regionalisierungsmittel 
�ießt derzeit in die Nutzung der Infrastruktur und 
nicht in die Verbesserung des Fahrtenangebots.

1.3.16 GESETZ ZUR ENTFLECHTUNG  
VON GEMEINSCHAFTSAUFGABEN UND 
FINANZHILFEN (ENTFLECHTUNGSGESETZ )
Die Länder erhalten vom Bund jährlich 1,3 Mrd. 
Euro an Entflechtungsmitteln, die verkehrlich 
zweckgebunden sind. Sie müssen das Geld ge-
zielt in den Ausbau und die Verbesserung des 
kommunalen Verkehrs investieren. 2014 lief diese 
Zweckbindung jedoch aus. Die Mehrzahl der Flä-
chenländer hat per Landesgesetz festgelegt, die 
investive Zweckbindung der Ent�echtungsmittel 
für den Verkehrsbereich beizubehalten. 

Nach 2019 wird es die Ent�echtungsmittel in der 
heutigen Form nicht mehr geben. Darauf einig-
ten sich Bund und Länder im Rahmen der Neu-
ordnung ihrer Finanzbeziehungen im Oktober 
2016. Künftig erhalten die Länder explizit keine 
Mittel mehr für die Verbesserung der kommuna-
len Verkehrsinfrastruktur, sondern nur noch im 
Rahmen von allgemeinen Zahlungen aus dem 
Umsatzsteueraufkommen. 
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1.4.1 KLIMASCHUTZGESETZ UND INTEG-
RIERTES ENERGIE- UND KLIMASCHUTZ-
KONZEPT
Mit dem im Juli 2013 beschlossenen Klima-
schutzgesetz Baden-Württemberg (KSG) wird 
nach § 4 Abs. 1 das Ziel verfolgt, die Treibhausgas
emissionen in Baden-Württemberg bis zum Jahr 
2020 um mindestens 25 % bzw. bis zum Jahr 2050 

um 90 % jeweils gegenüber 1990 zu vermindern. 
Dabei wird für die Bemessung der Emissionen 
die Quellenbilanz zugrunde gelegt. Weiterhin ist 
im KSG festgehalten, dass der öffentlichen Hand 
eine Vorbildfunktion zukommt und vor diesem 
Hintergrund bis zum Jahr 2040 eine weitgehend 
klimaneutrale Landesverwaltung organisiert wer-
den soll.

Daneben werden Ziele zur Energieeinsparung, 
zur Erhöhung der Energieef�zienz und zum Aus-
bau der erneuerbaren Energien unter Berücksich-
tigung von Sicherheit und Wirtschaftlichkeit der 

Energieversorgung konkretisiert. Des Weiteren 
werden Strategien und Maßnahmen zur Errei-
chung der Klimaschutzziele festgelegt.

1.4 Rahmenbedingungen auf Landesebene 

Innerhalb des IEKK stehen fünf Ziele gleichbe-
rechtigt nebeneinander: sichere Energieversor-
gung, Kostensicherheit, Klimaschutz, regionale 
Wertschöpfung und Bürgerengagement. Zur 

Umsetzung der Ziele innerhalb der Sektoren bzw. 
Handlungsfelder wurden im IEKK insgesamt 108 
Maßnahmen erarbeitet.

Tabelle 3: Sektorziele der Treibhausgasminderung des IEKK

6) �Erläuterung: Der in dieser Spalte angegebene Wert ist der Anteil der THG-Emissionen des Jahres 2010, der bis 2020 noch 
vermieden werden muss, um das �Sektorziel 2020 ggü. 1990� zu erreichen. Aktuelle Bezugswerte 2010 nach Energiebericht 2012 
(Tab. 44, S. 75). Für absolute Werte siehe Tabelle 15 im Anhang des IEKK. 

7) ��Der gesamte Stromsektor ist aufgrund des Wegfalls der Kernenergie neu zu strukturieren, was mit zusätzlichen Emissionsquellen  
in der Stromerzeugung einhergeht. Damit fällt das Gesamtminderungsziel mit -6 % niedriger aus als der in den emissionshandels-
p�ichtigen Segmenten zu erbringende Beitrag.

SEKTOR SEKTORZIEL 2020 
GGÜ. 1990

MINDERUNGSBEITRAG 
2020 GGÜ. 20106

Stromerzeugung -15 bis -18 % -6 %

davon im Emissionshandel7 -7 %

Private Haushalte -20 bis -28 % -24 %

Industrie (energiebedingt) -55 bis -60 % -31 %

davon im Emissionshandel -18 %

Industrie (prozessbedingt) -23 % -8 %

Gewerbe, Handel, Dienstleistungen -35 bis -40 % -29 %

davon öffentliche Hand -35 bis -40 % -29 %

Land- und Forstwirtschaft, Landnutzung -35 % -22 %

Verkehr -20 bis -25 % -26 %

Abfall- und Kreislaufwirtschaft -90 % -52 % (ggü. 2009)

2020 2050

Treibhausgasemissionen (gegenüber 1990) (§ 4 KSG BW) -25 % -90 %

Anteil erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch 25 % 80 %

Reduktion des Endenergieverbrauchs (gegenüber 2010) -16 % -50 %

Tabelle 4: Übergeordnete Zielsetzungen des Landes für das Jahr 2050 und Zielwerte 2020 entsprechend des Energieszenarios 2050

Zur Umsetzung der gesetzlichen Klimaschutzzie-
le wurde im Juli 2014 ein Integriertes Energie- 
und Klimaschutzkonzept (IEKK) beschlossen, 
dessen wesentliche Inhalte in § 6 KSG festgelegt 

sind. Das IEKK enthält u. a. Sektorziele zur 
THG-Minderung, d. h. die für verschiedene Emit-
tentengruppen umzusetzende THG-Minderung 
(Tabelle 3). 
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1.4.2 ERNEUERBARE-WÄRME-GESETZ BW 
(EWÄRMEG) 
Mit dem �Gesetz zur Nutzung erneuerbarer Wär-
meenergie in Baden-Württemberg� (EWärmeG) 
wurde vom Land Baden-Württemberg bundes-
weit erstmalig ab 1. Januar 2010 eine Nutzungs-
p�icht für erneuerbare Energien im Gebäudebe-
stand umgesetzt. Das novellierte EWärmeG trat 
zum 1. Juli 2015 in Kraft. Eine wesentliche ˜nde-
rung der Novelle ist die Erhöhung der anteiligen 
Nutzungsp�icht von erneuerbaren Energien von 
10 % auf 15 % des jährlichen Wärmebedarfs. Die 
anteilige Nutzungsp�icht greift wie bisher beim 
Austausch der zentralen Heizungsanlage in Wohn
gebäuden, wurde aber mit der Novelle auch auf 
private und öffentliche Nichtwohngebäude aus-
geweitet. Die �Ankertechnologie� thermische So-
laranlage ist entfallen, sodass nunmehr bei tech-
nischer, baulicher oder rechtlicher Unmöglichkeit 
der Installation einer Solarwärmeanlage die Nut-
zungsp�icht nicht entfällt, sondern durch Ersatz-
maßnahmen erfüllt werden muss. Verschiedene 
Erfüllungsmöglichkeiten können nun kombiniert 
werden und die Palette der (Teil-)Erfüllungsop
tionen wird ausgeweitet, unter anderem kann eine 
Kellerdeckendämmung und ein Sanierungsfahr-
plan angerechnet werden. Eingeschränkt wurden 
dagegen die Erfüllungsoptionen Biogas und Bioöl.

Als neues Instrument wurde ein gebäudeindivi-
dueller energetischer Sanierungsfahrplan einge-
führt, der für Nichtwohngebäude als vollständige 
Erfüllungsoption gilt. Für Wohngebäude kann mit 
einem Sanierungsfahrplan ein Drittel der Nut-
zungsp�icht abgedeckt werden. Mit dem Sanie-
rungsfahrplan soll eine (längerfristige) Sanierungs
strategie für ein einzelnes Gebäude entwickelt 
und vermittelt werden. Die Details sind in der 
Sanierungsfahrplan-Verordnung (SFP-VO) geregelt, 
die ebenfalls im Juli 2015 in Kraft trat.

1.4.3 NOVELLIERUNG DER LANDESBAU-
ORDNUNG
Zum 1. März 2015 wurde die Landesbauordnung 
für Baden-Württemberg (LBO) novelliert. Mit 
den Vorgaben für das Bauen wird sowohl Ein�uss 
auf Gebäude als auch auf die Gebäudeenergiever-
sorgung, die Mobilität und das Parken von Kfz 
und Fahrrädern genommen.

Folgende Neuerungen im Verkehrsbereich wur-
den eingeführt: Bis zu einem Viertel der vorge-
schriebenen Kfz-Stellplätze können durch Fahr-
rad-Stellplätze ersetzt werden. Dabei sind für 
einen Kfz-Stellplatz vier Fahrrad-Stellplätze her-
zustellen. Auch die allgemeine Verp�ichtung zur 
Schaffung von Fahrrad-Stellplätzen wurde aufge-
nommen. Danach sind bei der Errichtung bauli-
cher Anlagen, bei denen ein Zu- und Abfahrts-
verkehr mit Fahrrädern zu erwarten ist, notwendige 
Fahrrad-Stellplätze in solcher Zahl herzustellen, 
dass sie für die ordnungsgemäße Nutzung der 
Anlagen ausreichen. Weiterhin wurde ein Anreiz 
für Carsharing-Stellplätze geschaffen, indem aus-
drücklich als Verwendungsoption für die Einnah-
men aus der Ablösung von Kfz-Stellplätzen die 
�Herstellung von Parkeinrichtungen für die ge-
meinschaftliche Nutzung von Kraftfahrzeugen� 
genannt wird, um die Mittelverwendung für die-
sen Zweck zu fördern. Das kommunale Satzungs-
recht hinsichtlich Anzahl der Kfz-Stellplätze wur-
de geändert. Gemeinden sind seither ermächtigt, 
durch örtliche Bauvorschrift auch weniger als den 
nach § 37 LBO einen vorgeschriebenen notwen-
digen privaten Kfz-Stellplatz pro Wohnung festzu-
legen, um den Individualverkehr zu beschränken. 

Unter anderem wurden auch ˜nderungen zur 
Nutzung regenerativer Energien und zur Verwen-
dung von Holz, zur Begrünung, zum Brandschutz 
und zu Abstands�ächen eingeführt. 

Die Landesbauordnung wird in der laufenden  
Legislaturperiode erneut novelliert werden. Im 
Koalitionsvertrag wurde vereinbart, die Vorgaben 
der Landesbauordnung insbesondere auch zu 
Stellplätzen mit dem Ziel einer Erleichterung des 
Wohnungsbaus zu überprüfen. ̃ nderungsvorschlä-
ge werden derzeit innerhalb der Landesregierung 
beraten.

1.4.4 NOVELLIERUNG DES LANDES- 
GEMEINDEVERKEHRSFINANZIERUNGS-
GESETZES
Das Landesgemeindeverkehrs�nanzierungsgesetz 
(LGVFG) ist das zentrale Instrument zur Förde-
rung der kommunalen Verkehrsinfrastruktur im 
Land. Das LGVFG greift für kommunale Verkehrs
infrastrukturmaßnahmen mit einem Volumen 
von bis zu 50 Mio. Euro. 

Insgesamt erhält Baden-Württemberg nach dem 
Ent�echtungsgesetz 165,5 Mio. Euro jährlich für 
Maßnahmen des kommunalen Straßenbaus sowie 
des ÖPNV. Um künftig möglichst vielen Kom-
munen eine Förderung nach dem LGVFG zu
kommen lassen zu können, wurde mit der No-
vellierung des LGVFG vom 28.10.2015 der Höchst- 
fördersatz von 75 auf maximal 50 % der Kosten 
gesenkt. In Ausnahmefällen sind nach wie vor 
bis zu 75 % Förderung möglich. Es können so mehr 
Projekte des Öffentlichen Personennahverkehrs 
gefördert werden, damit wird der ÖPNV im 
ländlichen Raum gestärkt. 

Im kommunalen Straßenbau werden zudem aus 
dem LGVFG künftig unter anderem auch mehr 
Lärmschutzmaßnahmen gefördert.

Die Entflechtungsmittel laufen 2019 aus. Die 
Länder brauchen aber weiter die �nanziellen Mit-
tel, um die vom Bund übernommenen Aufgaben 
�nanzieren zu können. Der Bund hat dem in den 
Verhandlungen zu den Bund-Länder-Finanzbe-
ziehungen grundsätzlich zugestimmt: Ab 2020 
bekommen die Länder anstelle der bisher zweck-
gebundenen Entflechtungsmittel einen festen 
Anteil aus dem Umsatzsteueraufkommen als Er-
satz für die Ent�echtungsmittel.
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Entwicklung der  
Treibhausgasemissionen  
in Baden-Württemberg

2.1 Energiebedingte Treibhausgasemissionen (34)  
2.2 Nicht energiebedingte Treibhausgasemissionen (48) 
2.3 Zusammenfassung der Entwicklung der gesamten 

	 Treibhausgasemissionen in Baden-Württemberg (51)

Auf Basis des Energieszenarios Baden-Württem
berg 2050 wurde das Gesamtziel einer Minderung 
der Treibhausgasemissionen um 25 % bis zum 
Jahr 2020 und einer Verringerung der Emissionen 
um 90 % bis zum Jahr 2050 im KSG BW in § 4 
formuliert. Die Zielwerte beziehen sich jeweils 
auf das Jahr 1990, dem national sowie international 
gebräuchlichen Bezugsjahr für die Klimapolitik. 
Mit Blick auf die in § 4 KSG BW verankerten 
Klimaschutzziele wird in den folgenden Abschnit
ten die Entwicklung der Treibhausgasemissionen 
von 1990 bis zum Jahr 2015 dargestellt. 

Im IEKK (siehe auch Kapitel 1.4.1) wurden hier
aus für die einzelnen Sektoren Zielkorridore an
gegeben. Wenn alle Sektoren das identifizierte 
Einsparpotenzial bis zum Jahr 2020 vollständig um
setzen, beträgt die Gesamtminderung der Treib
hausgasemissionen -29 % [1]. Würden jedoch alle 
Sektorziele nur am unteren Rand des Korridors 
erfüllt, wäre die erzielte Gesamteinsparung nicht 
ausreichend. Die folgende Analyse der sektor
spezi�schen Entwicklung orientiert sich jeweils 
am oberen Wert dieser Zielkorridore. 

Die zusammenfassende Darstellung der energie
bedingten Treibhausgasemissionen (vgl. Kapitel 
2.1.1.6) sowie der Treibhausgasemissionen insge
samt (vgl. Kapitel 2.3) bezieht sich auf das in § 4 
KSG BW genannte Minderungsziel von 25 %. 

Im Vergleich zur Datenbasis des IEKK bzw. des 
zugrundeliegenden Gutachtens im Jahr 2010 und 
auch zur Vorjahresberichterstattung wurden die 
Ausgangswerte im Jahr 1990 aufgrund der Aktua
lisierung der CO2-˜quivalentfaktoren und Ergän
zungen der Methodik angepasst. Daher können 
sich Zielwerte im aktuellen Monitoring-Bericht 
vom IEKK unterscheiden. Für die vorliegende 
Berichterstattung werden die prozentualen Sektor
ziele 2020 des IEKK bzw. des Klimaschutzgesetzes 
auf den jeweils aktuellen Wert der amtlichen 
Statistik für das Jahr 1990 bezogen.

Die Entwicklung der Treibhausgasemissionen wird 
anhand von CO2-Emissionen bzw. CO2-˜quiva
lenten dargestellt, so ist der Ausstoß von 1 t Methan 
mit einem Kohlenstoffdioxid-˜quivalent von 25 t 
zu bewerten.

Maßgebend ist das Treibhausgaspotenzial (Global 
Warming Potential, GWP), das den potenziellen 
Beitrag eines Stoffes zur globalen Erwärmung 
angibt. 

Die dargestellte Entwicklung der Treibhausgas
emissionen basiert auf verschiedenen Publikatio
nen des Statistischen Landesamtes Baden-Würt
temberg bis November 2016. Für Baden-Würt- 
temberg lagen zum Zeitpunkt der Berichter
stattung Emissionsdaten bis einschließlich 2014 
vor. Die Entwicklung der Emissionen des Jahres 
2015 wurde über Schätzungen auf Basis der Ent
wicklung von Energiebereitstellung und  -verbrauch 
abgebildet. Datenquellen und Annahmen werden 
im Folgenden entsprechend transparent darge
stellt. 

Die Emissionen werden auf Basis des Primär- 
bzw. Endenergieverbrauchs und des spezi�schen 
Emissionsfaktors des jeweiligen Energieträgers 
berechnet. Die spezi�schen Emissionsfaktoren 
werden hierzu den aktuellen Angaben des Umwelt
bundesamts entnommen [4]. Die Bruttostrom
erzeugung sowie die gekoppelte Nettostrom- und 
Wärmeerzeugung in Baden-Württemberg [5, 6] 
wird im jeweils nachfolgenden Jahr von Seiten 
des Statistischen Landesamts veröffentlicht (derzeit 
2015). Zusätzlich konnten erstmals Angaben zum 
Brennstoffverbrauch zur Strom- und Wärmeer
zeugung der Kraftwerke in der allgemeinen Ver
sorgung und Industriekraftwerke (> 1 MWel) nach 
Energieträgern vom Statistischen Landesamt her
angezogen werden [7]. Die Aufteilung der Emis
sionen zwischen Stromerzeugung und Wärme
bereitstellung erfolgt nach der in der Energiestatistik 
üblichen �Finnischen Methode�. 

Die Entwicklung der Daten der erneuerbaren 
Energien in Baden-Württemberg beruht auf der 
Zusammenstellung in der Broschüre �Erneuerbare 
Energien in Baden-Württemberg 2015� [8], die 
jährlich veröffentlicht wird. Basierend auf dieser 
Datengrundlage, der Entwicklung des energie
trägerspezi�schen Verbrauchs in Baden-Württem
berg in der Vergangenheit [9, 10] und der Anwen
dung von Kenngrößen und Trends auf Bundes- 
ebene für das Jahr 2015 (siehe u. a. Auswertungs
tabellen der Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 
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[11]) kann der Primär- und Endenergieverbrauch 
2015 für Baden-Württemberg abgeschätzt werden. 

Für den Endenergieverbrauch in den Sektoren 
wird auch auf die Datenbasis des Statistischen 
Landesamts (insbesondere die Umweltökonomi

sche Gesamtrechnung in Baden-Württemberg [12]) 
zurückgegriffen. Zusätzlich werden Entwicklungen 
auf Bundesebene [11] und landesspezi�sche Gege
benheiten wie die Wirtschaftsstruktur und die 
wirtschaftliche Entwicklung der Branchen ebenso 
wie die Witterung berücksichtigt.

Die Treibhausgasemissionen in Baden-Württem-
berg sind zum weit überwiegenden Teil entweder 
auf den Einsatz von Brennstoffen zur Stromerzeu-
gung oder Wärmebereitstellung oder den Einsatz 
von Kraftstoffen zu Transportzwecken zurückzu-
führen und somit energiebedingt. Im Jahr 1990 
betrug der Anteil der energiebedingten Treibhaus
gasemissionen mit 74,5 Mio. t CO2-˜quivalenten 
noch 84 % der gesamten Treibhausgasemissionen. 
In den darauffolgenden Jahren war ein deutlich 

stärkerer Anstieg der energiebedingten Treib-
hausgasemissionen im Vergleich zu den nicht 
energiebedingten Sektoren zu beobachten, so-
dass die energiebedingten Treibhausgasemissio-
nen zeitweise einen Anteil von 89 % erreichten. 
Seit einigen Jahren bleibt ihr Anteil bei rund 88 % 
weitgehend konstant, während die absolute Men-
ge an Treibhausgasemissionen jedoch reduziert 
werden konnte.

Abbildung 1: Entwicklung der energiebedingten Treibhausgasemissionen (rund 88 % aller Treibhausgasemissionen) in Baden-Württemberg 
von 1990 bis 2020 
Eigene Darstellung auf Basis von Daten aus [13, 14]; Wert 2014 vorläu�g, Wert 2015 Schätzung ZSW

Bis zum Jahr 2015 konnte eine Minderung des 
energiebedingten Treibhausgasausstoßes um etwa 
7,1 Mio. t CO2-˜quivalente p. a. gegenüber 1990 
erreicht werden (siehe Abbildung 1). Unter Annah
me eines gleichbleibenden Anteils der energie
bedingten Treibhausgasemissionen ist zur Errei
chung des im Klimaschutzgesetz Baden-Württem- 
berg formulierten Reduktionszieles von 25 % der 
gesamten Treibhausgasemissionen im Jahr 2020 
gegenüber 1990 eine Reduktion um weitere 7,8 
Mio. t CO2-˜quivalente erforderlich.

Nachdem die Entwicklung 2014 ansatzweise 
wieder auf den erforderlichen Minderungspfad 
zurückkehrte, überschreiten die Emissionen im 
Jahr 2015 den erforderlichen Minderungspfad. In 
den folgenden Abschnitten wird die sektorale 
Entwicklung dargestellt sowie die wesentlichen 
Ein�ussfaktoren aufgezeigt.

Der Anteil der CO2-Emissionen an den energie
bedingten Treibhausgasemissionen liegt bei über 
99 %. Außer CO2 zählen hierzu auch CH4- 

(Methan)- und N2O(Lachgas)-Emissionen aus der 
Energiewandlung und -nutzung. In Abbildung  
1 sind diese auch unter den energiebedingten 
Treibhausgasemissionen aufsummiert. In den 
folgenden sektorspezi�schen Ausführungen sind 
jedoch ausschließlich die energiebedingten CO2-
Emissionen dargestellt, da die aktuelle Datenlage 
keine eindeutige Zuordnung der übrigen energie
bedingten Treibhausgasemissionen zulässt.

2.1.1 ENTWICKLUNG DES ENDENERGIE-
VERBRAUCHS UND DESSEN TREIBHAUS-
GASEMISSIONEN NACH SEKTOREN
CO2-Emissionen entstehen beim Einsatz von 
Brennstoffen zur Stromerzeugung und der (teil
weise) gekoppelten Bereitstellung von Fernwärme 
sowie dem Einsatz von Brenn- und Kraftstoffen 
in den Verbrauchssektoren Industrie, Private 
Haushalte, Gewerbe, Handel, Dienstleistungen 
sowie Verkehr. Die Emissionen sind damit direkt 
mit dem Energieverbrauch und der Energie
trägerstruktur verknüpft. Die Struktur ist insofern 
entscheidend, da sich die spezi�schen Emissionen 
je nach Energieträger deutlich unterscheiden. So 
weist beispielweise Erdgas nur knapp zwei Drittel 
der spezi�schen Emissionen von Steinkohle auf, 

während erneuerbare Energieträger und Kernener
gie als CO2-frei bzw. im Fall von Biomasse als 
CO2-neutral bilanziert werden. Somit kann der 
Einsatz von CO2-freien bzw. -armen Energieträ
gern bei gleichbleibenden oder sogar steigenden 
Energieverbräuchen zu sinkenden Emissionen 
führen.

Das im Klimaschutzgesetz Baden-Württemberg 
formulierte Treibhausgasminderungsziel von 25 % 
bis 2020 gegenüber 1990 basiert hinsichtlich der 
energiebedingten CO2-Emissionen auf dem 
Energieszenario Baden-Württemberg 2050. Der 
Zielerreichung liegt eine Reduktion des Endener
gieverbrauchs um 16 % bis zum Jahr 2020 gegen
über dem Jahr 2010 und eine Steigerung des 
Anteils der erneuerbaren Energien am Endener
gieverbrauch von 10 % im Jahr 2010 auf 25 % im 
Jahr 2020 zugrunde.

Der Endenergieverbrauch 2015 in Baden-Württem
berg ist ersten Schätzungen zufolge im Vergleich 
zum Vorjahr um 2,6 % auf 286 TWh angestiegen 
(siehe Abbildung 2). Ausgehend vom Jahr 2015 
ist zur Zielerreichung in der Energieeinsparung 
bis zum Jahr 2020 eine weitere Einsparung von 
37 TWh auf 248 TWh notwendig, dies entspricht 
13 %.

Auch der Anteil der erneuerbaren Energien am 
Endenergieverbrauch � hierzu zählt der Einsatz 
von regenerativen Brenn- und Kraftstoffen ebenso 
wie der Einsatz von erneuerbaren Energien zur 
Stromerzeugung � zeigt eine steigende Tendenz 
auf. So konnte der Anteil von 11 % im Jahr 2010 
auf gut 13 % (38,3 TWh) im Jahr 2015 gesteigert 
werden [8]. Um einen Anteil von 25 % am 
Endenergieverbrauch zu erreichen, müssen weitere 
24 TWh aus erneuerbaren Energien bereitgestellt 
werden (sofern der absolute Endenergieverbrauch 
entsprechend des Reduktionsziels auf rund 248 
TWh gesenkt werden kann). Weiterführende 
Informationen zur Entwicklung des Endenergie
verbrauchs in Baden-Württemberg �nden sich 
unter [15].

Gemäß § 9 des Klimaschutzgesetzes Baden-Würt
temberg ist im Rahmen des Monitorings zur 
Bewertung der Zielerreichung die Quellenbilanz 
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heranzuziehen. Entsprechend der Quellenbilanz 
werden im Folgenden die Emissionen aus dem 
Einsatz von Brenn- und Kraftstoffen in die Ver
brauchssektoren (Industrie, Private Haushalte, 
Gewerbe, Handel, Dienstleistungen sowie Verkehr) 
und den Umwandlungssektor unterteilt. Im 
Umwandlungssektor werden die Emissionen 
aus dem zur Bereitstellung der Sekundärener-
gieträger Strom und Fernwärme (die ebenfalls in 
den Verbrauchssektoren nachgefragt werden) not
wendigen Primärenergieverbrauch erfasst. Emis
sionen aus dem Stromimport bleiben dabei 
unberücksichtigt, während Emissionen, die aus 
der Stromerzeugung für den Stromexport entste
hen, bilanziert werden. Damit ermöglicht die 
Quellenbilanz Aussagen über die Gesamtmenge 
des im Land emittierten Kohlenstoffdioxids. 
Aufgrund des Stromaußenhandelssaldos sind je
doch keine direkten Rückschlüsse auf das Ver
braucherverhalten möglich. Da Baden-Württem
berg in nicht gleichbleibender Höhe seit 1990 in 
der Nettobetrachtung Strom importiert, werden 
die Emissionen des Umwandlungssektors und 
damit auch die der Gesamtschau tendenziell un

terschätzt. Um diesem Sachverhalt gerecht zu 
werden (siehe hierzu auch § 9 Absatz 2 KSG 
BW), �ndet sich im Anschluss an die sektorale 
Betrachtung der Emissionen gemäß der Quellen
bilanz in Abschnitt 2.1.2 ergänzend die Dar
stellung der verursacherbezogenen Bilanzierung, 
in der zusätzlich die Emissionen aus dem Strom
import berücksichtigt werden.

2.1.1.1 UMWANDLUNGSSEKTOR
Die CO2-Emissionen aus der Stromerzeugung 
entstehen bei der Verbrennung der fossilen Ener
gieträger Kohle, Erdgas und Mineralöl sowie aus 
der Verbrennung von Abfallstoffen (ohne bio
genen Anteil) 9. Weitere Emissionen aus dem Um
wandlungssektor sind der Fernwärmeerzeugung 
und dem Energieverbrauch im Umwandlungs
bereich zuzuordnen. Im Folgenden wie auch  
in Abbildung 3 werden ausschließlich die CO2-
Emissionen der Stromerzeugung dargestellt, die 
Gesamtsumme der Emissionen (siehe unter an
derem Tabelle 7) enthält jedoch die Emissionen 
aus dem übrigen Umwandlungssektor.

Abbildung 3: Entwicklung der CO2-Emissionen der Stromerzeugung (Kraftwerke der allgemeinen Versorgung und Industriewärmekraftwerke) 
in Baden-Württemberg im Zeitraum von 1990 bis 2020 
Eigene Darstellung auf Basis von Daten aus [12, 16]; Wert 2014 vorläu�g, Wert 2015 Schätzung ZSW

8) �Bei Sonstiges handelt es sich insbesondere um den nichtbiogenen Anteil des Abfalls und andere Stoffe wie Synthesegas und Ölschiefer, 
die nicht den anderen Energieträgern zugeordnet werden können.

9) �Der Energiegehalt von Siedlungsabfällen, die in Abfallverbrennungsanlagen verwertet werden, wird zu 50 % unter der fossilen Fraktion 
�andere Energieträger� in der Energiebilanz verbucht. Die restlichen 50 % werden der Biomasse zugeordnet und damit CO2-neutral 
bilanziert. Industrieabfälle werden je nach Zusammensetzung in der biogenen oder nichtbiogenen Fraktion ausgewiesen.  

Abbildung 2: Entwicklung des Endenergieverbrauchs in Baden-Württemberg im Zeitraum von 1990 bis 2020 nach Energieträgern  
Im Jahr 2020 wird �Sonstiges�8  entsprechend dem Szenario Baden-Württemberg 2050 unter Stein- und Braunkohle summiert.
Eigene Darstellung auf Basis von Daten aus [9, 16]; Wert 2014 vorläu�g, Wert 2015 Schätzung ZSW 

Neben dem absoluten Verbrauch der fossilen 
Energieträger ist der Energieträgermix für die 
Entstehung der CO2-Emissionen entscheidend. 
So sind die spezi�schen Emissionen pro kWh bei 
der Stromerzeugung aus Kohle deutlich höher als 
bei Gaskraftwerken. Mit 16,6 Mio. t CO2 im Jahr 
2015 überschreiten die Emissionen den im IEKK 
festgelegten Minderungspfad deutlich. Zur Errei
chung des im IEKK festgelegten Minderungs
beitrags sind gegenüber 2015 rund 2,6 Mio. t CO2 
bzw. 16 % der Jahresemissionen bis zum Jahr 2020 
einzusparen. Dabei stellt die Stromerzeugung aus 
Steinkohle in Baden-Württemberg einen wesent
lichen Ein�ussfaktor dar: Mit 20,3 TWh basieren 
knapp 32 % der Stromerzeugung im Land auf 
Steinkohle, gleichzeitig ist die Stromerzeugung 
aus Steinkohle für etwa 88 % der Emissionen aus 
der Strom- und gekoppelten Wärmeerzeugung 
verantwortlich. Das hohe Niveau der Strom
erzeugung aus Steinkohle ist im Wesentlichen auf 
den niedrigen Weltmarktpreis für Steinkohle und 
auf die ebenfalls niedrigen Preise für Emissions
berechtigungen im Rahmen des europäischen 
Emissionshandels (Emissions Trading Scheme, ETS) 
zurückzuführen. Zudem hat sich die installierte 
steinkohlebasierte Kraftwerksleistung in Baden-

Württemberg mit der Inbetriebnahme von Block 
8 des Rheinhafen-Dampfkraftwerkes in Karlsruhe 
(RDK 8) im Jahr 2014 und von Block 9 des 
Großkraftwerks Mannheim (GKM 9) im Jahr 2015, 
trotz Stilllegung und der Überführung in die 
Netzreserve von steinkohlebasierten Kraftwerks
kapazitäten im gleichen Zeitraum, erhöht. Dabei 
sind die Neuinstallationen deutlich ef�zienter, 
sodass die Steigerung der Stromerzeugung aus 
Steinkohle brennstoff- und emissionsseitig durch 
höhere Wirkungsgrade nahezu aufgefangen werden 
konnte.

Der Emissionsfaktor des Strommixes in Baden-
Württemberg zeigt das im Vergleich zum Bund 
niedrige Niveau der Emissionen in der Strom
erzeugung mit etwa 310 g CO2/kWh zu bundes
weit 535 g CO2/kWh [17]. Primär ist dies auf den 
immer noch sehr hohen Anteil der Kernenergie 
an der Stromerzeugung zurückzuführen. So beträgt 
der Anteil der Kernenergie derzeit 35 %. Berück
sichtigt man die bis Ende 2019 umzusetzende 
Stilllegung des Kernkraftwerks Philippsburg 2 
mit einer Stromerzeugung in der Größenordnung 
von 10 TWh/a, wird deutlich, dass eine erhebliche 
Menge Kernenergiestrom bis dahin kompensiert 
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werden muss. Bewertet man diese Strommenge 
mit dem spezi�schen Emissionsfaktor der fossilen 
Stromerzeugung in Baden-Württemberg im Jahr 
2015, entspricht dies zusätzlich rund 6,7 Mio. t 
CO2, die durch den Einsatz von erneuerbaren 
Energien, den Ersatz von Kohle durch Erdgas 
und Kraft-Wärme-Kopplung sowie durch Ef�zienz
steigerungen in der Stromerzeugung zu erbringen 
sein werden. Hier ist jedoch auch der im Jahr 
2020 geminderte Stromverbrauch sowie eine antei
lige Kompensation durch erneuerbaren Strom zu 
berücksichtigen.

Die weiteren CO2-Emissionen des Umwandlungs
sektors neben der Strom- und gekoppelten Wärme
erzeugung in der allgemeinen Versorgung belau
fen sich im Jahr 2015 auf 5,1 Mio. t CO2. Somit 
liegen die Gesamtemissionen im Umwandlungs
sektor 2015 mit 21,7 Mio. t CO2 etwas über dem 
Vorjahresniveau von 21,4 Mio. t CO2.

Dem ETS unterliegen die Emissionen aus Anlagen 
im Umwandlungssektor, der energieintensiven 
Industrie (bspw. Zementindustrie) und seit Beginn 
der dritten Handelsperiode (2013 bis 2020) auch 
weitere Industrieanlagen zur Nichteisenmetall
verarbeitung, Herstellung von Aluminium, Adipin- 
und Salpetersäure sowie Ammoniak. Des Weite
ren sind seit 2013 Lachgas und perfluorierte 
Kohlenwasserstoffe emissionshandelsp�ichtig.

Unter Feuerungsanlagen werden die Emissionen 
aller Kraftwerke über 20 MW aufgeführt. Im ETS 
wird die europaweit erlaubte Emissionsmenge 
dieser Anlagen begrenzt (Cap), in entsprechender 
Höhe werden Zerti�kate kostenlos ausgegeben 
bzw. müssen ersteigert werden. Mit Beginn der 
dritten Handelsperiode müssen Stromproduzen
ten in Deutschland die erforderlichen Zerti�kate 
vollständig erwerben. 

Da am ETS teilnehmenden Unternehmen und 
Anlagenbetreibern freigestellt ist, inwieweit sie 
Zertifikate am Markt kaufen oder Emissions- 
Reduktionsmaßnahmen durchführen, ist kein 
Rückschluss der Reduktionswirkung des ETS 
auf Baden-Württemberg möglich. Um den poten
ziellen Beitrag des ETS in Baden-Württemberg 
dennoch zu quanti�zieren, wurde entsprechend 
dem �Beschluss der Kommission vom 27. April 
2011 zur Festlegung EU-weiter Übergangsvor
schriften zur Harmonisierung der kostenlosen 
Zuteilung von Emissionszerti�katen gemäß Artikel 
10a der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates� [18] davon ausge
gangen, dass entsprechend der Reduktion der 
Zerti�kate auf europäischer Ebene um 1,74 % pro 
Jahr beginnend im Jahr 2010 gleichermaßen die 
Zerti�katsmenge/Emissionsmenge der Feuerungs
anlagen in Baden-Württemberg abnimmt. Ausge
hend vom Jahr 2010 entspricht dies einem �ktiven 
Reduktionspfad der verfügbaren Emissionszerti
�kate der baden-württembergischen Kraftwerke 
um 18 % bis zum Jahr 2020. 

Abbildung 4: Entwicklung der CO2-Emissionen der Feuerungsanlagen (Strom-, Fernwärme- und Prozesswärmeerzeugung) 
und Mineralölraf�nerien im Rahmen des ETS in Baden-Württemberg von 2005 bis 2020  
Eigene Darstellung auf Basis von Daten aus [18]

Wie aus Abbildung 4 ersichtlich, überschreiten die 
Emissionen der Kraftwerke in Baden-Württem
berg den vorgesehenen Reduktionspfad deutlich. 
Mit rund 35 % entspricht die kostenlose Zutei
lungsquote im Jahr 2015 in Baden-Württemberg 
dem Bundeswert. Großfeuerungsanlagen (Heiz
werke, Heizkraftwerke und Kraftwerke) mit einer 
Leistung über 50 MW sind mit einem Anteil von 
knapp 70 % für einen Großteil der Emissionen im 
Emissionshandel in Baden-Württemberg verant
wortlich. Die kostenlose Zuteilung dieser Anlagen 
beläuft sich auf lediglich 7 % der Emissionen im 
Jahr 2015 [19]. Auch in der ersten (2005�2007) 
und zweiten Handelsperiode (2008�2012)10 sowie 
seit Beginn der dritten Handelsperiode deckt die 
kostenlose Zuteilung der Großfeuerungsanlagen 
nicht die Emissionen ab. Demnach kaufen baden-
württembergische Anlagenbetreiber von Groß-
feuerungsanlagen Zerti�kate zu. 

2.1.1.2 PRIVATE HAUSHALTE
Rückblickend lag für die Ausweisung des End
energieverbrauchs und der zugehörigen Emissions
minderung der privaten Haushalte und des Sek
tors Gewerbe, Handel, Dienstleistungen stets nur 

eine gemeinsame amtliche Datenbasis vor. Die 
im IEKK für beide Sektoren separat formulierten 
Minderungsziele der Treibhausgasemissionen 
wurden auf Basis von wissenschaftlichen Studien 
und Abschätzungen im Rahmen des Energie
szenarios BW 2050 [20] festgelegt. Mittlerweile 
liegen spezi�sche Daten für beide Sektoren vor. 
Dazu greift das Statistische Landesamt auf eine 
im Arbeitskreis Umweltökonomische Gesamt
rechnungen der Länder entwickelte Methodik 
zurück, die nunmehr bundesweit von allen Sta
tistischen Landesämtern genutzt wird. Dazu 
werden neben Angaben zum energieträgerspe
zi�schen Verbrauch strukturelle Unterschiede der 
Länder berücksichtigt [21]. Das Statistische Landes
amt stellt so eine Datengrundlage rückwirkend 
bis 1990 für die Aufteilung des Endenergiever
brauchs und der CO2-Emissionen auf die beiden 
Sektoren Private Haushalte und Gewerbe, Handel, 
Dienstleistungen (GHD) zur Verfügung. Diese 
neue Datenbasis weicht von der ursprünglich für 
das IEKK-Szenario geschätzten Aufteilung ab. 
Entsprechend erfolgte bereits im Monitoring-Kurz
bericht 2014 eine Anpassung der Minderungsbei
träge der beiden Einzelsektoren. Da die Anpassung 

10) �Die kostenlose Zuteilung für Großfeuerungsanlagen über 50 MW deckte in der ersten Handelsperiode noch 95 % bzw. in der  
zweiten Handelsperiode 93 % der Emissionen [19]. 
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lediglich die Aufteilung der Verbrauchs- bzw. Emis
sionsdaten betrifft, bleibt das Minderungsziel von 
insgesamt 7,1 Mio. t CO2-Emissionen für den 
zusammengefassten Sektor Private Haushalte und 
GHD unverändert.

Wie in den Monitoring-Kurzberichten 2014 und 
2015 wird im vorliegenden Monitoring-Bericht die 
verfügbare Zahlenbasis des Statistischen Landes
amtes zugrunde gelegt. Diese stellt einerseits die 
amtliche Statistik und andererseits die beste ver
fügbare Datengrundlage dar.

Absolut beträgt der Minderungsbeitrag der pri
vaten Haushalte bis zum Jahr 2020 3,7 Mio. t CO2 
pro Jahr gegenüber 1990. Mit 27 % bleibt damit 
das sektorspezi�sche Minderungsziel innerhalb 
der Bandbreite des im IEKK genannten Bereichs 
von 20 bis 28 %. Im Vergleich zum Jahr 2010, das 
das Basisjahr für das IEKK darstellt, ist eine 
absolute Minderung von 4,2 Mio. t CO2 pro Jahr 
bzw. 30 % bis zum Jahr 2020 von den privaten 
Haushalten zu erbringen.

Von 1990 bis 1998 zeigt sich eine deutliche Stei
gerung der CO2-Emissionen der privaten Haushalte 
bis zu einem Höchstwert von 18 Mio. t CO2. Im 
folgenden Zeitraum sind deutliche Schwankungen 
der Zeitreihe zu beobachten. Hier können Lager
bestandseffekte (Heizöl) den tatsächlichen Ver
brauch überlagern. Der hohe Anteil an Raumwärme 
des Endenergieverbrauchs privater Haushalte  
und damit die Sensitivität gegenüber witterungs
bedingten Schwankungen stellt ebenfalls einen 
starken Ein�ussfaktor dar. So ist auch der deut
liche Rückgang der CO2-Emissionen im Jahr 2014 
primär auf die deutlich mildere Witterung im 
Vergleich zum Vorjahr zurückzuführen. Der noch 
erforderliche Minderungsbeitrag bis 2020 beträgt 
ausgehend vom Jahr 2014 lediglich 1,3 Mio. t CO2 
bzw. 11 %. Für das Jahr 2015 ist ersten Schätzungen 
zufolge mit einem Emissionsanstieg um 0,6 Mio. t 
CO2 auf 11,8 Mio. t CO2 zu rechnen. Dies ist im 
Wesentlichen auf die kühlere Witterung in der 
Heizperiode im Vergleich zum Vorjahr und den 
Bevölkerungsanstieg zurückzuführen. Pro Jahr ent
spricht die erforderliche Minderung bis 2020 3,3 %. 

Abbildung 5: Entwicklung der CO2-Emissionen der privaten Haushalte in Baden-Württemberg von 1990 bis 2020 
Eigene Darstellung auf Basis von Daten aus [12, 16]; Wert 2014 vorläu�g, Wert 2015 Schätzung ZSW

Abbildung 6: Entwicklung der CO2-Emissionen des Sektors Gewerbe, Handel, Dienstleistungen in Baden-Württemberg von 1990 bis 2020 
Eigene Darstellung auf Basis von Daten aus [12, 16]; Wert 2014 vorläu�g, Wert 2015 Schätzung ZSW

2.1.1.3 GEWERBE, HANDEL, DIENST-
LEISTUNGEN 
Aufgrund der neuen Datenbasis weichen die 
Minderungsziele in den Sektoren Private Haushalte 
und Gewerbe, Handel, Dienstleistungen (GHD) 
von der ursprünglich für das IEKK-Szenario ge
schätzten Aufteilung ab, wobei das Gesamtmin
derungsziel der beiden Sektoren zusammengefasst 
gleich bleibt. Da im Sektor GHD die CO2-Emis
sionen nach Berechnungen des Statistischen 
Landesamtes geringer sind, als bisher im IEKK 
auf Basis des Energieszenarios BW 2050 ange
nommen (siehe auch Kapitel 2.1.1.2), �ndet hier 
absolut gesehen eine Verringerung des Minde
rungsbeitrags statt. Von ursprünglich 3,8 Mio. t 
CO2 bis 2020 sind stattdessen 3,4 Mio. t CO2 der 
Jahresemissionen gegenüber dem Ausgangsjahr 
1990 einzusparen. Bezogen auf den Ausgangswert 
im Jahr 1990 erhöht sich das relative Minderungs
ziel von der im IEKK vorgesehenen Bandbreite 
von 35 bis 40 % auf 49 %.

Zwischen 1990 und 2009 konnte schon ein erheb
licher Beitrag zur Erreichung des Sektorziels 
geleistet werden (siehe Abbildung 6). So hätte zu 
diesem Zeitpunkt eine Minderung der Jahresemis
sionen um weitere 0,5 Mio. t CO2 zur Zielerrei
chung ausgereicht. Im Folgezeitraum wuchs der 
erforderliche Minderungsbeitrag zu 1,7 Mio. t CO2 
bzw. 32 % im Jahr 2013 an, dies entspricht einer 
Verdreifachung im Vergleich zu 2009. Im Wesent
lichen aufgrund der deutlich milderen Witterung 
im Vergleich zum Vorjahr konnte im Jahr 2014 ein 
Rückgang der Emissionen auf 4,6 Mio. t CO2 er
reicht werden. Für das Jahr 2015 sind bei günstiger 
wirtschaftlicher Entwicklung und im Vergleich zum 
Vorjahr kühlerer Witterung und damit einherge
hendem höherem Heizenergiebedarf die Emissio
nen auf 4,7 Mio. t CO2 gestiegen. Im Zeitraum 
bis 2020 sind zur Zielerreichung weitere 1,1 Mio. t 
CO2 bzw. 24 % einzusparen.
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2.1.1.4 INDUSTRIE
Die energiebedingten CO2-Emissionen in der In
dustrie zeigen eine deutlich positive Entwicklung 
im Zeitraum 1991 bis 1999 auf, im Folgezeitraum 
bis 2009 konnten diese hohen Minderungsraten 
nicht aufrechterhalten werden (Abbildung 7). Mit 
der Wirtschaftskrise 2009 geht eine deutliche 
Emissionsminderung einher, seit dem Jahr 2010 
ist der Ausstoß trotz der positiven Wirtschafts
entwicklung in der Tendenz rückläu�g. Dies ist 
u. a. auf den zunehmenden Einsatz von Kraft-

Wärme-Kopplungsanlagen und Ef�zienzsteige
rungen in der Industrie zurückzuführen. Der 
erforderliche Minderungspfad wird jedoch seit dem 
Jahr 2013 überschritten, zur Zielerreichung bis 
zum Jahr 2020 sind noch 1,6 Mio. t CO2 der 
Jahresemissionen einzusparen. Gegenüber dem 
Jahr 2015 entspricht dies einer noch erforderlichen 
Minderung um 27 %. Im Vergleich konnte im 
zurückliegenden 5-Jahres-Zeitraum lediglich eine 
Minderung um 7 % (2015 gegenüber 2010) erreicht 
werden.

Abbildung 7: Entwicklung der energiebedingten Emissionen im Industriesektor in Baden-Württemberg von 1990 bis 2020  
Eigene Darstellung auf Basis von Daten aus [12, 16]; Wert 2014 vorläu�g, Wert 2015 Schätzung ZSW

12) �Entsprechend den Feuerungsanlagen besteht hier dieselbe Schwierigkeit der Erfassung der erreichten Minderung für Baden-Württem-
berg (siehe Abschnitt 2.1.1.1.)

13) Für das Jahr 2015 liegen zum Zeitpunkt der Berichtserstattung noch keine Werte vor.

Abbildung 8: Entwicklung der im Rahmen des ETS adressierten CO2-Emissionen der Industrie (energie- und prozessbedingte Emissionen)  
in Baden-Württemberg von 2005 bis 2020  
Eigene Darstellung auf Basis von Daten aus [18]

Ein Teil der Unternehmen in der Industrie unter
liegt dem Europäischen Emissionshandelssystem 
(EU ETS)11  und ist damit zur Emissionsminderung 
bzw. zum Nachweis der notwendigen Emissions
zerti�kate verp�ichtet. Dazu gehören besonders 

energieintensive Industrieprozesse ebenso wie 
besonders emissionsbehaftete Prozesse wie die 
Herstellung von Zementklinker und Glas, deren 
Emissionen nicht als energiebedingt, sondern als 
prozessbedingt einzustufen sind. 

11) �Seit Beginn der dritten Handelsperiode im Jahr 2013 sind zusätzlich weitere Tätigkeiten wie Industrieanlagen zur Nichteisenmetallverar-
beitung, Herstellung von Aluminium, Adipin- und Salpetersäure sowie Ammoniak emissionshandelsp�ichtig.

Somit werden im Rahmen des ETS beide Emis
sionspfade der Industrie gleichermaßen adressiert, 
weshalb Abbildung 7 und Abbildung 8 nicht 
unmittelbar vergleichbar sind. Wie aus Abbildung 
8 hervorgeht, konnten die im Rahmen des ETS 
erfassten Emissionen gegenüber dem Niveau von 
2005, dem Jahr der Einführung des ETS, nicht 
gemindert werden. So wird auch der fiktive 
Reduktionspfad von -1,74 %/a12 deutlich über
schritten. In Teilen ist dies auf den Anstieg der 
produkt- und prozessbedingten Emissionen 
zurückzuführen (siehe Abbildung 9).

Prozessbedingte Treibhausgasemissionen werden 
in chemischen Reaktionen bestimmter indus
trieller Produktionsprozesse freigesetzt, beispiel
weise bei der Herstellung von Zementklinker 
oder Kalk. Die produktbedingten Treibhausgas
emissionen bzw. in der Verwendung des Produkts 
entstehenden Emissionen werden auch in diesem 
Teilbereich summiert. Die produkt- und prozess
bedingten Treibhausgasemissionen weisen seit 
2010 einen deutlichen Anstieg auf, sodass das 
Minderungsziel im Jahr 201413 mit 14 % bzw. 0,4 
Mio. t CO2 höher ausfällt als noch 2010.
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Abbildung 9: Entwicklung der produkt- und prozessbedingten Treibhausgasemissionen in Baden-Württemberg von 1990 bis 2020  
Eigene Darstellung auf Basis von Daten aus [12, 16]; Wert 2014 vorläu�g

Abbildung 10: Entwicklung der CO2-Emissionen des Verkehrssektors in Baden-Württemberg im Zeitraum von 1990 bis 2020 
Eigene Darstellung auf Basis von Daten aus [12, 16]; Wert 2014 vorläu�g, Wert 2015 Schätzung ZSW

2.1.1.5 VERKEHR
Rund ein Drittel der energiebedingten CO2-Emis
sionen sind dem Verkehrssektor zuzurechnen. 
Hier werden gemäß der Quellenbilanz alle Emis
sionen zusammengefasst, die aus dem Einsatz von 
Kraftstoffen für die Mobilität resultieren. Dazu 
zählt der Straßengüterverkehr ebenso wie der 
kraftstoffbasierte Personenverkehr. Der Einsatz 
von Strom im Straßen- und Schienenverkehr wird 
entsprechend der Quellenbilanz emissionsseitig 
dem Umwandlungssektor zugeordnet. Der inter
nationale Luftverkehr wiederum unterliegt grund
sätzlich dem Europäischen Emissionshandel und 
ist nicht Teil der Darstellung in Abbildung 10.

 
 

Wie Abbildung 10 zeigt, gingen zwischen 2000 
und 2009 die verkehrsbedingten Emissionen 
kontinuierlich zurück und erreichten wieder das 
Niveau von 1990. In den darauffolgenden Jahren 
zeigt sich jedoch ein gegenteiliger Trend. So ist 
im Jahr 2015 mit 22,8 Mio. t CO2 ein gegenüber 
2009 11 % höheres Niveau zu beobachten. Der zu 
erbringende Minderungsbeitrag beläuft sich auf 
mittlerweile 32 % bzw. 7,2 Mio. t CO2 bis 2020. 
Um das Sektorziel nicht zu verfehlen, wäre eine 
jährliche Reduktion um 7,3 % für die nachfol
genden Jahre bis 2020 erforderlich.

Die Entwicklung der Jahresfahrleistung im Stra
ßenverkehr in Baden-Württemberg zeigt eine 
anhaltende Zunahme des Verkehrs seit 1990 auf 
(Steigerung um 30 %). Mit einem Anteil von 87 % 
an der gesamten Jahresfahrleistung ist der Perso
nenkraftwagen(Pkw)-Verkehr die bestimmende 
Größe im Straßenverkehr [22].

2.1.1.6 ZUSAMMENFASSUNG: ENTWICK-
LUNG DER ENERGIEBEDINGTEN TREIB-
HAUSGASEMISSIONEN IN BADEN-WÜRT-
TEMBERG
Die Gesamtentwicklung der energiebedingten 
CO2-Emissionen in Baden-Württemberg zeigt 
seit 1990 im Mittel eine sinkende Tendenz auf, 
jedoch wird der erforderliche Minderungspfad 
teilweise deutlich überschritten. 

SEKTOR SEKTORZIEL 2020 
GGÜ. 1990
[%]

MINDERUNGSBEITRAG
2020 GGÜ. 2014
[%]

MINDERUNGSBEITRAG 
2020 GGÜ. 2015
[%]

[MIO. T  
CO2]

Stromerzeugung -15 bis -18 -15 -16 -2,6

Private Haushalte -20 bis -28 -11 -15 -1,8

Gewerbe, Handel,  
Dienstleistungen

-491 -22 -24 -1,1

Industrie  
(energiebedingt)

-55 bis -60 -27 -27 -1,6

Verkehr -20 bis -25 -30 -32 -7,2

Tabelle 5: Entwicklung der sektoralen Minderungsbeiträge zum Erreichen des THG-Minderungsziels von 25 % bis 2020

1)� Im IEKK ist ein Sektorziel von �35 bis �40 % festgehalten. Dies basiert auf der Aufteilung der Emissionen der Haushalte und  
von Gewerbe, Handel, Dienstleistungen entsprechend der Schätzungen im Energieszenario Baden-Württemberg 2050. Aufgrund  
der Abweichung der Aufteilung der Emissionen entsprechend der ab 2014 verfügbaren amtlichen Statistik von den Annahmen im 
Szenario Baden-Württemberg 2050 wurde das Sektorziel für Gewerbe, Handel, Dienstleistungen von 5 Mio. t CO2 auf 3,6 Mio. t  
CO2 im Monitoring-Bericht reduziert (siehe dazu auch Kapitel 2.1.1.3.)
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Minderungspfad bis 2020 nach IEKK:
-23 % ggü. 1990 gemäß IEKK    -0,75 Mio. t CO2

-14 % ggü. 2014 (vorläufig) -0,41 Mio. t CO2
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-20 bis -25 % ggü. 1990 gemäß IEKK    -4,2 bis 5,2 Mio. t CO2

-30 % ggü. 2014 (vorläufig) -6,7 Mio. t CO2

-32 % ggü. 2015 (Schätzung) -7,2 Mio. t CO2
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Abbildung 11: Ein�ussfaktoren auf die Veränderung der temperaturbereinigten, energiebedingten CO2-Emissionen in Baden-Württemberg 
Eigene Berechnung und Darstellung auf Basis von Daten aus [23�26]; Wert 2014 vorläu�g, Wert 2015 Schätzung ZSW

Abbildung 12: Vergleich der Emissionswirkung Baden-Württembergs nach Quellenbilanz und unter Berücksichtigung des Stromimports 
Eigene Darstellung auf Basis von Daten aus [10, 12, 16, 17]; Wert 2014 vorläu�g, Wert 2015 und 2020 Schätzung ZSW

Mit einer Komponentenzerlegung können Aus
sagen über den Beitrag einzelner Ein�ussfaktoren 
auf die Veränderung der energiebedingten CO2-
Emissionen getroffen werden. Die wichtigsten Ein
�ussfaktoren mit Blick auf die energiebedingten 
CO2-Emissionen sind die Witterung, die Bevöl
kerungsentwicklung, das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) je Einwohner, die Energieintensität (Primär
energieverbrauch pro Einheit Bruttoinlandspro
dukt) und der CO2-Gehalt des Primärenergiever
brauchs (CO2-Emissionen pro Einheit Primär- 
energieverbrauch). Der CO2-Gehalt ergibt sich 
aus dem Mix der eingesetzten Energieträger: So 
weist Kohle deutlich höhere spezi�sche Emis
sionen auf wie Erdgas und dem Einsatz von er
neuerbaren Energien sowie Kernenergie werden 
keine Emissionen zugeordnet.

Die einzelnen Beiträge quanti�zieren die Verän
derung der CO2-Emissionen, die sich theoretisch 
ergäbe, wenn sich nur eine der Komponenten 
verändern würde, während alle übrigen Ein�uss
faktoren konstant gehalten werden. Das heißt 
bspw., dass sich bei einer Konstanz von Wirtschafts

wachstum, Bevölkerungszahl und CO2-Gehalt die 
Emissionen im Jahr 2015 gegenüber 1990 auf
grund der geringeren Energieintensität um 25,7 
Mio. t CO2 verringert hätten.

Die temperaturbereinigten Veränderungen seit 
1991 (Abbildung 11) zeigen den dominierenden 
Ein�uss der gesunkenen Primärenergieintensität 
(d. h. der gestiegenen Energieef�zienz). Mit einem 
Reduktionsbeitrag von rund 26 Mio. t CO2 
überkompensiert sie die emissionssteigernde Wir
kung der Bevölkerungszunahme (6,2 Mio. t CO2) 
und der positiven Wirtschaftsentwicklung (17,6 
Mio. t CO2) seit 1991. Somit wurde seit 1991 das 
Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum durch 
den ef�zienten Umgang mit Energie vom Ener
gieverbrauch entkoppelt. Auch der CO2-Gehalt 
des Primärenergieverbrauchs trägt mit 6,2 Mio. t 
CO2 zur Emissionsminderung seit 199114 bei, 
wenn auch weit weniger als die Energieintensität. 
Im Gesamtzeitraum seit 1991 geht von der posi
tiven Wirtschaftsentwicklung eine weitaus stär
kere emissionssteigernde Wirkung als von der 
demogra�schen Komponente aus.

2.1.2 WICHTIGE ASPEKTE BEI VERURSA-
CHERBEZOGENER BETRACHTUNG I.S.V. § 9 
ABS. 2 S. 2 KSG BADEN-WÜRTTEMBERG
Wie bereits in Kapitel 2.1.1 aufgezeigt, wird 
entsprechend der Quellenbilanz15 in der vor-
hergehenden Betrachtung der Entwicklung der 
energiebedingten CO2-Emissionen in Baden-Würt
temberg der positive Stromaußenhandelssaldo 
vernachlässigt. Wird der Stromimport mit dem 
Emissionsfaktor des bundesdeutschen Strommixes 
bewertet, wird deutlich, dass durch den Strom
verbrauch in Baden-Württemberg derzeit 6,7 Mio. t 
CO2 mehr verursacht werden, als es die Quellen
bilanz für die Stromerzeugung ausweist (siehe 
Abbildung 12). Neben dem Emissionsfaktor der 
Stromerzeugung Gesamtdeutschlands ist die Höhe 

des Strombezugs entscheidend zur Bewertung der 
Entwicklung: Zwischen 1990 und 2000 wurde nur 
ein geringer Anteil des Bruttostromverbrauchs 
nach Baden-Württemberg importiert. Im folgenden 
Zeitraum ist ein Anstieg auf etwa 15 TWh (19 % 
des Bruttostromverbrauchs) im Jahr 2010 zu be
obachten. Mit wachsendem Strombedarf erhöhte 
sich auch der Import, da die Stromerzeugung 
deutlich langsamer stieg. Mit dem Ausstieg aus 
der Kernenergie im Jahr 2011 nahm der Strom
bezug auf über 20 % des Bruttostromverbrauchs 
weiter zu. Seit 2013 ist die Stromimportquote 
rückläu�g, dies ist auf das relativ stabile Niveau 
des Stromverbrauchs um 77 TWh bei gleichzei
tigem Anstieg der Stromerzeugung im Land zurück
zuführen16. 

15) �Das Prinzip der Quellenbilanz liegt den Zielen des KSG BW zugrunde. Diese Methode ermöglicht die Erfassung aller relevanten 
Emittentengruppen im Land und entspricht international und national anerkannten Standards. Gleichwohl fordert das KSG BW in § 9  
Abs. 2 S. 2 im Rahmen des Monitorings die Betrachtung wichtiger verursacherbezogener Aspekte.  

16) �Weitere Informationen zur Entwicklung von Bruttostromerzeugung/-verbrauch und -import �nden sich im Monitoring der Energiewende 
in Baden-Württemberg [15].

14) �Dabei wird der Ausbau der erneuerbaren Energien teilweise von dem Rückgang des Einsatzes von Kernenergie (auch CO2-neutral) 
kompensiert.
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Die nicht energiebedingten Treibhausgasemissio
nen spielen im Vergleich zu den energiebedingten 
Treibhausgasemissionen in der Mengenbetrach
tung heute eine eher untergeordnete Rolle. Lang
fristig ist es aber umso entscheidender, auch in 
diesen Bereichen entsprechende Minderungs- 
potenziale zu aktivieren. Das Ziel, bis 2050 die 
Treibhausgasemissionen um mindestens 90 % zu 
reduzieren, kann selbst durch die vollständige 
Dekarbonisierung des Energiesektors allein nicht 
erreicht werden. Auch mittelfristig sind für die 
Realisierung des Reduktionsziels bis 2020 in den 
Sektoren Landwirtschaft, Abfall- und Abwasser
wirtschaft und im Bereich der industriellen Pro
zesse und der Produktverwendung (siehe Kapitel 
2.1.1.4) Beiträge erforderlich. Daher soll hier auch 
die Entwicklung in diesen Bereichen betrachtet 
werden, wenngleich bislang nur Daten bis zum 
Jahr 2014 vorliegen.

2.2.1 LANDWIRTSCHAFT INKL. LANDNUT-
ZUNG, LANDNUTZUNGSÄNDERUNG UND 
FORSTWIRTSCHAFT (LULUCF)
Im Rahmen der amtlichen Statistik in Baden-Würt
temberg werden die Treibhausgasemissionen aus 
der Tierhaltung, dem Düngemanagement und der 
Bodennutzung sowie der Landnutzung, Landnut
zungsänderung und Forstwirtschaft (LULUCF)17 
und den Vergärungs- und Biogasanlagen erfasst. 
Dabei ist ein Großteil der Emissionen der Vieh
wirtschaft und den landwirtschaftlichen Böden 
zuzuordnen (siehe Abbildung 13). Die zwei we
sentlichen Emissionsquellen sind hierbei zum 
einen die Lachgasemissionen (N2O) aus der 
mineralischen und organischen Stickstoffdüngung 
der Böden und andererseits die Methanemis
sionen (CH4) aus der Viehhaltung (insbesondere 
Rind). In der Summe ist eine sinkende Tendenz 
der Treibhausgasemissionen aus der Landwirt
schaft zu beobachten, auch wenn die Einzelwerte 

Abbildung 13: Entwicklung der Treibhausgasemissionen der Landwirtschaft und Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft 
Baden-Württembergs im Zeitraum von 1990 bis 2020  
Eigene Berechnung18 auf Basis von Daten aus [14, 16, 27]; Wert 2014 vorläu�g

Abbildung 14: Entwicklung der Treibhausgasemissionen der Abfall- und Abwasserwirtschaft in Baden-Württemberg im Zeitraum von 1990 
bis 2020
Eigene Darstellung19 auf Basis von Daten aus [14, 16, 27]; Wert 2014 vorläu�g

17) �Die CO2-Emissionen aus der Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft sind nicht Teil der Erfassung. Somit werden 
beispielsweise die Emissionen aus Grünlandumbruch oder die Senkenwirkung von Wäldern nicht berücksichtigt.  

18) �Die amtliche Statistik weist die Summe der Treibhausgasemissionen nicht separat für die Teilbereiche der Landwirtschaft inkl. LULUCF 
(Landwirtschaftliche Böden, Viehwirtschaft, LULUCF, Vergärungs- und Biogasanlagen) aus. Diese wurden aus den in Teilbereichen 
vorliegenden Angaben zu Methan und Lachgas mit einem CO2-˜qiuvalent von 25 für Methan und 298 für Lachgas berechnet.

der beiden Emissionsquellen schwanken. Der 
deutliche Rückgang der Emissionen aus der 
Viehhaltung seit dem Jahr 2000 ist nicht zuletzt 
auf die sinkende Tierzahl bei Rindern in Baden-
Württemberg zurückzuführen. Mit Blick auf das 
Sektorziel sind noch weitere 0,9 Mio. t CO2-
˜quivalente der Jahresemissionen bis zum Jahr 
2020 gegenüber 2014 (19 %) einzusparen.

Wald und Forstwirtschaft stellen unter Betrach
tung von Wäldern und daraus gewonnener Holz
produkte jährlich eine Kohlenstoffsenke nennens
werten Umfangs dar. In Deutschland wird die 
Minderungsleistung durch Speicherungs- und 
Substitutionseffekte vom Wissenschaftlichen Beirat 
Agrarpolitik, Ernährung und gesundheitlicher 
Verbraucherschutz und vom Wissenschaftlichen 
Beirat Waldpolitik beim BMEL auf ca. 127 Mio. t 
CO2-˜q. geschätzt. In der bisherigen Bericht
erstattung zu Treibhausgasemissionen werden 
diese Minderungsleistungen jedoch nicht aner
kannt. De facto liefert der Sektor �F� in LULUCF 
jedoch umfangreiche Minderungsleistungen zum 
Erreichen der Klimaschutzziele.

2.2.2 ABFALL- UND  
ABWASSERWIRTSCHAFT
Bei den Emissionen aus der Abfall- und Abwasser
wirtschaft handelt es sich größtenteils um Methan-
emissionen aus Hausmülldeponien (knapp 90 % 
bezogen auf den Gesamtausstoß an CO2-˜quiva
lenten des Sektors im Jahr 2014). Die weiteren 
Emissionen sind der Kompostierung, der mecha
nisch-biologischen Abfallbehandlung und der 
Abwasserbehandlung zuzuordnen. Insbesondere 
das Verbot, seit Mitte des Jahres 2005 unbehan
delte Siedlungsabfälle zu deponieren, sowie die 
Intensivierung des Recyclings und die energe
tische Verwertung von Abfällen führen zu einem 
Rückgang der Emissionen aus diesem Sektor. 
Wie  Abbildung 14 zeigt, konnte somit ein Groß
teil der Emissionen aus dem Bereich der Abfall- 
und Abwasserwirtschaft eingespart werden. Die 
ambitionierte Zielsetzung des IEKK von -90 % 
bezieht sich auf die Emissionen der Hausmüll
deponien. Für die Zielerreichung muss der jähr
liche Treibhausgasausstoß um weitere rund 0,6 
Mio. t CO2-˜quivalente (bzw. 59 %) bis zum Jahr 
2020 gegenüber 2014 reduziert werden.

19) Die Methanemissionen der Hausmülldeponien wurden mit einem CO2-˜quivalent von 25 umgerechnet.

2.2 Nicht energiebedingte  
Treibhausgasemissionen
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Minderungspfad bis 2020 nach IEKK:
-35 % ggü. 1990 gemäß IEKK    -2,08 Mio. t CO 2-Äq.
-19 % ggü. 2014 (vorläufig) -0,93 Mio. t CO 2-Äq.
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Minderungspfad bis 2020 nach IEKK (Hausmülldeponien):
-90 % ggü. 1990 gemäß IEKK    -3,72 Mio. t CO 2-Äq.
-59 % ggü. 2014 (vorläufig) -0,59 Mio. t CO 2-Äq.



5150 MONITORING-BERICHT ZUM KLIMASCHUTZGESETZ BADEN-WÜRTTEMBERG – TEIL II INTEGRIERTES ENERGIE- UND KLIMASCHUTZKONZEPT MONITORING-BERICHT ZUM KLIMASCHUTZGESETZ BADEN-WÜRTTEMBERG – TEIL II INTEGRIERTES ENERGIE- UND KLIMASCHUTZKONZEPT

2.2.3 EMISSIONEN AUS DER ENERGIE-
GEWINNUNG UND -VERTEILUNG
Zu den nicht energiebedingten Treibhausgas- 
emissionen zählen neben den Emissionen aus der 
Land- und Forstwirtschaft, der Abfall- und Kreis
laufwirtschaft und den produkt- und prozess
bedingten Emissionen in der Industrie auch die 
Emissionen aus der Energiegewinnung und -ver
teilung. Dies sind hauptsächlich Methanemis
sionen, die durch den Austritt von Erdgas beispiel
weise durch Leckagen in den Verteilstrukturen 
verursacht werden. Im Zeitraum seit 1990 konnte 
der Treibhausgasausstoß aus der Energiegewin
nung und -verteilung von 0,7 Mio. t CO2-˜quiva
lente auf rund 0,5 Mio. t CO2-˜quivalente pro 
Jahr reduziert werden [12]. Da Verteilstrukturen 
nie völlig verlustfrei betrieben werden können, 
andererseits aber auch einer entsprechenden 
Überwachung unterliegen, sind wesentliche Ver
änderungen der Emissionsmenge in diesem Sek
tor nicht zu erwarten. Im IEKK wurde nicht 
zuletzt deshalb auf ein Sektorziel verzichtet.

2.2.4 FLUORIERTE TREIBHAUSGASE
Die �uorierten Treibhausgase (F-Gase)20 trugen 
mit einem Anteil von 2,4 % (knapp 1,9 Mio. t 
CO2-˜quivalente) im Jahr 2012 zu den gesamten 
Treibhausgasemissionen in Baden-Württemberg 

bei.21 Die �uorierten Treibhausgase werden haupt
sächlich als Kältemittel und daneben auch als 
Treibmittel und in geringerem Maße als Lösch- 
und Lösemittel eingesetzt. Der weit überwiegende 
Anteil der Emissionen (98 %) stammt aus der 
Produktanwendung, vorrangig in mobilen und 
stationären Kühlanlagen (z. B. Klimaanlagen in 
Pkw und im Lebensmittelhandel), aus Isolierglas
fenstern (Einsatz von SF6 zur Schallisolierung), 
Schäumen und Aerosolen. Dabei dienen die 
�uorierten Treibhausgase vorrangig als Ersatzstoff 
für die in den meisten Anwendungen verbotenen 
Fluorchlorkohlenwasserstoffe. Auch wenn aufgrund 
des Einsatzes der Stoffe in geschlossenen Kreis-
läufen nur kleine Mengen bei der Herstellung 
und durch Diffusion bei der Anwendung der 
Produkte freigesetzt werden, ist die Klimawirkung 
nicht zu unterschätzen. Denn die F-Gase sind oft 
mehrere hundert Mal klimawirksamer als CO2. 
Um den Einsatz dieser Gase und die damit ver
bundenen Emissionen weiter zu reduzieren, gilt 
seit dem 1. Januar 2015 eine neue F-Gas-Verord
nung (Verordnung (EU) Nr. 517/2014), die den 
Einsatz von alternativen Stoffen anreizen soll. 
Ziel ist, die F-Gas-Emissionen in der EU bis zum 
Jahr 2030 um 70 Mio. t CO2-˜quivalente auf 35 
Mio. t CO2-˜quivalente zu senken.

20) �Teilhalogenierte und vollständig halogenierte Fluorkohlenwasserstoffe (HFKW und FKW) wie auch Schwefelhexa�uorid (SF6) und 
beginnend mit dem Berichtsjahr 2015 auch Stickstofftri�uorid (NF3).  

21) �Bisher liegt lediglich eine einmalige Abschätzung der F-Gase für das Jahr 2012 in Baden-Württemberg vor, siehe auch [28]. Da keine 
weiteren landesspezi�schen Werte vorliegen, ist die Emissionswirkung der F-Gase nicht in der Gesamtbilanz enthalten. Es wird jedoch 
angestrebt, auch diese Emissionen zukünftig in die Gesamtbilanz aufzunehmen.  

Abbildung 15: Entwicklung der Treibhausgasemissionen in Baden-Württemberg im Zeitraum von 1990 bis 2020 
Eigene Darstellung auf Basis von Daten aus [14]; Wert 2014 vorläu�g, Wert 2015 Schätzung ZSW22 

22) �Von Seiten des Statistischen Landesamtes liegen Daten zum Treibhausgasausstoß lediglich bis einschließlich des Jahres 2014 vor.  
Für die Entwicklung der energiebedingten Treibhausgasemissionen wurden für das Jahr 2015 Schätzungen erstellt (siehe Abschnitt 2.1). 
Zur Berechnung der Gesamtsumme der Treibhausgasemissionen wurden für die nicht energiebedingten Treibhausgasemissionen Werte 
entsprechend des Vorjahresniveaus angenommen. Tendenziell wird damit der Abfallsektor eher leicht überschätzt, da hier ein 
kontinuierlicher Rückgang der Emissionen zu beobachten ist. 

Die zusammenfassende Darstellung der energie
bedingten und nicht energiebedingten Treibhaus
gasemissionen zeigt erhebliche Schwankungen in 
den letzten Jahren auf (siehe auch Abbildung 15). 
Die Ausgangssituation für die Zielerreichung im 
Jahr 2020 hat sich im Jahr 2015 gegenüber dem 
Vorjahr tendenziell verschlechtert. Dabei werden 
Ef�zienzsteigerungen in der Steinkohleverstromung 
emissionsseitig durch die erhöhte Stromerzeugung 
aus Steinkohle überkompensiert. Auch im Verkehr 
nehmen die Emissionen weiterhin zu, sodass sich 
hier eine deutliche Zielverfehlung abzeichnet. Die 
kühlere Witterung im Vergleich zum Vorjahr, das 
starke Wirtschaftswachstum und der Bevölke-
rungszuwachs führen auch in den Sektoren Private 

Haushalte und Gewerbe, Handel, Dienstleistungen 
zu einer Zunahme der Emissionen. 

So zeigt sich nach ersten Schätzungen für das Jahr 
2015 ein Anstieg der THG-Emissionen um 1,4 
Mio. t auf 76,7 Mio. t CO2-˜quivalente, was einem 
Anstieg um 1,5 % gegenüber dem Vorjahr ent
spricht. Bezogen auf das Referenzjahr 1990 sind 
bisher Einsparungen von 12,0 Mio. t CO2-˜qui
valenten (14  %) zu verzeichnen. Zur Zielerreichung 
im Jahr 2020 ist eine Minderung des jährlichen 
Treibhausgasausstoßes in Höhe von weiteren 10,2 
Mio. t CO2-˜quivalenten bzw. 13 % gegenüber 
dem Jahr 2015 erforderlich.

2.3 Zusammenfassung der Entwicklung  
der gesamten Treibhausgasemissionen in 
Baden-Württemberg
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Minderungspfad bis 2020 nach KSG:
-25 % ggü. 1990 gemäß KSG    -22,2 Mio. t CO 2-Äq.
-12 % ggü. 2014 (vorläufig) -8,8 Mio. t CO 2-Äq.
-13 % ggü. 2015 (Schätzung) -10,2 Mio. t CO 2-Äq.
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Überblick über die  
weiteren Ziele im IEKK

3.1 Sichere Versorgung (53) � 3.2 Kostensicherheit (59)
3.3 Regionale Wertschöpfung (63) � 3.4 Bürgerengagement (66)  

3.5 Weitere Ziele des IEKK (72)

Die Energiewende, die neben der langfristig ange
legten Dekarbonisierung des Energiesystems auch 
den endgültigen Ausstieg aus der Kernenergie
nutzung bis zum Jahr 2022 zum Ziel hat, löst 
auch in der Energieversorgung in Baden-Württem-
berg deutliche Transformationsprozesse aus. Das 
Ziel �Sichere Versorgung� enthält im IEKK die 
drei Säulen:

� �Sicherstellung einer verlässlichen Energie
versorgung

� Ausstieg aus der Nutzung der Kernenergie
� �Verringerung der Importabhängigkeit von 

Energieträgern

Versorgungssicherheit bezieht sich entsprechend 
des IEKK auf den Bedarf von zusätzlichen Erzeu
gungskapazitäten sowie Netzinfrastruktur in Ba
den-Württemberg. Hierzu wird der bestehende 
konventionelle Kraftwerkspark ab 10 MW, die 
Entwicklung der elektrischen KWK-Leistungen 
und der Zubau an erneuerbaren Erzeugungsan
lagen im Land analysiert. Auch leistungsfähige 
Strom-, Erdgas- und Wärmenetzinfrastrukturen 
werden hinsichtlich Qualität und Ausbaustand in 
die Betrachtung einbezogen. 

Der Ausstieg aus der Nutzung der Kernenergie 
wird im vorliegenden Bericht anhand der Ent
wicklung des Anteils der Kernenergie an der 
Bruttostromerzeugung aufgegriffen. 

Die Entwicklung der Importabhängigkeit von fos
silen Energieträgern wird anhand der Primärener
giebezüge dargestellt. Stromseitig wird zudem die 
Entwicklung des Importanteils an der Stromver
sorgung und die Entwicklung der grenzüberschrei
tenden Last�üsse dargestellt. Abschließend wird 
auf Basis aktueller Studien aufgezeigt, dass auch 
mittel- bis langfristig die Versorgungssicherheit 
im Land aller Voraussicht nach weiterhin gewähr
leistet sein wird.

3.1.1 ENTWICKLUNG DER KAPAZITÄTEN 
DER KONVENTIONELLEN UND ERNEUER-
BAREN STROMERZEUGUNG SOWIE DER 
KWK
Die Entwicklung des konventionellen Kraftwerks
parks > 10 MW in Baden-Württemberg ist in 
Abbildung 16 im Sinne einer statischen Analyse 
der verfügbaren Kraftwerkskapazität dargestellt. 
Die Wirkung des Atomausstiegs in Baden-Würt
temberg zeigt sich als deutlicher Leistungsrückgang 
im Jahr 2011. Eine gewisse Entwicklungsdynamik 
ist in den Jahren 2014 und 2015 zu verzeichnen: 
Neben der Inbetriebnahme des Blocks 8 des 
Rheinhafen-Dampfkraftwerkes in Karlsruhe (842 
MW) und des Blocks 9 des Großkraftwerks 
Mannheim (843 MW) wurden 918 MW in die 
Netzreserve23 überführt und 460 MW endgültig 
stillgelegt. Die Analyse des Kraftwerksparks zeigt 
im Jahr 2019, mit der Stilllegung des Kernkraft
werks Philippsburg 2, weitere wesentliche Verän
derungen in Baden-Württemberg auf. 

23) �Mit der Netzreserve werden Kraftwerkskapazitäten zur Gewährleistung der Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungs-
systems insbesondere für die Bewirtschaftung von Netzengpässen und für die Spannungshaltung und zur Sicherstellung eines 
möglichen Versorgungswiederaufbaus außerhalb des Marktes vorgehalten.

Im Gegensatz zum Treibhausgasminderungsziel 
bestehen für die weiteren vier Ziele �Sichere Ver
sorgung�, �Kostensicherheit�, �Regionale Wert
schöpfung� und �Bürgerengagement� keine quan
titativen Zielsetzungen im IEKK. Sie können des- 
halb im Rahmen des vorliegenden Berichts nur 

qualitativ bzw. anhand von Hilfsindikatoren be
wertet werden. Dabei werden möglichst Zeitrei
hen für Baden-Württemberg dargestellt, um die 
Entwicklung über die Jahre darzustellen und 
Trends abzuleiten.

3.1 Sichere Versorgung
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Abbildung 16: Entwicklung des konventionellen Kraftwerksparks (> 10 MW) in BW bis 2019 (Stand November 2016)  
Eigene Darstellung auf Basis von Daten aus [29, 30]

Abbildung 17: KWK-Leistung nach KWKG in Baden-Württemberg im Leistungsbereich bis 10 MW (links) sowie Entwicklung der 
Erzeugungsleistung erneuerbarer Energien von 2000 bis 2015, Ausblick bis 2020 sowie gesicherte Leistung 2015 und im Ausblick (rechts) 
Eigene Darstellung auf Basis von Daten aus [8, 16, 31]
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Der Zubau der kleinen Kraft-Wärme-Kopplungs-
anlagen (< 10 MW) war im Jahr 2015 mit etwa 45 
MW zu 95 MW im Jahr 2014 rückläu�g, siehe Ab
bildung 17 rechts. Insbesondere im Bereich der 
Anlagen von 1 bis 10 MW ist ein deutlicher Rück
gang bei den Neuinstallationen zu verzeichnen. 
In dieser Leistungsklasse ist das anhaltend nied
rige Börsenpreisniveau für Strom als Hauptgrund 
für den rückläu�gen Anlagenneubau anzuführen. 
Außerdem dürfte die mit dem EEG 2014 einge
führte Belastung von Eigenversorgungsanlagen 
mit einem Teil der EEG-Umlage zur Investitions
zurückhaltung beigetragen haben. 

Wie Abbildung 17 rechts zeigt, �achte der Ausbau 
der erneuerbaren Energien mit Inkrafttreten des 
EEG 2014 in Baden-Württemberg ab. Dabei ist 
der Zubau von Photovoltaikanlagen in Baden-
Württemberg im Jahr 2015 das fünfte Jahr in 
Folge rückläu�g und erreicht nunmehr lediglich 
rund 160 MW (Zubau 2010: 1.100 MW, 2014: 260 
MW). Dem rückläu�gen Zubau von Photovol
taikanlagen steht ein deutlicher Zuwachs an Wind
energieanlagen gegenüber. So wurden im Jahr 

2015 Neuanlagen mit insgesamt rund 150 MW in 
Baden-Württemberg installiert, im Jahr 2016 wur
den 120 Anlagen mit einer installierten Leistung 
von 335 MW in Betrieb genommen, womit der 
Jahresendbestand gut 1.000 MW erreicht. 

Der Ausbau von Biomasse-Anlagen stagniert im 
Jahr 2015 durch die geänderte Fördersystematik 
des EEG 2014. Der Leistungszuwachs von Wasser
kraftanlagen ist ebenfalls gering und konzentriert 
sich auf Modernisierung und Zubau von kleinen 
Anlagen. Die erneuerbaren Energien leisten ne
ben dem Beitrag zur Stromerzeugung auch einen 
Beitrag zur gesicherten Leistung24. Letzterer ist 
aufgrund der �uktuierenden Einspeisecharakter
istik von Photovoltaik- und Windkraftanlagen 
jedoch vergleichsweise gering. So ist von der 
derzeit in Baden-Württemberg installierten Ge
samtleistung erneuerbarer Energien im Strom
sektor von rund 7,3 GW mit 1,22 GW nur ein 
kleiner Teil der gesicherten Leistung zuzurechnen 
(vgl. Abbildung 17). Davon entfällt mit 90 % der 
Großteil auf Wasserkraft- und Biomasseanlagen.

3.1.2 ANTEIL DER KERNENERGIE AN DER 
BRUTTOSTROMERZEUGUNG 
Erzeugungsseitig zeigt der Atomausstieg seit 2011 
seine Wirkung, sodass heute nur noch 35 % der 
Stromerzeugung im Land aus Kernenergie stammen 
(2010: rund 50 %, siehe Abbildung 18). Im Jahr 

2019 wird Philippsburg 2 (1.402 MW) mit einem 
Beitrag von über 11 TWh (17 % der Stromerzeu
gung, bezogen auf das Erzeugungsjahr 2015) still
gelegt. Im Jahr 2022 wird mit Neckarwestheim II 
(1.310 MW netto) bundesweit das letzte Kernkraft
werk vom Netz gehen.

Abbildung 18: Entwicklung des Anteils der Kernenergie an der Bruttostromerzeugung sowie des Stromimports am Bruttostromverbrauch 
im Zeitraum von 1990 bis 2015 in Baden-Württemberg 
Eigene Darstellung auf Basis von Daten aus [5, 10]; ab 2011 geänderte Erfassungsmethode des Bruttostromverbrauchs privater Haushalte; 
2014 und 2015 Bruttostromverbrauch und Import Schätzung ZSW
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24) �Sicher zur Verfügung stehende Leistung zur Versorgung der Last. 
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3.1.3 NETZQUALITÄT
Spezi�sche Daten zur Netzqualität in Baden-Würt
temberg liegen nicht vor, die Bewertung wird 
deshalb auf Basis von Bundesdaten vorgenommen. 
Demnach liegt die Versorgungszuverlässigkeit in 
Deutschland im europaweiten Vergleich nach wie 
vor auf dem höchsten Niveau. Auch die Entwick
lung der Spannungseinbrüche mit einer Dauer 
unter 3 Minuten ist weiterhin unauffällig. Eine 
Beeinträchtigung durch den fortschreitenden Aus
bau der erneuerbaren Energien ist überdies nicht 
erkennbar. Zur Gewährleistung der Systemsta
bilität sind jedoch in stark zunehmendem Umfang 
Steuerungsmaßnahmen (sog. Redispatch) notwen
dig. Ein ebenfalls starker Anstieg zeigt sich bei 
der Abschaltung von erneuerbaren Erzeugungs
anlagen in Netzengpasssituationen (Einspeisema
nagement) in Baden-Württemberg, wenn auch, 
im bundesweiten Vergleich, auf sehr niedrigem 
Niveau.

3.1.4 NETZINFRASTRUKTUR

3.1.4.1 STROMNETZINFRASTRUKTUR 
Im Bereich der Stromnetze ist auf Übertragungs
netzebene der in den Netzentwicklungsplänen 
vorgesehene Startnetzausbau in Baden-Württem
berg weitestgehend abgeschlossen. 

Die im Bundesbedarfsplan für Baden-Württem
berg vorgesehenen Maßnahmen des Zubaunetzes 
kommen voran, jedoch nach wie vor mit Verzö
gerungen. Zwei der drei großen Transitleitungen, 
die mittels Hochspannungs-Gleichstrom-Übertra
gung (HGÜ) die Erzeugungsschwerpunkte im 
Norden und Nordosten mit den Stromverbrauchs
zentren im Süden Deutschlands verbinden sollen, 
werden in Baden-Württemberg enden. Ultranet 
bzw. die im Bundesbedarfsplangesetz als Vorhaben 
2 bezeichnete, ca. 340 km lange HGÜ-Strecke 
Osterath � Philippsburg soll eine Übertragungs
leistung von 2 GW haben und zu einem Großteil 
auf bestehenden Trassen realisiert werden. Auf
grund von ˜nderungen im Genehmigungsverfah
ren und Verzögerungen bei der Standortsuche für 
die benötigten Konverterstationen [32] wurde 
die Inbetriebnahme von 2019 auf 2021 verschoben. 
Auch für das Vorhaben 3, das zusammen mit 
Vorhaben 4 auch unter dem Namen SuedLink 

firmiert, wird eine verzögerte Inbetriebnahme 
(Jahr 2025) erwartet. Ursache ist der seit Ende 
2015 geltende grundsätzliche Vorrang für Erd
kabel bei Gleichstromleitungen, der zu einer 
grundlegenden Überarbeitung der Planung für 
SuedLink führte. SuedLink soll mit einer Über
tragungsleistung von 2 GW auf 770 km Bruns
büttel (Schleswig-Holstein) mit Großgartach ver
binden. 

Im Verteilernetz sind ebenfalls umfangreiche Netz
ausbaumaßnahmen in Planung. Der Ausbau der 
110-kV-Ebene in Baden-Württemberg erfolgt nach 
derzeitigen Erkenntnissen im Einklang mit den 
energiepolitischen Zielen der Landesregierung 
und weist entsprechende Fortschritte auf. Zur 
Entwicklung auf den unteren Netzebenen liegen 
aktuell keine flächendeckenden Daten vor. Es 
gibt jedoch auch keine Hinweise auf nennenswerte 
Fehlentwicklungen.

Für den angestrebten Ausbau der Elektromobilität 
müssen auch zukünftige Netzstrukturen und even
tuell notwendiger Ausbaubedarf im Land und in 
den Kommunen berücksichtigt werden. So sollten 
Netze bereits heute zukunftssicher geplant und 
langfristig auf zusätzliche Belastungen vorbereitet 
werden.

3.1.4.2 ERDGASINFRASTRUKTUR
Der Gasnetzausbau erfolgt planmäßig. So wurde 
2016 als ein zentrales Vorhaben der Bau der Nord
schwarzwaldleitung abgeschlossen. Weitere ge
plante Maßnahmen werden die Versorgungssi
cherheit im Land weiter erhöhen.

Eine weitere Komponente des Erdgasversorgungs
systems sind Speicher. In Baden-Württemberg sind 
die Möglichkeiten der Erdgas-Speicherung jedoch 
sehr begrenzt, sodass derzeit lediglich zwei klei
nere Speicher in Betrieb sind. Baden-Württem
bergs Erdgasversorgung hängt daher von der Nut
zung der Speicherkapazitäten außerhalb des 
Landes ab. Im Frühjahr 2015 sind die Speicherfüll
stände in Deutschland trotz eines sehr milden 
Winters auf ca. 30 % und damit den niedrigsten 
Wert seit dem außergewöhnlich kalten Winter 
2012/13 gefallen [33]. Im Frühjahr 2016 lagen die 
Füllstände bei über 40 %.

Auch im Gasnetz ist die Versorgungszuverlässigkeit 
mit einer durchschnittlichen Ausfallzeit von 1,7 
Minuten pro Jahr deutschlandweit sehr hoch. Die 
Ausfallzeit ist zwar gegenüber dem Vorjahr gestie
gen, be�ndet sich aber immer noch unter dem 
langjährigen Mittelwert von 1,8 Minuten pro Jahr. 

3.1.4.3 WÄRMENETZINFRASTRUKTUR
Wärmenetze stellen einen wichtigen Bestandteil 
der Energiewende dar. Seit 2009 wurden rund 
1.150 Trassenkilometer Wärmenetze in Baden-
Württemberg neu gebaut25. Eine kontinuierliche 
Ausbaudynamik in den vergangenen Jahren ist 
erkennbar. Jedoch ist der Zubau von Wärme
netzen im Jahr 2015 im Vergleich zu den Jahren 
2012 bis 2014 deutlich zurückgegangen. Dies ist 
einerseits darauf zurückzuführen, dass im Jahr 
2015 weniger KWK-Anlagen im Leistungsbereich 
bis 10 MWel in Baden-Württemberg zugebaut 
wurden (vgl. Abschnitt 3.1.1). Andererseits kam 
mit dem Inkrafttreten des EEG 2014 (August 2014) 
der Zubau von Biogasanlagen in Deutschland 
und Baden-Württemberg nahezu zum Erliegen. 

Der Rückgang bei der Neuinstallation von fossil 
oder biogen betriebenen KWK-Anlagen schlägt 
sich folglich direkt in den Neuinbetriebnahmen 
von Wärmenetzen nieder. 

3.1.5 ENTWICKLUNG DER PRIMÄRENER-
GIEBEZÜGE UND -GEWINNUNG IM LAND
Die Entwicklung der Primärenergiegewinnung 
im Land Baden-Württemberg bzw. der Primär
energiebezüge von außerhalb des Landes bilden 
Indikatoren für die Entwicklung der Abhängigkeit 
vom Weltmarkt (und seinen Preisen) und des 
lokalen Wertschöpfungsanteils im Energiemarkt 
(vgl. dazu die weiteren Indikatoren zur Bewertung 
der regionalen Wertschöpfung in Absatz 3.3). Wie 
Abbildung 19 zeigt, sind die Primärenergiebezüge 
von knapp 1.800 Petajoule (PJ) im Jahr 2000 auf 
unter 1.400 PJ gesunken. Im selben Zeitraum ist 
die inländische Primärenergiegewinnung (insb. 
durch die Nutzung erneuerbarer Energien) auf 
rund 200 PJ angewachsen. 

25) �Auswertung bezieht sich auf Förderanträge im Rahmen des Marktanreizprogramms (MAP) der KfW-Bankengruppe sowie im Rahmen  
der KWKG-Förderung (BAFA) [34�36].

26) �Summe aus Bezügen und Gewinnung im Land.  Entspricht aufgrund Bestandsentnahmen, Lieferungen und Bestandsaufstockungen 
nicht dem Primärenergieverbrauch.

Abbildung 19: Entwicklung der Primärenergiebezüge und Primärenergiegewinnung in Baden-Württemberg26  
Eigene Darstellung auf Basis von Berechnungen ZSW und [37]
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Der Anteil der inländischen Primärenergiebe
reitstellung hat sich damit von weniger als 3 % im 
Jahr 2000 auf knapp 12 % im Jahr 2014 mehr als 
vervierfacht. Im Ganzen trug nicht nur die inlän
dische Primärenergiebereitstellung zu einer Reduk
tion der erforderlichen Bezüge von außerhalb bei, 
sondern auch das insgesamt gesunkene Primär
energieverbrauchsniveau. 

3.1.6 ENTWICKLUNG DES IMPORTANTEILS 
AN DER STROMVERSORGUNG UND 
ENTWICKLUNG DER GRENZÜBERSCHREI-
TENDEN LASTFLÜSSE 
Die Auswertung der langen Zeitreihe seit 1973 
zeigt, dass Baden-Württemberg schon seit langem 
netto Strom importierte. Dabei wird derzeit mehr 
Strom im Land erzeugt als noch 1990, jedoch 
müssen heute größere Strommengen importiert 
werden (vgl. Abbildung 18), da im Vergleich der 
Verbrauch einen stärkeren Anstieg aufweist. Dabei 
hat sich der Bruttostromverbrauch in Baden-Würt
temberg in den letzten Jahren auf einem Niveau 
zwischen 75,5 und 77 TWh stabilisiert. 

Mit dem Beschluss zum Ausstieg aus der Kern
energie im Jahr 2011 ist ein deutlicher Rückgang 
der Stromerzeugung im Land verbunden. Mit den 
ausgleichenden Effekten eines weiteren Ausbaus 
von Anlagen zur erneuerbaren Stromerzeugung 
sowie des Anstiegs der Stromerzeugung aus Stein
kohle wurden mit 64 TWh im Jahr 2015 um 
knapp 3 % geringere Strommengen als im Jahr 
2010 im Land erzeugt. Damit ist der Anteil der 
Importe am Bruttostromverbrauch mit 16 % etwa 
3 Prozentpunkte unter dem Niveau von 201027.

Die Importe stammen größtenteils nicht aus dem 
Ausland, sondern aus den benachbarten Bundes
ländern. Gleichzeitig gewinnt der grenzübergrei

fende Stromaustausch durch die Umsetzung des 
europäischen Energiebinnenmarkts weiter an 
Bedeutung. Per Saldo28 stiegen die Exporte von 
Baden-Württemberg in das benachbarte Ausland 
im Jahr 2015 weiter an. Treiber dieser Entwicklung 
sind im Wesentlichen die höheren Export�üsse 
in die Schweiz. 

Mit der Stilllegung der Kernkraftwerke im Land 
und dem Ausbau des Übertragungsnetzes wird 
die Bedeutung der Stromimporte perspektivisch 
deutlich zunehmen.

3.1.7 BEWERTUNG DES UMSETZUNGS-
STANDES DES ZIELS „SICHERE VERSOR-
GUNG“
Die Versorgungssicherheit in Baden-Württemberg 
kann nicht isoliert als Vergleich von Erzeugungs
leistung und Nachfragelast betrachtet werden. 
Die Stromerzeuger und -verbraucher in Baden-
Württemberg sind in das europäische Stromversor
gungssystem eingebunden. Versorgungssicherheit 
ist damit nicht auf die im Land zur Verfügung 
stehenden Kapazitäten beschränkt und wird un
mittelbar durch die Entwicklungen in Gesamt
deutschland und den Nachbarstaaten beein�usst. 
Eine aktuelle Studie im Auftrag des Ministeriums 
für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft [39] 
zeigt, dass die Versorgungssicherheit in Baden-
Württemberg als Teil des deutschen und euro
päischen Stromverbundes trotz abnehmender Er
zeugungsleistungen kurz- bis mittelfristig aller 
Voraussicht nach weiterhin gewährleistet sein 
wird, da eine Absicherung in Form von Reserve-
kraftwerken besteht. Auch die Bundesnetzagentur 
sieht auf Basis der Systemanalyse der Übertra
gungsnetzbetreiber kurz- bis mittelfristig keine 
Gefährdung der Versorgungssicherheit [40, 41].

27) �Wert 2014 angepasst, Wert 2015 geschätzt. Siehe Ausführungen in Kapitel 2.4 im aktuellen Monitoring der Energiewende in 
Baden-Württemberg [15]. 

28) �Die Auswertung bezieht sich auf die unter [38] veröffentlichten viertelstündlichen Summen des grenzüberschreitenden Last�usses.  
Eine detaillierte Darstellung der Entwicklung der grenzüberschreitenden Last�üsse ist im aktuellen Monitoring der Energiewende in 
Baden-Württemberg [15] dargestellt.

Abbildung 20: Entwicklung der Energiepreise
Nominale Preisindizes für die Einfuhr fossiler Energieträger von Januar 2000 bis Oktober 2016 (oben links); nominale Verbraucherpreise  
für Heizöl leicht und Erdgas für Industrie (ohne MwSt.) und Haushalte29 (einschließlich MwSt.) (oben rechts); nominale monatliche 
Durchschnittswerte der Kraftstoffpreise für Superbenzin und Dieselkraftstoff (Markenware mit Selbstbedienung, einschließlich MwSt.) 
(unten links); durchschnittlicher Haushaltskunden-Strompreis bei einem Jahresverbrauch von 3.500 kWh und durchschnittlicher Industriekun-
den-Strompreis bei einem Jahresverbrauch von 160 bis 20.000 MWh (unten rechts)
Eigene Darstellung auf Basis von Daten aus [42 � 44]

29) �Industriepreis für Heizöl leicht bei einer Lieferung von mind. 500 t (Großhandel/ab Lager), Erdgaspreise für Industrie stellen Durchschnitt-
serlöse dar, Erdgaspreise für Haushalte bei einer Abgabemenge von 1.600 kWh Erdgas im Monat inklusive aller Steuern und Abgaben.

3.2 Kostensicherheit
Für den Industriestandort Baden-Württemberg 
spielt die wirtschaftliche Tragfähigkeit der Energie
versorgung eine ebenso wichtige Rolle wie die 
Wahrung der Versorgungssicherheit. Bezahlbare 
Energiepreise sind eine wichtige Voraussetzung, 
um die internationale Wettbewerbsfähigkeit des 
Standortes einerseits und den Rückhalt für die 
Energiewende in der Bevölkerung andererseits 
gewährleisten zu können. Auch wenn die Mög
lichkeiten zur Ein�ussnahme seitens des Landes 
begrenzt sind, zielt das IEKK auf eine Stabili
sierung der Energiepreise, eine Minderung der 
Risiken steigender Energiekosten sowie eine Re
duktion des Energieverbrauchs und Steigerung 
der Energieef�zienz (zum Energieverbrauch und 
zur Entwicklung der Energieef�zienz wird auf 
den Bericht zum Monitoring der Energiewende 
in Baden-Württemberg verwiesen [15]). In diesem 
Sinne sind als Indikatoren im Folgenden die 
Entwicklung der Energiepreise, die aggregierten  

 
 
 
Letztverbraucherausgaben für Energie sowie die 
Entwicklung der EEG-Umlage und die Verteilungs
wirkung durch die Begünstigung der Besonderen 
Ausgleichsregelung aufgezeigt. 

3.2.1 ZEITREIHEN ZUR ENERGIEPREIS-
ENTWICKLUNG
Die Einfuhrpreise für die Energieträger Steinkohle, 
Erdöl und Erdgas weisen seit 2012/2013 einen 
rückläu�gen Trend auf (vgl. Abbildung 20, oben 
links). Insgesamt liegen die Einfuhrpreise für Erdöl 
und Erdgas im Oktober 2016 nahezu einheitlich 
25 % unter dem Niveau des Jahres 2010. Der 
Steinkohlepreis stieg in den Vormonaten deutlich 
an, sodass hier noch eine Minderung von 12 % 
gegenüber 2010 besteht. Die starken Preisanstiege 
ab 2005 sowie in den Jahren nach der globalen 
Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 und 2009 sind 
damit derzeit weitgehend rückgängig gemacht 
worden.
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Für Private Haushalte zeigt sich im Jahr 2015 bun
desweit für Erdgas (inkl. aller Steuern und Ab
gaben) ein um 11 % höheres Preisniveau als 2010. 
In der Industrie fällt die Preissteigerung seit 2010 
mit 5 % im Jahr 2014 weniger stark aus. Dagegen 
ist der Haushaltsendkundenpreis für Heizöl im 
Jahr 2015 um knapp 10 % gegenüber 2010 gefallen, 
in der Industrie beläuft sich der Rückgang auf 
rund 12 %. 

Die Entwicklung der Preise für Benzin und Diesel 
weist seit 2012 eine rückläu�ge Tendenz auf. Im 
September 2016 war der Preis von Superbenzin 
um 7 % bzw. von Dieselkraftstoff um 13 % geringer 
als 2010. 

Die durchschnittlichen Industriestrompreise für 
Abnehmer mit einem Jahresverbrauch zwischen 
160 und 20.000 MWh zogen � nach einem vor
übergehenden Rückgang im Zuge der Strom
marktliberalisierung � seit der Jahrtausendwende 
spürbar an. Während dies zunächst auf steigende 
Beschaffungskosten, inklusive der Kosten für die 
Netznutzung und den Vertrieb, zurückzuführen 
war, nahm zuletzt vor allem der Anteil der staatlich 
bedingten Preisbestandteile zu. Mit Stand Novem

ber 2016 weist der BDEW für das Jahr 2016 einen 
Anstieg um 3,37 ct/kWh gegenüber 2010 auf 15,44 
ct/kWh aus [44]. 

Die durchschnittlichen Haushaltskunden-Strom
preise (Jahresverbrauch von 3.500 kWh) waren nach 
den anhaltenden Preissteigerungen der Vorjahre 
im Jahr 2015 erstmals leicht rückläu�g und 2016 
nahezu konstant. Gegenüber 2010 liegt ein An
stieg um 5,11 ct/kWh vor [44]. Stärkster Treiber 
seit 2010 ist der Anstieg der EEG-Umlage.

3.2.2 AGGREGIERTE LETZTVERBRAUCHER-
AUSGABEN FÜR ENERGIE
Im Bericht zum Monitoring der Energiewende in 
Baden-Württemberg [15, 45] werden seit dem 
Jahr 2014 im Rahmen einer energiewirtschaftlichen 
Gesamtrechnung die aggregierten Letztverbrau
cherausgaben in Baden-Württemberg für Energie 
einem kontinuierlichen Monitoring unterzogen. 
Diese Angaben werden nachfolgend als weiterer 
Indikator zur Bewertung des IEKK-Ziels �Kosten
sicherheit� herangezogen. Für die detaillierte Be
schreibung der Methodik wird auf den ange
führten Bericht verwiesen. 

Abbildung 22: Anteil der Letztverbraucherausgaben für Strom, Wärme und Kraftstoffe am nominalen Bruttoinlandsprodukt
Eigene Darstellung auf Basis von Berechnungen ZSW in [15]; für Wärmedienstleistungen liegen aufgrund der begrenzten landesspezi�schen 
Datenbasis zu energetischen Sanierungsaktivitäten keine Werte vor 2010 vor. * Werte für 2015 vorläu�g/geschätzt.

Die Betrachtung der obigen nominalen Letztver
braucherausgaben zeigt eine Steigerung im Zeit
verlauf. Parallel dazu ist im betrachteten Zeitraum 
auch die Wirtschaftsleistung des Landes Baden-
Württemberg gestiegen. Zur Bewertung der Be
zahlbarkeit von Energie aus gesamtwirtschaftlicher 
Perspektive werden nun die aggregierten Letzt
verbraucherausgaben für Strom, Wärme und Kraft
stoffe auf das nominale Bruttoinlandsprodukt 
Baden-Württembergs bezogen (Abbildung 22). 
Für Strom liegt der Anteil weiterhin unter 2,5 % 

und be�ndet sich damit unterhalb des Niveaus 
von 1991. Analog zu den Entwicklungen auf Bun
desebene ist somit festzustellen, dass der Anstieg 
der aggregierten Ausgaben für Strom weit weniger 
stark ausgeprägt war, als dies oftmals in der öf
fentlichen Diskussion anklingt. Die weitere Ent
wicklung muss jedoch aufmerksam beobachtet wer
den, insbesondere vor dem Hintergrund zusätz- 
licher Kosten, die in den kommenden Jahren zu 
erwarten sind (weiterer EE-Ausbau, Offshore-Wind
parks und deren Anbindung, Netzausbau etc.).

Abbildung 21 zeigt die Entwicklung der Letztver
braucherausgaben (ohne MwSt.) in Baden-Würt
temberg für Strom und Kraftstoffe seit dem Jahr 
1991 und für Wärmedienstleistungen ab dem Jahr 
2010. Die Letztverbraucherausgaben für Strom 
sind infolge der Liberalisierung des Strommarkts 
bis 1998 zunächst gesunken. Ab dem Jahr 2000 ist 
jedoch ein Anstieg der Ausgaben zu verzeichnen, 
der auf gestiegene Preise für Energieträger (ins
besondere Kohle und Erdgas), die Preiswirkung 
des Emissionshandels sowie die zunehmende 
Anzahl und Höhe von Umlagen (EEG, KWKG, 
etc.) zurückzuführen ist. Insgesamt belaufen sich 

die Letztverbraucherausgaben für Strom in Ba
den-Württemberg auf rund 10 Mrd. Euro im Jahr 
2015.

Im Beobachtungszeitraum seit 2010 sind die 
Letztverbraucherausgaben für Wärmedienstleis
tungen zunächst gestiegen, um bis zum Jahr 2015, 
primär aufgrund der wieder gesunkenen Letzt
verbraucherpreise, auf rund 11 Mrd. Euro zu 
sinken. Die Letztverbraucherausgaben für mineral
ölbasierte und biogene Kraftstoffe belaufen sich 
im Jahr 2015 auf rund 9,4 Mrd. Euro. 

Abbildung 21: Entwicklung der Letztverbraucherausgaben für Energie in Baden-Württemberg
Eigene Darstellung auf Basis von Berechnungen ZSW in [15]; für Wärmedienstleistungen liegen aufgrund der begrenzten landesspezi�schen 
Datenbasis zu energetischen Sanierungsaktivitäten keine Werte vor 2010 vor. * Werte für 2015 vorläu�g/geschätzt.
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Bei den Letztverbraucherausgaben für Kraftstoffe 
bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt Baden-
Württembergs zeigt sich bis 2012 insgesamt eine 
steigende Tendenz. Mit dem Rückgang der Kraft
stoffpreise ab dem Jahr 2013 ging der Anteil am 
BIP jedoch stark zurück und lag im Jahr 2015 bei 
lediglich rund 2,0 %, was dem Niveau vor der 
Jahrtausendwende entspricht.

Bezieht man die aggregierten Letztverbraucher
ausgaben für Wärmedienstleistungen einschließ
lich Maßnahmen zur energetischen Sanierung auf 
das BIP, ergibt sich ein Anteil von aktuell rund 
2,5 %. Entgegen der öffentlichen Wahrnehmung 
zeigt der Bezug zum BIP, dass nicht die Ausgaben 
für Strom, sondern die für Wärmedienstleistungen 
gesamtwirtschaftlich betrachtet an erster Stelle 
stehen. Dabei ist die Energiewende im Wärme
sektor im Vergleich zum Stromsektor erst wenig 
vorangeschritten.

Insgesamt ist somit zu konstatieren, dass die Letzt
verbraucherausgaben für Energie in Baden-Würt
temberg in den vergangenen Jahren nicht über
proportional gestiegen sind. Im Vergleich zum 
bundesweiten Anteil der Letztverbraucheraus

gaben für Energie fallen die Ausgaben gemessen 
am Bruttoinlandsprodukt in Baden-Württemberg 
mit insgesamt weniger als 7 % geringer aus. 

3.2.3 EEG-UMLAGE UND -VERTEILUNGS-
WIRKUNGEN
Die Transformation des Energiesystems soll lang
fristig die Risiken steigender Energiepreise mi
nimieren und die Energiekosten stabilisieren. 
Vorübergehend führen jedoch der Ausbau der 
erneuerbaren Energien, der Umbau des konven
tionellen Kraftwerksparks und der Netzausbau zu 
zusätzlichen Kosten für die Verbraucher. Im Sin
ne einer nachhaltigen Entwicklung sind diese 
Lasten möglichst gleichmäßig zu verteilen, gleich
zeitig aber auch Überlastungen einzelner Akteurs
gruppen zu vermeiden. 

Die EEG-Umlage wälzt die Mehrkosten der Strom
erzeugung aus erneuerbaren Energien auf die 
Stromverbraucher in Deutschland ab und steht im 
Mittelpunkt der Diskussion um die Kosten der 
Energiewende. Der Anstieg der am 14. Oktober 
2016 von den Übertragungsnetzbetreibern bekannt
gegebenen EEG-Umlage für das Jahr 2017 beläuft 
sich gegenüber dem Vorjahr auf 0,53 ct/kWh bzw. 

Abbildung 23: Entwicklung der EEG-Umlage in den Jahren 2010 bis 2017
Eigene Darstellung auf Basis von [46]

8,3 % [46]. Insgesamt hat sich die Umlage (ohne 
MwSt.) damit ausgehend von 2,05 ct/kWh im 
Jahr 2010 auf 6,88 ct/kWh mehr als verdreifacht. 
Wesentlicher Ein�ussfaktor ist neben dem Ausbau 
der erneuerbaren Energien und der Ausweitung 
der Ausnahmen für stromintensive Industrie
unternehmen der sinkende Börsenstrompreis, 
siehe hierzu Ausführungen in Kapitel 5.1.3 im 
aktuellen Monitoring der Energiewende in Ba
den-Württemberg. 

Die Ausnahmeregelungen für stromintensive 
Industrieunternehmen wurden in der Vergangen
heit mehrfach überarbeitet. Nach einer deutlichen 
Ausweitung der Begünstigungen im Zuge des 
EEG 2012 folgte mit dem EEG 2014 nach einer 
intensiven Kostendebatte in Deutschland und 
einer Auseinandersetzung mit der EU-Kommis
sion zum Tatbestand der Beihilfe die erneute 
Begrenzung. Seit 2014 hat sich der Umfang der 
Begünstigungen schließlich stabilisiert. Der auf 

Baden-Württemberg entfallende Anteil der be
günstigten Strommenge nahm in der Gesamtschau 
leicht von 7,1 % (2010) auf 6,2 % (2016) ab. 

3.2.4 BEWERTUNG DES UMSETZUNGS-
STANDES DES ZIELS „KOSTENSICHERHEIT“
Wie die Entwicklung der aggregierten Letztver
braucherausgaben verdeutlicht, führen die in den 
letzten Jahren gefallenen Rohstoffpreise zu gerin
geren Belastungen der Endenergieverbraucher. 
Die Energieausgaben sind, mit Ausnahme der 
Ausgaben für Strom, seit 2013 mit dem Rückgang 
der Rohstoffpreise rückläufig. Der Strompreis 
wird stark von staatlichen Bestandteilen beein
flusst (EEG-Umlage, KWKG-Umlage, Strom
steuer). Beim Bezug auf die Wirtschaftsleistung 
im Land relativiert sich jedoch die Belastung mit 
einem Anteil von weniger als 2,5 % (noch unter 
dem Anteil von 1990). Grundsätzlich sind die 
Möglichkeiten der Ein�ussnahme des Landes auf 
die Energiepreise sehr begrenzt.

Mit dem IEKK wird unter anderem das Ziel 
verfolgt, die regionale Wertschöpfung im Land zu 
steigern. In diesem Zusammenhang werden im 
IEKK einige positive Entwicklungen qualitativ 
skizziert, die die Grundlage für die Bewertung 
des Umsetzungsstands bilden. Die nachstehende 
Bewertung erfolgt auf Basis einer Auswertung 
bestehender Studien und Gutachten.

Das IEKK benennt im Zusammenhang mit der 
Steigerung der regionalen Wertschöpfung fol
gende Aspekte:

� �Regionale Wertschöpfung statt Energieimporte: 
Reduktion der Abhängigkeit von steigenden 
Weltmarktpreisen und Erhöhung des Anteils 
der lokalen Wertschöpfung im Energiemarkt

� Beschäftigungswirkungen im Land

� �Kommunale Wertschöpfung als Summe aus er
zielten Gewinnen der Unternehmen, dem Netto
einkommen der Beschäftigten und den Steuer
einnahmen der Kommune

Zur Bewertung des Umsetzungsstandes werden 
folgende Indikatoren herangezogen:

� �Entwicklung der Primärenergiebezüge und der 
Primärenergiegewinnung in Baden-Württemberg 
im Zeitverlauf auf Basis der Energiebilanz Ba
den-Württemberg (siehe Abschnitt 3.1.5 unter 
Versorgungssicherheit)

� �Entwicklung des Beschäftigungsvolumens auf 
Basis der Studie �Energiewende in Baden-Würt
temberg. Auswirkungen auf die Beschäftigung� 
[47]

� �Gewerbesteuereinnahmen und kommunaler Anteil 
der Einkommensteuer aus dem Betrieb von 
Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien 
zur Strom- und Wärmebereitstellung

3.3	 Regionale Wertschöpfung

E
E

G
-U

m
la

ge
 in

 c
t/k

W
h

2,05 

3,53 3,59 

5,28 6,24 6,17 
6,35 

6,88 

-1 

0 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 

Ausbau W asserkraft, Geothermie und Gase Ausbau Biomasse 

Ausbau Photovoltaik Ausbau Windenergie Offshore 

Ausbau Windenergie an Land Sonstige Kosten und Einnahmen 

Liquiditätsreserve Kontostand 



6564 MONITORING-BERICHT ZUM KLIMASCHUTZGESETZ BADEN-WÜRTTEMBERG – TEIL II INTEGRIERTES ENERGIE- UND KLIMASCHUTZKONZEPT MONITORING-BERICHT ZUM KLIMASCHUTZGESETZ BADEN-WÜRTTEMBERG – TEIL II INTEGRIERTES ENERGIE- UND KLIMASCHUTZKONZEPT

Abbildung 24: Beschäftigungsvolumen in Baden-Württemberg durch die Energiewende
Darstellung aus [47]

3.3.1 ENTWICKLUNG DES  
BESCHÄFTIGUNGSVOLUMENS
Die Auswirkungen der Energiewende auf die Be
schäftigung in Baden-Württemberg wurden in 
einer Studie für die Bereiche erneuerbare Ener
gien, konventionelle Stromerzeugung, Energie
ef�zienz im Gebäudebereich und in Unternehmen 
sowie Netzausbau im Detail untersucht [47].

So waren im Bereich der erneuerbaren Energien 
im Jahr 2014 rund 37.000 Arbeitsplätze (2013: 
40.000) den erneuerbaren Energien im Strom-, 
Wärme- und Verkehrsbereich zuzurechnen (inklu
sive indirekter Beschäftigungswirkungen durch 
Vorleistungsver�echtungen). Tendenziell ist wie 
auch auf Bundesebene ein rückläu�ger Trend zu 
verzeichnen, der primär auf die Konsolidierung 
der Photovoltaikbranche und die gesunkene Nach
frage nach PV-Anlagen zurückgeht. Ein positiver 
gegenläu�ger Effekt ist in den jüngsten Entwick
lungen im Windenergiebereich zu erkennen.

Die energetische Sanierung von Gebäuden führte 
im Jahr 2014 zu einer Beschäftigungswirkung von 
rund 15.600 Arbeitsplätzen (2013: 14.500), die sich 
seit dem Jahr 2011 nicht nennenswert verändert 

hat. Diese Zahlen müssen allerdings als absolute 
Mindestzahlen gesehen werden, da sie nur die 
Beschäftigungswirkung der vom Land unterstütz
ten KfW-Programme zur Energieef�zienz�nan
zierung berücksichtigen. Zukünftig ist davon aus
zugehen, dass von steigenden Investitionstätig- 
keiten auch ein wachsender Beschäftigungsimpuls 
ausgeht. 

Die Beschäftigungswirkung im Bereich der Ener
gieef�zienz in der Industrie und der kommunalen 
Infrastruktur beläuft sich im Jahr 2014 auf rund 
2.800 Arbeitsplätze (2013: 4.800). Auch diese 
Zahlen müssen als absolute Untergrenze der Be
schäftigungswirkung angesehen werden, da sie 
nur die Effekte der vom Land unterstützten KfW-
Programme miteinbeziehen. Zukünftig bestehen 
hier große Potenziale für Baden-Württemberg 
durch die Herstellung und Ausfuhr von Ef�zienz
technologien. 

Mit einem Beschäftigungseffekt von rund 600 
zusätzlichen Arbeitsplätzen im Jahr 2014 fallen 
die Wirkungen im Bereich der Stromnetze noch 
eher gering aus. In den nächsten Jahren dürften 
aufgrund der in den Netzentwicklungsplänen  

vorgesehenen Ausbaumaßnahmen zunehmend 
Investitionen und Beschäftigungseffekte ausgelöst 
werden. 

Insgesamt können in den Jahren 2013 und 2014 
jeweils rund 60.000 bzw. 56.000 Arbeitsplätze in 
Baden-Württemberg den Investitionen und 
wirtschaftlichen Aktivitäten in energiewendere
levanten Handlungsfeldern zugerechnet werden, 
womit jeder hundertste Arbeitsplatz direkt oder 
indirekt mit der Energiewende in Verbindung 
steht. Mit 37.000 Arbeitsplätzen trägt der Aus
bau der erneuerbaren Energien mit Abstand am 
meisten zu den Beschäftigungseffekten bei, ge
folgt von rund 15.600 Arbeitsplätzen im Bereich 
der energetischen Sanierung von Wohngebäuden 
(Abbildung 24).

Baden-Württemberg pro�tiert hinsichtlich der 
energiewenderelevanten Beschäftigungseffekte  
sehr stark von den Lieferungen von Vorleistungen 
für die Branche der erneuerbaren Energien. Die 
zukünftige Entwicklung hängt also stark vom 
Ausbau der erneuerbaren Energien außerhalb 
Baden-Württembergs, der Wettbewerbsfähigkeit 
auf internationalen Märkten sowie der Innova
tionskraft der baden-württembergischen Indus
triebranchen ab.

3.3.2 KOMMUNALE STEUEREINNAHMEN 
AUS DEM BETRIEB VON ANLAGEN ZUR 
NUTZUNG ERNEUERBARER ENERGIEN ZUR 
STROM- UND WÄRMEBEREITSTELLUNG
Im Hinblick auf die regionale Wertschöpfung ist 
neben den bereits angeführten Beschäftigungs
effekten relevant, inwieweit die Kommunen in 
Form von Steuereinnahmen von Klimaschutzmaß
nahmen pro�tieren. Im Fokus der vorliegenden 
Analyse steht der Betrieb von Anlagen zur Nut
zung erneuerbarer Energien zur Strom- und 
Wärmebereitstellung in Baden-Württemberg. An
lagen zur Herstellung von Biokraftstoffen wurden 
nicht berücksichtigt, da die kommunalen Steuer
einnahmen dem Anlagenstandort zuzurechnen 
sind und nicht über den Verbrauch von Biokraft
stoffen in Baden-Württemberg ermittelt werden 
können.

Die Abschätzung basiert auf zwei Studien des 
IÖW [48, 49], wovon letztere mit Fokus auf Ba
den-Württemberg erstellt wurde. Im Gegensatz 
zu den betrachteten Studien werden hier, man
gels langjähriger Zeitreihen der entsprechenden 
Eingangsdaten, die mit der Installation der An
lagen verbundenen Effekte (wie Anlagenpro
duktion, Planung und Montage) nicht berück
sichtigt, sondern nur die aus dem Anlagenbetrieb 
resultierenden kommunalen Steuereinnahmen 
quantifiziert. Damit werden die kommunalen 
Steuereinnahmen, die im Zusammenhang mit 
der Nutzung erneuerbarer Energien in Baden-Würt
temberg generiert werden, einerseits unterschätzt. 
Andererseits zeigen die kommunalen Steuerein
nahmen aus dem Anlagenbetrieb den langjähri
gen positiven Trend, ohne von installationsbe
dingten Einmaleffekten überlagert zu werden  
(z. B. durch Effekte im Zusammenhang mit den 
hohen Installationsvolumina von PV-Anlagen in 
den Jahren 2010 und 2011).

Im Ergebnis zeigt sich, dass in Baden-Württemberg 
im Jahr 2015 kommunale Steuereinnahmen (Ein
nahmen aus der Gewerbesteuer und anteiligen 
Einkommensteuer) in der Größenordnung von 
mehr als 60 Mio. Euro durch den Betrieb von 
Anlagen zur Nutzung von erneuerbaren Energien 
zur Strom- und Wärmebereitstellung erzielt wurden 
(Abbildung 25).   

Da Biomasse im Wärmebereich traditionell seit 
vielen Jahren genutzt wird, zeigt sich in den ver
gangenen Jahren nur ein vergleichsweise modera
ter Zuwachs der kommunalen Steuereinnahmen 
durch den Anlagenbetrieb zur Wärmebereitstel
lung. Dagegen sind die Einnahmen durch den 
Ausbau des Anlagenbestandes zur Stromerzeu
gung aus erneuerbaren Energien in den vergan
genen zehn Jahren deutlich gewachsen. 

3.3.3 BEWERTUNG DES UMSETZUNGS-
STANDES DES ZIELS „REGIONALE  
WERTSCHÖPFUNG“
Inzwischen hängt in etwa jeder hundertste Arbeits
platz in Baden-Württemberg von der Energie
wende ab. Die Beschäftigungsbasis in energiewen
derelevanten Branchen war im Jahr 2014 gegenüber 
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Abbildung 25: Abschätzung der kommunalen Steuereinnahmen aus dem Betrieb von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien zur 
Strom- und Wärmebereitstellung in Baden-Württemberg 
Eigene Darstellung von Berechnungen des ZSW auf Basis von Daten aus [8, 48, 49]

Voraussetzung für eine erfolgreiche Energiewende 
ist die Akzeptanz bei den Bürgerinnen und Bürgern. 
Eine wesentliche Möglichkeit, Akzeptanz in der 
Bürgerschaft zu erreichen, ist die Beteiligung an 
der Umsetzung der Energiewende und weiteren 
Klimaschutzmaßnahmen. Die Beteiligung kann 
dabei sowohl als wirtschaftliche Teilhabe an kon
kreten Projekten als auch über die gesellschaftliche 
Teilhabe durch eine Beteiligung an wesentlichen 
politischen Entscheidungsprozessen erfolgen. Im 
IEKK wurde das Ziel formuliert, beide Formen 
der Teilhabe zu unterstützen.

3.4.1 WIRTSCHAFTLICHE TEILHABE AN 
DER ENERGIEWENDE
Die wirtschaftliche Teilhabe an der Energiewende 
kann z. B. über die Errichtung von Erneuerbare-
Energien-Anlagen durch Privatpersonen oder 
auch durch den Erwerb von Anteilsscheinen an 
den entsprechenden Anlagen erfolgen. 2012 lag 
der Anteil der installierten Leistung zur Strom
erzeugung aus erneuerbaren Energien der Privat
personen bundesweit bei 35 %. Über den Umfang 
der Vergabe von Anteilsscheinen liegen keine Er-
kenntnisse vor. 

Eine weitere Möglichkeit ist die Gründung loka
ler Bürgerenergieanlagen, zum Beispiel von Ener
giegenossenschaften, die durch den Zusammen
schluss mehrerer Akteure die Errichtung größerer 
Anlagen erlauben. Im August 2016 waren 150 Ener
giegenossenschaften, hinter denen etwa 26.950 
Einzelmitglieder stehen, Mitglied im Baden-Würt
tembergischen Genossenschaftsverband. Im Jahr 
2010 waren es noch etwa 74 Energiegenossen
schaften, sodass sich ihre Zahl in den vergangenen 
fünf Jahren mehr als verdoppelt hat. Mehrheitlich, 
bei mehr als 80 %, handelt es sich um Photovoltaik-
Genossenschaften. Die installierte Leistung beträgt 
hier pro Genossenschaft durchschnittlich 939 
kWp. Bei 69 % der Energiegenossenschaften liegt 
die installierte Leistung zwischen 51 und 1.000 
kWp. Die Leistung verteilt sich dabei auf durch
schnittlich sieben Anlagen. Neben den Bürger
solaranlagen werden zunehmend auch andere 
Energieerzeugungsformen gewählt. So errichtete 
die Energiegenossenschaft Ingersheim und Um-
gebung eG im Jahr 2012 das erste genossen
schaftlich betriebene Windrad in Baden-Würt
temberg. Inzwischen gibt es drei genossenschaftlich 
betriebene Windkraftanlagen im Land und dazu 
25 Anlagen, die anteilig in genossenschaftlichem 
Besitz sind. Auch immer mehr Wärmeprojekte 
werden von Genossenschaften umgesetzt � wie 
etwa in St. Peter im Schwarzwald, wo ein gemein
sames Hackschnitzelwerk mit Nahwärmenetz für 
die Gemeinde gebaut wurde. Etwa 20 Energie
genossenschaften zum Thema Nahwärme gibt es 
derzeit in Baden-Württemberg. Zusätzlich gibt es 
Beispiele für den Betrieb von KWK-Anlagen 
durch Energiegenossenschaften, wie durch die 
Mittelbadische Energiegenossenschaft in Baden-
Baden. Dort wird die Wärme lokal an die Gebäu
deeigentümer abgegeben, während der Strom 
auch an die eigenen Genossenschaftsmitglieder 
verkauft wird. Darüber hinaus gibt es Genossen
schaften zum Contracting und zur E-Mobilität. 
Insgesamt lässt sich unter den Energiegenossen
schaften eine zunehmende Diversi�zierung er
kennen, viele Genossenschaften erschließen neue 
Geschäftsfelder oder schließen sich für Koopera
tionsprojekte zusammen. 

Mit der EEG-Novelle 2017 gab es eine einschnei
dende ˜nderung der Rahmenbedingungen für 
Bürgerenergieanlagen, deren Wirkung abzuwar
ten bleibt. Die Veränderungen im Bereich der 
kleineren Solaranlagen30  könnten jedoch positive 
Auswirkungen auf die Aktivitäten von Bürger-
PV-Anlagen haben. Bei den Ausschreibungsver
fahren für größere PV-Anlagen über 750 kWp 
sind jedoch Genossenschaften eher im Nachteil. 
Diese Einschätzung wird durch die Ergebnisse 
der bisher durchgeführten PV-Ausschreibungs
runden bestätigt. Im Windenergiebereich wird es 
im Rahmen der de�nierten Ausschreibungsre-
gelungen für Genossenschaften ebenfalls schwie
riger, eigene Windprojekte umzusetzen. Mög
lichkeiten gibt es dann eher im Bereich der Be- 
teiligung an einzelnen Windenergieprojekten. Für 
Bürgerenergieprojekte wurden jedoch Ausnahme
regelungen in Form erleichterter Teilnahmebe
dingungen festgelegt, damit keine zu hohen 
Kosten vor�nanziert werden müssen. Sie werden 
zudem �nanziell bessergestellt, da sie im Fall des 
Zuschlags den Wert des höchsten in der Ausschrei
bungsrunde bezuschlagten Gebots erhalten. Auch 
die Regelungen zur Ausschreibung von Bestands
biomasseanlagen werden zeigen müssen, ob damit 
der Weiterbetrieb wirtschaftlich möglich ist. Da 
Biogasanlagen oftmals die Hauptwärmequelle von 
genossenschaftlichen Nahwärmenetzen sind, ist 
auch das für Energiegenossenschaften von großer 
Bedeutung.

Die Gründung von Bürgerenergieanlagen wird vom 
Ministerium für Umwelt, Klima und Energie
wirtschaft unterstützt durch die Informationsbro
schüre �Bürger machen Energie � Rechtsformen 
und Tipps für Bürgerenergieanlagen�. Darüber 
hinaus wurden in das Veranstaltungsangebot der 
LUBW seit 2012 regelmäßige Erfahrungsaustausche 
des Landesnetzwerks Ehrenamtlicher Energie-
Initiativen aufgenommen. Zudem bietet der jähr
lich statt�ndende Energietag des Ministeriums 
für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft und 
des Baden-Württembergischen Genossenschafts
verbands e. V. Raum für Information und Ver
netzung für Bürgerenergieakteure.

30) �Aufgrund einer Anpassung des atmenden Deckels in § 49 Abs. 3 EEG 2017 soll die EEG-Vergütung zukünftig bei einer deutlichen 
Unterschreitung des PV-Zubaukorridors wieder schneller ansteigen. 

dem Vorjahr zwar leicht rückläu�g, mittelfristig 
ist jedoch mit einer positiven Beschäftigungsent
wicklung zu rechnen. Im Hinblick auf die Be
schäftigungswirkungen ist Baden-Württemberg 
stark abhängig von der Entwicklung außerhalb 
des Landes, da insbesondere im Bereich der 
erneuerbaren Energien die Lieferungen von Vor
leistungen für die Erneuerbare-Energien-Branche 
von großer Bedeutung sind. Zunehmend positiv 
entwickelt sich die Beschäftigungsbasis im Bereich 
der energetischen Gebäudesanierung.

Eine positive Tendenz im Hinblick auf eine  
Reduktion der Energieimporte und die dadurch 
verbundene Steigerung der regionalen Wertschöp
fung zeigt der steigende Anteil der in Baden-
Württemberg bereitgestellten Primärenergie am 
Gesamtverbrauch. Auch die kommunalen Steuer
einnahmen aus dem Betrieb von Anlagen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien zeigen einen 
steigenden Trend. 

3.4 Bürgerengagement
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Neben der direkten wirtschaftlichen Teilhabe an der 
Energiewende in Form von Eigentum an Anlagen 
durch Privatpersonen und Bürgerenergieanlagen 
gibt es eine indirekte wirtschaftliche Teilhabe über 
die Gründung und den Betrieb von Stadtwerken 
in den Kommunen. Die Bürger pro�tieren dabei, 
wenn erzielte Gewinne für kommunale Aufgaben 
wie die Förderung von Vereinen oder Kinder
betreuungseinrichtungen eingesetzt werden. Der
zeit gibt es in Baden-Württemberg 190 Stadt- und 
Gemeindewerke (Mitglieder im VKU, Stand 
2014), die einen Umsatzerlös von 12,5 Mrd. Euro 
erzielen (Stand 2013). Im Jahr 2016 waren darunter 
mindestens 116 Stadtwerke; mehr als die Hälfte 
davon wurden seit 2007 gegründet. Oft be�nden 
sich die Stadtwerke im Eigentum mehrerer Kom
munen, wodurch die Ermittlung der Zahl der 
Kommunen, die ein Stadtwerk betreiben bzw. 
Anteile an einem Stadtwerk besitzen, nicht durch
führbar ist. 

3.4.2 GESELLSCHAFTLICHE TEILHABE AN 
DER ENERGIEWENDE
Die gesellschaftliche Teilhabe an der Energie
wende wird über die Beteiligung der Bürgerschaft 
am politischen Prozess der Umsetzung der Ziele 
des Klimaschutzgesetzes ermöglicht. Ein Beispiel 
dafür ist die Bürger- und Öffentlichkeitsbeteiligung 

(BEKO) bei der Erarbeitung des IEKK. Hier er
folgte nach Vorlage des IEKK-Entwurfes eine  
frühzeitige und ergebnisoffene Beteiligung von 
Bürgern und Verbänden über verschiedene Kom
munikationswege, darunter eine Online-Bewer
tungsmöglichkeit aller 110 vorgeschlagenen IEKK-
Maßnahmen für alle Bürger mit Internetzugang. 
Zusätzlich wurden Bürger- und Verbändetische 
und schriftliche Befragungen sowie Interviews 
mit Vertretern aus Politik und Verwaltung durch
geführt. Ergebnisse der Beteiligung wurden in die 
weitere Ausarbeitung des IEKK aufgenommen. 
Der Prozess der BEKO wurde in der begleitenden 
Evaluation grundsätzlich als positiv und gelungen 
bewertet.    

Auch für die Fortschreibung des IEKK ist eine 
umfassende und frühzeitige Bürgerbeteiligung 
vorgesehen. Die Bürgerschaft wird durch die 
jährlichen Monitoring-Kurzberichte zum IEKK 
über den Umsetzungsstand der Maßnahmen in
formiert und hat die Möglichkeit, sich mit Ideen 
und Anregungen an die Stabsstelle Klimaschutz 
zu wenden. In der Umsetzungsphase des IEKK 
wird die Bürgerschaft in den einzelnen Maßnah
men beteiligt. Beispiele dafür sind das Programm 
Zukunft Altbau, das Forum Energiedialog und der 
Dialogprozess zum SuedLink.   

ZUKUNFT ALTBAU
Das vom Umweltministerium geförderte Programm Zukunft Altbau dient als zentrale Anlaufstelle für Bürgerinnen und 

Bürger, die ihr Gebäude energetisch sanieren möchten. 

DIE KONTAKTAUFNAHME VON DEN BÜRGERN ERFOLGT ÜBER 

� ��die Internetseite (mit Schnell-Check zur Sensibilisierung), die aktuell ca. 650�750 Besucher pro Tag verzeichnet

� �über das Beratungstelefon mit Rückrufservice (im Jahr 2016 waren es 1.141 Anrufe und 1.636 Fragen wurden beantwor-

tet, davon: 44 % zum EWärmeG, 15 % Förderung, 13 % Fachinfos, 13 % Fragen durch Energieberater, 8 % EnEV, 7 % 

Sonstiges)

ZUKUNFT ALTBAU WENDET SICH DIREKT AN GEBÄUDEEIGENTÜMERINNEN UND -EIGENTÜMER MIT

� �Druck und Verteilung einer großen Au�age an Broschüren und Merkblättern; z. B. wurde der Sanierungsleitfaden in den 

letzten fünf Jahren über 100.000 Mal ausgehändigt

� �Pressearbeit: 2016 wurden 22 Presseinformationen verschickt, diese wurden in 2.211 Beiträgen der Printmedien aufge-

nommen und rund 43 Mio. Mal abgedruckt.

  �ES GAB 691 ONLINEBERICHTE MIT CA. 3,9 MRD. ONLINEVISITS (DIE SEHR HOHE ZAHL KOMMT DURCH DIE 

HÄUFIGE AUFNAHME IN BUNDESWEITE ONLINEPORTALE WIE BILD.DE, FOCUS.DE ODER T-ONLINE USW. ZU- 

STANDE)

  �� �dem Sanierung(s)Mobil: Im Jahr 2016 gab es 28 Veranstaltungstage in ganz BW mit 385 ausführlichen Beratungsge-

sprächen und hunderten weiteren Kurzkontakten.

  � �Messen: An rund 35 Messetagen war Zukunft Altbau 2016 vor Ort vertreten, u. a. bei den Nachhaltigkeits- und Energie-

wendetagen sowie bei der Landesgartenschau/Grünprojekt. Dabei wurden insgesamt rund 1.000 detailliertere Bera-

tungsgespräche geführt.

Indirekt ist Zukunft Altbau über das Netzwerk aus Kooperationspartnern und Multiplikatoren bei zahlreichen anderen Ver-

anstaltungstagen präsent. Die regionalen Energieagenturen, aber auch Banken und Bausparkassen sowie Planer, Berater 

und Handwerker greifen gerne auf die Materialien von Zukunft Altbau zurück, da bekannt ist, dass die Informationen von 

Zukunft Altbau neutral, fachlich richtig und gut aufbereitet sind.

Für 2017 ist geplant, eine Beratungsleitlinie herauszugeben und damit für Endkunden eine Verbesserung bei der Bera-

tungsqualität und für die Energieberaterbranche eine Qualitätssicherung einzuführen.



7170 MONITORING-BERICHT ZUM KLIMASCHUTZGESETZ BADEN-WÜRTTEMBERG – TEIL II INTEGRIERTES ENERGIE- UND KLIMASCHUTZKONZEPT MONITORING-BERICHT ZUM KLIMASCHUTZGESETZ BADEN-WÜRTTEMBERG – TEIL II INTEGRIERTES ENERGIE- UND KLIMASCHUTZKONZEPT

In der zweiten Phase fanden die öffentlichen Bürgerdialoge statt. Diese haben interessierte Anwohnerinnen und Anwoh-

ner der möglichen Trassenvarianten, Bewohnerinnen und Bewohner der umliegenden Gemeinden und andere Interessier-

te über die Planungen und Hintergründe zum SuedLink informiert. Zudem wurde das Planungsverfahren erläutert und es 

wurden Beteiligungsmöglichkeiten in den jeweiligen Verfahrensschritten vorgestellt. Das Konzept sah dezentrale Bürger-

veranstaltungen entlang der geplanten Trasse bzw. im Untersuchungsraum der Trasse in unmittelbarer Nähe der Wohnor-

te der Betroffenen vor. Damit war eine umfassende Information und Diskussion mit allen Interessierten � ungeachtet ihres 

Vorwissens � gewährleistet. Es wurden insgesamt fünf öffentliche Informations- und Diskussionsveranstaltungen in Lein-

garten, Möckmühl, Grünsfeld, Bad Mergentheim und Oberwittstadt ausgerichtet.

Die in der Beteiligungsphase abgegebenen Hinweise und Empfehlungen wurden vom Vorhabenträger TransnetBW ge-

prüft und bewertet. Von den rund 7.000 eingegangenen Hinweisen zum Gesamtprojekt kamen 148 aus Baden-Württem-

berg. Davon waren 64 Hinweise planungsrelevant. Diese Beteiligung der Öffentlichkeit hat zur Anpassung der Trassenkor-

ridore geführt, was zeigt, wie wichtig und erfolgreich das informelle Dialogverfahren war. Auf der anderen Seite zeigt die 

Sachlichkeit der Hinweise, dass die frühzeitige Information zur grundsätzlichen Akzeptanz des Projekts beigetragen hat.

FORUM ENERGIEDIALOG
Mit dem �Forum Energiedialog (FED)� bietet das Land den Kommunen in Baden-Württemberg bei der Umsetzung der 

Energiewende Unterstützung und Handreichungen an. Zusammen mit den Bürgermeistern entwickelt FED Strategien, die 

darauf zielen, frühzeitig die Entstehung heftiger Kon�ikte z. B. innerhalb der Bürgerschaft zu vermeiden oder in ihrer Eska-

lation zu begrenzen. Die Energiewende ist nicht nur ein nationaler Veränderungsprozess von großer allgemeiner Bedeu-

tung, sie verändert auch den Alltag der Menschen. Allerdings setzen ˜ngste vor Kostentreibern und Kon�ikte um Anlagen 

bzw. deren befürchtete Auswirkungen dieses eigentlich positiv besetzte Handlungsfeld �Energiewende� unter Druck und 

gefährden damit einen wichtigen Baustein für den Erfolg der Energiewende, die vor allem in den Kommunen sichtbar wird.

Das Forum Energiedialog erstellt auf Basis von Umfeldanalysen zunächst einen Vorgehensvorschlag, der dann mit den 

Bürgermeistern diskutiert und abgestimmt wird. Vor Ort tätig wird dabei ein Team mit externen Dienstleistern, die vielfäl-

tige Erfahrungen mit Bürgerbeteiligung und mit dem Umgang bei Kon�ikten um Infrastrukturanlagen haben und die eine 

allparteiliche Haltung einnehmen. Zum Einsatz kommen dabei insbesondere Instrumente zur Beratung und Begleitung von 

Bürgermeistern und Gemeinderäten (Moderation von Sitzungen, Dialog- und Aushandlungsprozesse, zur kommunikativen 

Unterstützung, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Infomaterialien), zur Klärung fachlicher Streitpunkte (Aufbereitung von 

Fakten, Vermittlung von Experten, Bürgerinformationsveranstaltungen) und ggf. zur Bearbeitung und Schlichtung von 

Kon�ikten (Mediation, Runde Tische). In der sogenannten Pilotphase zwischen März und September 2016 wurde das Fo-

rum in neun Kommunen in Baden-Württemberg tätig (Bitz, Elzach, Gammertingen, Hardheim, Höp�ngen, Riedlingen, 

Winden im Elztal, Winterlingen, Zweifalten). Nach der landesweiten Öffnung des FED-Angebots begleitet das Forum 

Energiedialog derzeit (Stand: Januar 2017) weitere 17 Kommunen. Zeitgleich wird das Forum extern evaluiert, um die  

Erreichung der Ziele des Forums zu überprüfen und ggf. Verbesserungsmöglichkeiten zu identi�zieren.

DIALOGPROZESS ZUM SUEDLINK
Baden-Württemberg als Stromimportland ist für eine zuverlässige Stromversorgung auf einen zügigen Stromnetzausbau 

angewiesen. Der SuedLink, eine insgesamt rund 800 km lange Stromleitung, soll den (wind)stromreichen Norden Deutsch-

lands mit dem Süden verbinden. Um die Öffentlichkeit frühzeitig zu informieren und lokale Besonderheiten abzufragen, 

führte das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft in Zusammenarbeit mit dem Vorhabenträger TransnetBW, 

dem Regionalverband Heilbronn-Franken und der Deutschen Umwelthilfe ein vorgezogenes informelles Dialogverfahren 

zum SuedLink durch.

In der ersten Phase des informellen Dialogverfahrens, den Fachdialogen, wurden 2015 und 2016 mit verschiedenen Mul-

tiplikatoren vier Fachdialoge sowie eine Fachkonferenz durchgeführt. Diese waren explizit an Expertinnen und Experten, 

Planerinnen und Planer, Gemeinde- und Kreisvertreterinnen und -vertreter, Behörden, Träger öffentlicher Belange, Verbän-

de und Vertreterinnen und Vertreter von Bürgerinitiativen gerichtet. Es wurde über übergeordnete Aspekte der Trassenpla-

nung und besonders spezi�sche Themen wie beispielsweise das Planungsverfahren und die Beteiligungsmöglichkeiten 

innerhalb der Bundesfachplanung, Erdverkabelung oder Belange der Landwirtschaft und des Bodenschutzes informiert 

und diskutiert. Diese Veranstaltungen fanden größtenteils bereits vor dem öffentlichen Dialog mit den Bürgern statt, ohne 

dass bereits konkrete Trassenvorschläge vorlagen. Ziel war es, eine gemeinsame Wissensbasis und ein gemeinsames 

Verständnis für das Planungsverfahren zum SuedLink zu entwickeln.

Bürgerengagement ist nur dann möglich, wenn 
die staatlichen Stellen entsprechende Informa
tionen und Informationsmaterial für die Bürger 
zur Verfügung stellen. Das Informationsangebot 
der Landes Baden-Württemberg zum Thema 
Energiewende und Klimaschutz ist recht umfas
send. Jährlich erscheinende Publikationen des 
Umweltministeriums sind beispielsweise das Mo
nitoring Energiewende, der Bericht zu Erneu
erbaren Energien sowie der Energiebericht � alle 
mit aktuellen Zahlen und einer anschaulichen, 
informativen Darstellung. Neben diesen Status
berichten gibt es eine Vielzahl an Publikationen, 
die sich an die breite Öffentlichkeit wenden. 
Aktuelle Beispiele sind der Energie-Spar-Kalender 
2017 und das Faltblatt �Besonders sparsame Haus
haltsgeräte 2016/2017�.

Zwischen 2013 und 2016 hat darüber hinaus die 
Kampagne �50-80-50� im Rahmen einer Breiten
kommunikation zu allen Gesichtspunkten der 
Energiewende informiert, positive Beispiele auf
gezeigt, mit Dialogformaten das direkte Gespräch 
mit den Bürgerinnen und Bürgern im Land 
gesucht und zum proaktiven Verhalten angeregt. 
Dabei wurde die Energiewende als Ganzes be
trachtet und fachlich, sachlich und auch kritisch 
für sie diskutiert und geworben. Außerdem 
wurden die Akteure der Energiewende im Land 
aus Wirtschaft, Industrie, Verbänden und Vereinen, 
Bürgerenergiegenossenschaften, Kommunen etc. 

adressiert und motiviert, ihre Aktivitäten in Sachen 
Energiewende mit Hilfe der Kampagne verstärkt 
zu kommunizieren. Die Kampagne agierte so 
auch als Vernetzungsplattform. Sie war als Mul
tichannel-Öffentlichkeitsarbeit konzipiert, um die 
Zielgruppen auf allen relevanten Kanälen und 
Kontaktpunkten effektiv zu erreichen. Diese er
folgreiche Öffentlichkeitsarbeit soll künftig mit 
neuen Formaten zur Information, Kommunikation 
und Unterstützung einer aktiven Meinungsbildung 
in der Bevölkerung neu aufgelegt werden. 

Ehrenamtliche Energie-Initiativen sind ein bedeu
tender Motor der Energiewende vor Ort und ein 
Zeichen von aktiver gesellschaftlicher Teilhabe 
und Bürgerengagement. Im Jahr 2012 wurde die 
Anzahl an ehrenamtlichen Energieinitiativen im 
Land auf etwa 300 geschätzt. Der Großteil dieser 
Initiativen ist den drei Organisationsformen Ener
giegenossenschaften (etwa 40 %), Agenda-Gruppen 
(etwa 25 %) und Energievereine (etwa 17 %) 
zuzuordnen. Unter den Arbeitsschwerpunkten 
dominieren Information und Beratung sowie 
Investitionen in erneuerbare Energien und Ener
gieef�zienz. Wesentlicher Wirkungsraum der Ini
tiativen ist die Kommune, die Zusammenarbeit 
mit den Kommunen ist in der Regel eng. Zumeist 
sind Kommunalpolitiker und Verwaltungsan
gehörige selbst Mitglied. Die Arbeit der Initiativen 
wird mehrheitlich als sehr erfolgreich bewertet.  

�

�
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Um die Bürgerbeteiligung in Baden-Württemberg 
zu stärken und eine neue politische Kultur zu 
entwickeln, wurde 2011 das Amt der Staatsrätin 
für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung im 
Staatsministerium Baden-Württemberg eingerich
tet. Die Landesregierung unterstützt die gesell
schaftliche Teilhabe außerdem durch die Bro
schüre �Bürgermitwirkung im Klimaschutz�. Die 
LUBW veröffentlichte außerdem das Informati
onsblatt �Bürgerschaftlicher Klimaschutz � Förde
rungen, Veranstaltungen, Materialien�.

3.4.3 BEWERTUNG DES UMSETZUNGS-
STANDES DES ZIELS „BÜRGERENGAGE-
MENT“
Die wirtschaftliche Teilhabe an der Energiewende 
als ein Indikator für das Ziel Bürgerengagement 
weist eine positive Entwicklung auf. Insbesondere 
die deutliche Zunahme der Anzahl von Energie
genossenschaften ist ein Beleg dafür. Die Zahl 
der Energiegenossenschaften stieg von 74 im Jahr 

2010 auf 150 im Jahr 2016 und hat sich damit 
innerhalb von sechs Jahren verdoppelt. Zudem 
gab es seit 2007 mehr als 60 Neugründungen von 
Stadtwerken im Land, von denen Bürger indirekt 
pro�tieren können.

Die gesellschaftliche Teilhabe an der Energie
wende ist in Baden-Württemberg vielfältig und 
wird von der Landesregierung unterstützt. So gab 
es einen umfassenden Beteiligungsprozess bei 
der Ausarbeitung des IEKK und auch die Fort
schreibung soll mit einer Bürgerbeteiligung um
gesetzt werden. Die Durchlässigkeit für Ideen aus 
der Bürgerschaft ist über die Stabsstelle Klima
schutz gegeben. Zahlreiche umfassende Status
berichte informieren über den Sachstand in Klima
schutz und Energiewende, außerdem informieren 
zahlreiche Broschüren und Flyer die breite Öf
fentlichkeit zum Thema. Weiterhin gibt es derzeit 
etwa 300 ehrenamtliche Energieinitiativen im 
Land. 

Einen wesentlichen Klimaschutzbeitrag zu den 
Zielen im IEKK und KSG sollen die Redu-
zierung des Endenergieverbrauchs und die Erhö
hung des Anteils der erneuerbaren Energien, 
insbesondere durch Wind und PV, leisten. Das 
IEKK zeigt auf Basis des damaligen Energie
szenarios 2050 [20] einen Pfad für die Entwicklung 
dieser wesentlichen Kenngrößen auf. Wie in 
Abbildung 26 dargestellt, soll bis 2020 der End
energieverbrauch gegenüber 2010 um 16 % redu
ziert werden, gleichzeitig soll der Anteil der 
erneuerbaren Energien an der Wärmebereitstel
lung auf 21 %, am Stromverbrauch auf 36 % und 
im Verkehr auf 16 % gesteigert werden. 

Gegenüber 2010 konnte im Jahr 2015 eine Reduk
tion des Endenergieverbrauchs um 3,4 % (Schätz
wert) erreicht werden, bezogen auf 2014 zeigt sich 
eine Minderung von 6 %. Der Ein�uss der Wit
terung führt in beiden Fällen zu einer Unter
zeichnung des Wertes31. Ausgehend von 2015 sind 

weitere 13 % bzw. 2,8 % pro Jahr durch Effi
zienzmaßnahmen und Verbrauchsreduktion ein
zusparen. In den vergangenen Jahren konnten bei 
starkem Wirtschaftswachstum Fortschritte bei der 
Energieproduktivität in den Sektoren Industrie 
und GHD erzielt werden. Dem gegenüber steht 
jedoch ein steigender Energieverbrauch im Ver
kehrssektor und ein absolut betrachtet geringer 
Rückgang im Gebäudebereich (Einsparungen 
beim spezifischen Verbrauch bezogen auf die 
Wohnfläche werden größtenteils kompensiert 
durch die Zunahme der mittleren Pro-Kopf-Wohn
�äche sowie die steigende Bevölkerungszahl). 

Das derzeit niedrige Preisniveau von fossilen 
Energieträgern ist einerseits positiv für Letztver
braucher mit Blick auf die Ausgaben für Energie, 
andererseits mindert das Preisniveau sowohl im 
Verkehrs- als auch im Gebäudebereich die Anreize 
für einen ef�zienteren Einsatz und Umgang mit Ener
gie bzw. den Umstieg auf erneuerbare Energien. 

Abbildung 26: Entwicklung des Endenergieverbrauchs und jeweilige Beiträge der erneuerbaren Energien in den Bereichen Strom, Wärme 
und Verkehr
Anteil der erneuerbaren Stromerzeugung im Jahr 2020 berücksichtigt EE-Stromimporte 
Eigene Darstellung auf Basis von Daten aus [8, 16, 50]; Wert 2014 vorläu�g, Wert 2015 Schätzung ZSW 

Die Anreize zur Errichtung von Erneuerbare-
Energien-Anlagen zur Stromerzeugung werden 
primär von den Regelungen auf Bundesebene 
gesetzt. Erneuerbare Energien sollen bis zum Jahr 
2020 in Deutschland mind. 35 % des Brutto
stromverbrauchs decken. Auf Landesebene soll 
ein Anteil von 38 % an der Stromerzeugung32  
erreicht werden. Der Anteil der erneuerbaren 
Stromerzeugung an der Bruttostromerzeugung 
beläuft sich auf rund 23 % in Baden-Württemberg. 
Gegenüber 2010 konnte eine Steigerung um 6,5 
Prozentpunkte erreicht werden, zur Zielerrei
chung sind weitere 14,8 Prozentpunkte erforder
lich. Derzeit zeigt sich eine sehr hohe Dynamik 
im Ausbau der Windenergie im Land, jedoch 
kann davon ausgegangen werden, dass sich mit 
der Umstellung des EEG auf Ausschreibungs
verfahren das hohe Zubauniveau des Jahres 2016 
nach Ablauf der Übergangsfrist Ende 2018 ver
mutlich nicht halten lassen wird.

Der Anteil der erneuerbaren Energien zur Wärme
erzeugung (ohne Strom) konnte gegenüber 2010 
um 2,9 % auf 14,9 % gesteigert werden. Bis 2020 
sind zusätzlich rund 6 Prozentpunkte erforderlich. 
Das derzeit niedrige Preisniveau von fossilen 
Energieträgern mindert die Anreize für notwen
dige Investitionen in Erneuerbare-Energien-Heiz
anlagen. 

Im Verkehrsbereich ist der Anteil der erneuer
baren Energien am Kraftstoffverbrauch gegenüber 
2010 rückläu�g. Dabei führte die Umstellung der 
Förderung von einer energiebezogenen Quote 
auf eine Treibhausgaseinsparungsquote zu einem 
gesunkenen Einsatz von Biokraftstoffen im Jahr 
2015. Ab 2017 steigt die Quote von 3,5 % auf 4 % 
und ab dem Jahr 2020 auf 6 %, sodass ab 2017 
tendenziell mit einem Anstieg des Einsatzes von 
Biokraftstoffen zu rechnen ist.

31) �Der temperaturbereinigte Endenergieverbrauch im Jahr 2014 (angepasst) und 2015 (Schätzwert) liegt mit 1 bzw. 0,5 % geringfügig über 
dem Ausgangswert im Jahr 2010.

32) �Zudem soll ein Anteil von 36 % am Endenergieverbrauch von Strom erreicht werden. Im Jahr 2015 beträgt der Anteil der erneuerbaren 
Stromerzeugung am Endenergieverbrauch von Strom rund 22 %. Gegenüber 2010 liegt eine Steigerung um 6,6 Prozentpunkte vor, zur 
Zielerreichung sind weitere 14,2 Prozentpunkte erforderlich.

3.5 Weitere Ziele des IEKK
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Werte 2014 vorläufig; We rte 2015 geschätzt. 
Im Wärme- und Ve rkehrssektor verbrauchter Strom ist vollständig dem Stromsektor zugeordnet.
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Berichte der Ressorts zur 
Umsetzung der Maßnahmen  

des IEKK
4.1 Überblick zum Stand der Umsetzung (75)  

4.2 Umsetzungsstand der Maßnahmen (79) � 4.3 Vorbildfunktion  
des Landes (115) � 4.4 Weitere laufende Maßnahmen (118)

Mit Ablauf des Jahres 2016 hat die Umsetzung 
von 98 Maßnahmen des IEKK begonnen oder ist 
bereits abgeschlossen, was 91 % der Maßnahmen 
entspricht (siehe Abbildung 27). Die Umsetzung 
weiterer 7 Maßnahmen ist für den Zeitraum 2017 
bis 2020 geplant.

Ein Großteil der Maßnahmen im IEKK sind 
langfristig oder unbefristet und eher prozess-
orientiert angelegt (z. B. M 1 Atomausstieg kon
sequent vollziehen oder M 96 Verstärkte Ver
marktung regionaler Produkte) und können 
aufgrund dieser Eigenschaft nicht als vollständig 

umgesetzt betrachtet werden. Die fortlaufend 
umgesetzten Maßnahmen repräsentieren somit 
hauptsächlich Maßnahmen, die begonnen wurden 
und deren Umsetzung fortlaufende Aktivitäten 
erfordern. Weiterhin ergeben sich aus den voll
ständig umgesetzten Maßnahmen, wie beispiels
weise M 17 Contracting-Offensive, weitere Aktivi
täten, die jedoch über die Maßnahmenbeschreibung 
im IEKK hinausgehen.

Einen detaillierten Überblick über den quanti
tativen Umsetzungsstand der Maßnahmen gibt 
Tabelle 6.

Abbildung 27: Darstellung zum Umsetzungsstand der Maßnahmen des IEKK; die Umsetzung von rund 90 % der Maßnahmen erfolgt 
fortlaufend bzw. ist bereits abgeschlossen
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